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Auch im 20. Jahr der Deutschen Einheit beherr-

schen die bereits sichtbaren Auswirkungen einer-

seits und die für die Zukunft prognostizierten Fol-

gen des demografischen Wandels andererseits die 

Debatte um die Entwicklung der neuen Bundeslän-

der. Enorme Wanderungsbewegungen seit dem 

Fall der innerdeutschen Grenze und die niedrige 

Geburtenrate Anfang der 1990er Jahre haben im 

Zusammenspiel mit der steigenden Lebenserwar-

tung in Ostdeutschland so etwas wie eine demo-

grafische Laborsituation unter einzigartigen Bedin-

gungen – und damit auch ohne erprobte Hand-

lungsstrategien – erzeugt.  

 

Obwohl alle deutschen Bundesländer von Ver-

änderungen in der Zusammensetzung ihrer Bevöl-

kerung betroffen sind, trägt der demografische 

Wandel in Mecklenburg-Vorpommern, Branden-

burg, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen 

spezifische Züge. Hier ist er mit dem Beitritt der 

fünf Länder zur Bundesrepublik Deutschland am  

3. Oktober 1990 verknüpft und hält deshalb andere 

Begründungszusammenhänge, Auswirkungen und 

Lösungsansätze bereit. Die überaus rasante und 

radikale Umstellung der gesellschaftlichen und 

politischen Rahmenbedingungen vor 20 Jahren hat 

sich bis tief hinein in das private Leben eines jeden 

Einzelnen ausgewirkt und prägt den Umgang mit 

dem demografischen Wandel bis heute.  

 

Insbesondere die Schrumpfungsprozesse stehen 

im Mittelpunkt der öffentlichen Aufmerksamkeit – 

nicht zuletzt, weil Mängel und Defizite der ostdeut-

schen Regionen sich potenzieren, sobald sich das 

Image vom „leeren Osten“, in dem nur die „Fuß-

kranken“ bleiben (Asmuth 2006), erst einmal ver-

festigt hat. Von diesen Schrumpfungsprozessen 

bleibt auch die Kinder- und Jugendarbeit nicht un-

berührt. Vor allem in der Peripherie werden Infra-

strukturen abgebaut, weil es schlicht an jungen 

Menschen fehlt. Im Jahr 2005 sank der Anteil der 

unter 20-Jährigen an der Gesamtbevölkerung auf 

20 Prozent (Statistisches Bundesamt 2007), 1950 

waren es noch 30,4 Prozent.  

 

Die vorliegende Expertise befasst sich mit den 

Auswirkungen des demografischen Wandels auf die 

Kinder- und Jugendarbeit in Ostdeutschland. Mit 

Hilfe der in dieser Arbeit gewonnenen Erkenntnisse 

soll ein Neuansatz für die Kinder- und Jugendarbeit 

in den besonders vom demografischen Wandel 

betroffenen Regionen der neuen Länder entwickelt 

werden, der innovative, flexible und qualitativ 

hochwertige Angebote vorhält. Die vorliegende 

Studie ist wie folgt aufgebaut:  

 

1. Status quo der Kinder- und Jugendarbeit in 

den neuen Bundesländern  

Das erste Kapitel skizziert die institutionellen Rah-

menbedingungen und die empirische Datenlage. 

Im weiteren Verlauf wird auf die politische Debatte 

in den Bundesländern und auf der Ebene des Bun-

des eingegangen. Außerdem gibt dieser Abschnitt 

eine Übersicht über die Finanzierungsstruktur und 

die Trägerlandschaft in Ostdeutschland. 
 
2. Erkenntnisgewinn aus der Befragung 

Das zweite Kapitel fasst die Ergebnisse der Exper-

tenbefragung (Fragebogen und anschließendes 

Gespräch) zusammen. Erklärtes Ziel und Erkennt-

nisinteresse ist es, einen schlaglichtartigen Einblick 

in die realen Bedingungen und Einschätzungen vor 

Ort zu gewähren. 
 
3. Erkenntnisgewinn aus den Good-Practice-

Beispielen 

Das dritte Kapitel befasst sich mit den Bewertungs-

kriterien für Good Practice und den anhand dessen 

identifizierten Beispielen. Die ausgewählten Pro-

jekte auf europäischer Ebene, aus West- und 

(schwerpunktmäßig) Ostdeutschland sowie die 

daraus ermittelten Erkenntnisse werden detailliert 

dargestellt. 
 
4. Handlungsempfehlungen 

Im letzten Kapitel werden Handlungsempfehlun-

gen ausgesprochen, die aus den gesammelten Er-

kenntnissen der vorliegenden Studie abgeleitet 

sind und in die auch die Expertise der Verfasser auf 

dem Gebiet der Kinder- und Jugendarbeit in Ost-

deutschland – der Stiftung Demokratische Jugend 

sowie Prof. Dr. Lindner – einfließen.  

Einleitung 
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Die Aufbereitung der Situation der Kinder- und 

Jugendarbeit in den neuen Bundesländern fand auf 

zwei Ebenen statt. Zum einen wurden die institu-

tionellen Rahmenbedingungen anhand der ein-

schlägigen Gesetzestexte recherchiert. Zum ande-

ren sind in Form einer Datenanalyse sowohl auf 

Bundes-, auf Landes- und – soweit vorhanden – auf 

kommunaler Ebene die politischen Verabredungen 

sowie die tatsächliche personelle und finanzielle 

Ausstattung der Kinder- und Jugendarbeit unter-

sucht worden. Als Datenquellen sind vor allem die 

offizielle Jugendhilfestatistik „KOMDat Jugendhilfe 

– Kommentierte Daten der Jugendhilfe“ und Anga-

ben der Statistischen Landesämter herangezogen 

worden. Die politische Debatte in den neuen Bun-

desländern wurde im Rahmen einer Dokumenten-

analyse (Koalitionsverträge, Absichtserklärungen, 

Stellungnahmen der ostdeutschen Jugendverbän-

de) nachgezeichnet. Darüber hinaus wurden die 

zuständigen Landesministerien gebeten, zu den 

politischen Entwicklungen im Bereich der Kinder- 

und Jugendarbeit Informationen bereitzustellen. 

 

Um den Status quo der Kinder- und Jugend-

arbeit darstellen zu können, bedarf es einer klären-

den Definition: Was ist Kinder- und Jugendarbeit? 

Kinder sind nach dem Kinder- und Jugendhilfe-

gesetz (KJHG – SGB VIII) alle, die noch unter 14 

Jahre alt sind (§ 7, Absatz 1, Satz 1). Jugendliche 

werden im selben Artikel als diejenigen bezeichnet, 

die zwischen 14 und 18 Jahre alt sind. Junger 

Mensch ist, wer noch nicht 27 Jahre alt ist. Für die 

Kinder- und Jugendarbeit ist demnach eine Ziel-

gruppe von Adressaten zwischen 6 und 27 Jahren 

zugrunde zu legen (Thole 2000: 23) Auch der 12. 

Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung 

(2005) bezieht sich auf dieses Altersspektrum (S. 

380); derselbe Bericht stellt jedoch für die Teilnah-

me an der Jugendarbeit das Alterssegment der ab 

12-Jährigen bzw. der zwischen 16- bis 21-Jährigen 

heraus (S. 379). Die vorliegende Studie schließt sich 

hier an. 

 

 

Die Kinder- und Jugendarbeit ist neben anderen 

Disziplinen ein Teil der Kinder- und Jugendhilfe und 

ebenso wie Familie, Schule und Berufsausbildung 

ein Bildungsbereich. Sie ist durch Freiwilligkeit der 

Teilnahme, Orientierung an den Interessen der 

jungen Menschen sowie Mitbestimmung und Mit-

gestaltung der Kinder und Jugendlichen gekenn-

zeichnet1. Diese Parameter entsprechen den 

Grundannahmen der Verfasser dieser Arbeit.  

 

1.1 Definition und Gesetzeslage 

Die föderalen Zuständigkeiten für das Arbeits-

feld der Kinder- und Jugendarbeit liegen gemäß  

§ 69 SGB VIII auf der örtlichen, d. h. der kommuna-

len, und auf der überörtlichen Ebene. Eine Präzisie-

rung der Aufgabenverteilung erfolgt in § 85 SGB 

VIII:  

 

„(1) Für die Gewährung von Leistungen und die 

Erfüllung anderer Aufgaben nach diesem Buch ist 

der örtliche Träger sachlich zuständig, soweit 

nicht der überörtliche Träger sachlich zuständig 

ist. (2) Der überörtliche Träger ist sachlich zu-

ständig u. a. für  

1. die Beratung der örtlichen Träger und die Ent-

wicklung von Empfehlungen zur Erfüllung der 

Aufgaben nach diesem Buch, 

2. die Förderung der Zusammenarbeit zwischen 

den örtlichen Trägern und den anerkannten 

Trägern der freien Jugendhilfe insbesondere 

bei der Planung und Sicherstellung eines be-

darfsgerechten Angebots an Hilfen zur Erzie-

hung, Eingliederungshilfen für seelisch behin-

derte Kinder und Jugendliche und Hilfen für 

junge Volljährige, 

                                                 
1 „Zielsetzung der Jugendarbeit ist es, die Kinder und Ju-
gendlichen zur Selbstbestimmung zu befähigen, zur gesell-
schaftlichen Mitverantwortung und sozialem Engagement 
anzuregen und hinzuführen. Die Jugendarbeit ist gekenn-
zeichnet durch ihre Offenheit für Veränderung und Weiter-
entwicklung und eine ausgeprägte Trägervielfalt.“ (Triphaus 
2001: 238) 

1 Status quo der Kinder- und Jugendarbeit in 

den neuen Bundesländern 
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3. die Anregung und Förderung von Einrichtun-

gen, Diensten und Veranstaltungen sowie de-

ren Schaffung und Betrieb, soweit sie den ört-

lichen Bedarf übersteigen; dazu gehören ins-

besondere Einrichtungen, die eine Schul- oder 

Berufsausbildung anbieten, sowie Jugendbil-

dungsstätten, 

4. die Planung, Anregung, Förderung und Durch-

führung von Modellvorhaben zur Weiterent-

wicklung der Jugendhilfe (…)“. 

 

In § 86 SGB VIII wird die örtliche Zuständigkeit 

nochmals betont:  

 

„(1) Für die Gewährung von Leistungen nach die-

sem Buch ist der örtliche Träger zuständig, in des-

sen Bereich die Eltern ihren gewöhnlichen Auf-

enthalt haben. An die Stelle der Eltern tritt die 

Mutter, wenn und solange die Vaterschaft nicht 

anerkannt oder gerichtlich festgestellt ist.“ 

 

Die Aufgaben des Bundes sind in § 83 SGB VIII 

geregelt, darunter insbesondere die Funktion des 

Bundesjugendkuratoriums:  

 

„(1) Die fachlich zuständige oberste Bundesbe-

hörde soll die Tätigkeit der Jugendhilfe anregen 

und fördern, soweit sie von überregionaler Bedeu-

tung ist und ihrer Art nach nicht durch ein Land 

allein wirksam gefördert werden kann. 

(2) Die Bundesregierung wird in grundsätzlichen 

Fragen der Jugendhilfe von einem Sachverständi-

gengremium (Bundesjugendkuratorium) beraten. 

Das Nähere regelt die Bundesregierung durch 

Verwaltungsvorschriften.“ 

 

1.2 Empirische Datenlage 

1.2.1 Finanzierung 

Die vorrangige Zuständigkeit von Ländern und 

Kommunen im SGB VIII wird darüber hinaus durch 

Artikel 83 GG und Artikel 28 GG normiert (Deut-

scher Bundestag 2010). Auf der Basis dieser födera-

len Zuständigkeitsverteilung ergeben sich laut Bil-

dungsfinanzbericht 2009 (Statistisches Bundesamt 

2009: 62) für das Jahr 2006 nachfolgende Ausga-

benanteile an öffentlichen Mitteln: 

 

Abbildung 1: Ausgaben für Jugend- und Jugendver-

bandsarbeit nach Körperschaften im Jahr 2006 

11%

21%

68%

Bund Länder Gemeinden

 

Quelle: Bundesfinanzbericht 2009: 62 

 

Vom zugrunde liegenden Etat in Höhe von  

1,4 Mrd. Euro trägt der Bund 0,2 Mrd., die Länder 

beteiligen sich mit 0,3 Mrd. und die Gemeinden 

bzw. Zweckverbände mit 1 Mrd. Euro. Im Soll für 

2009 erhöht sich der Anteil der Gemeinden bzw. 

Zweckverbände auf 1,1 Mrd. Euro, die anderen 

Summen bleiben unverändert (Bundesfinanzbe-

richt 2009: 62). 

 

Sowohl aufgrund dieser faktischen Finanzmit-

telverteilung wie auch gemäß der Rechtslage ist die 

kommunale Ebene als Akteur der Kinder- und Ju-

gendarbeit maßgebend. Die vorrangige Gestal-

tungsaufgabe der Kommunen wird auch von der 

zuständigen Bundesministerin für Familie, Senio-

ren, Frauen und Jugend betont: „Die Kommunen 

müssen die Koordinierung und Steuerung einer 

zukunftsorientierten Jugendpolitik übernehmen“ 

(Pressemitteilung BMFSFJ v. 23.06.2010). 
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Der Bund ist demnach nicht der Hauptakteur in 

der Kinder- und Jugendarbeit. Dennoch setzt er mit 

dem Kinder- und Jugendbericht und anderen finan-

zierten Studien zur Lage der Jugend in Deutsch-

land2 wichtige Akzente und schafft empirische 

Grundlagen, auf denen die Arbeit in den Bundes-

ländern und zuletzt auch in den Kommunen fußen 

kann. Der Kinder- und Jugendbericht3 wird gemäß  

§ 84 Absatz 1 SGB VIII einmal pro Legislaturperiode 

von der Bundesregierung veröffentlicht. § 84 Ab-

satz 2 SGB VIII beinhaltet die Selbstverpflichtung 

der Bundesregierung, eine „Stellungnahme mit den 

von ihr für notwendig gehaltenen Forderungen“ 

beizufügen. Besonders der 12. Kinder- und Jugend-

bericht ist für das Feld der Kinder- und Jugend-

arbeit von Bedeutung. Denn in dem im Jahr 2005 

erschienen Report „Bildung, Betreuung und Erzie-

hung vor und neben der Schule“ wird in einem ei-

genen Abschnitt explizit auf das Thema außerschu-

lische Jugendarbeit eingegangen. 

 

Es sei darauf verwiesen, dass die Verpflichtun-

gen der Länder sich aus dem Instrument des kom-

munalen Finanzausgleichs wie auch gem. §§ 69 – 71 

und § 85 SGB VIII ergeben. Nach § 79 SGB VIII ha-

ben die Träger der öffentlichen Jugendhilfe für die 

Erfüllung der Aufgaben nach diesem Gesetz die 

Gesamtverantwortung – einschließlich der Pla-

nungsverantwortung. Sie haben die zur Erfüllung 

der im SGB VIII genannten Aufgaben geeigneten 

Einrichtungen und Dienste rechtzeitig zur Verfü-

gung zu stellen, für eine ausreichende Ausstattung 

der Jugendämter und damit für eine dem Bedarf 

entsprechende Zahl von Fachkräften zu sorgen. Der 

Hinweis auf fehlende finanzielle Mittel reicht nach 

Münder (2003; vgl. Münder et al. 2003, § 79 SGB VIII 

Rd.-Nr. 5.) nicht aus, um auf die nach dem Gesetz 

                                                 
2
 Durch den Bund finanzierte Forschung findet beispiels-

weise im Deutschen Jugendinstitut (DJI), im Johann-
Heinrich von Thünen-Institut, im Sozialpädagogischen 
Institut (SPI) und im Institut für Sozialarbeit und Sozialpä-
dagogik e.V. (ISS) statt. 
3 Der korrekte Titel lautet: „Bericht über die Lebenssituation 
junger Menschen und die Leistungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe in Deutschland“. 

erforderlichen und geeigneten Angebote und Hil-

fen zu verzichten. Durch diese Norm will der Ge-

setzgeber sicherstellen, dass die erforderlichen 

Angebote und Hilfen den örtlichen Gegebenheiten 

angepasst und unter wirtschaftlich sinnvollem Ein-

satz öffentlicher Mittel bereitgestellt werden (vgl. 

Bisler 2009, Kunkel 2006, Wabnitz 2003). 

 

Bei einem – wenngleich auch nur kursorischen – 

Überblick über die Finanzierung der Kinder- und 

Jugendarbeit ist abermals auf die bereits erwähnte 

schlechte Daten- und Forschungslage hinzuweisen, 

die von ausgewiesenen Experten lapidar kommen-

tiert wird: „Die Höhe der gesamten finanziellen 

Aufwendungen für das, was hier als außerschuli-

sche und außerberufliche Jugendbildung bezeich-

net wird, ist für die Bundesrepublik nicht bekannt.“ 

(Pothmann/Rauschenbach 2010: 262). Dieser Be-

fund ist auch auf die einzelnen Bundesländer anzu-

wenden.  

 

Die Finanzierung der Kinder- und Jugendarbeit 

ist äußerst heterogen und speist sich aus vielen 

Quellen (s. u.), die zwar in etwa aufzuzählen sind, 

deren konkrete Mischungsverhältnisse aber von 

Land zu Land differieren. 

 

Grob unterteilt, wird die Kinder- und Jugendar-

beit zunächst von Bund, Ländern und Kommunen 

finanziert, wobei sich die Mittelzusammensetzun-

gen mischen und auf den jeweiligen Ebenen zum 

Teil unterschiedliche parallele Förder- und Finan-

zierungsquellen in Ko-Finanzierung existieren, z. B. 

aus dem Bildungs- bzw. Kultusministerium, aus 

dem Sozialministerium, Mittel von Landes- und 

privaten Stiftungen sowie Projektfinanzierungen 

aus EU-Mitteln. Auf der kommunalen Ebene finden 

sich ähnliche Mischungen z. B. von Jugendamt und 

Kulturamt, Mischfinanzierungen unter Beimengung 

von EU- und Landesmitteln (z. B. des Programms 

„Stärken vor Ort“), Mittel aus der Arbeitsverwal-

tung, privaten Stiftungen, aber auch Mittel aus 

Spenden und Sponsoring.  
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Darüber hinaus wird die Kinder- und Jugendar-

beit in wesentlichen Anteilen ehrenamtlich und 

freiwillig erbracht, und auch diese Ressourcen wä-

ren, so Pothmann/Rauschenbach (2010, S. 263) bei 

einer entsprechend vorliegenden Datengrundlage 

jenseits von eventuell vereinbarten Aufwandsent-

schädigungen als geldwerte Leistungen in die 

Überlegungen zur Finanzierung von Angeboten, 

Projekten und Strukturen der außerschulischen 

Jugendbildung einzubeziehen. 

 

Da für die neuen Bundesländer keine präzisen 

Daten zur Finanzierung vorliegen, kann aktuell nur 

strukturanalog auf die Datenlage im Bundesland 

Baden-Württemberg verwiesen werden (Raus-

chenbach u.a. 2010), die zum einen landestypische 

Abweichungen von Bundesdurchschnittswerten 

aufweist. (ebd. S. 52) Zum anderen gliedern sich die 

Finanzen für die Kinder- und Jugendarbeit allein für 

das Instrument des Landesjugendplans auf fünf (!) 

unterschiedliche Ministerien (Ministerium für Ar-

beit und Soziales, Ministerium für Kultur, Jugend 

und Sport, Ministerium Ländlicher Raum, Um-

weltministerium, Innenministerium), die je eigene 

Vorhaben und Projektschwerpunkte fördern bzw. 

finanzieren und über unterschiedliche Modi der 

Ausreichung verfügen (wahlweise über die ver-

schiedenen Regierungspräsidenten, von den Mini-

sterien direkt oder auch durch den Landesjugend-

ring; vgl. ebd. S. 55). 

 

Solange die Finanzierung der Kinder- und Ju-

gendarbeit für Ostdeutschland nicht präzise auf 

den jeweiligen Landesebenen aufgeschlüsselt wird, 

ist anzunehmen, dass hier eine ähnliche Intranspa-

renz vorliegt, die dringend einer Verdeutlichung 

bedürfte. Es bleibt bis auf Weiteres als annähernde 

Vergleichsgröße für die Finanzierung der Kinder- 

und Jugendarbeit lediglich die jeweilige Ausgabe 

eines jeden Landes pro 12- bis 21-Jährigen (Raus-

chenbach u.a. 2010, S. 92) – die jedoch wiederum 

der dezidierten Interpretation bedarf. 

 

 

 

1.2.2 Trägerlandschaft 

Die Träger der Kinder- und Jugendarbeit werden 

in § 11, Absatz 2 SGB VIII 4 benannt.  

 

(2) Jugendarbeit wird angeboten von Verbänden, 

Gruppen und Initiativen der Jugend, von anderen 

Trägern der Jugendarbeit und den Trägern der öf-

fentlichen Jugendhilfe. Sie umfasst für Mitglieder 

bestimmte Angebote, die offene Jugendarbeit und 

gemeinwesenorientierte Angebote. 

 

Die Trägerlandschaft der Kinder- und Jugendar-

beit wird in (1) Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

und (2) Träger der freien Jugendhilfe untergliedert 

(siehe Abbildung 2 S. 6). Bei den Trägern der freien 

Jugendhilfe handelt es sich um solche, die nicht von 

den zuständigen Ämtern eingerichtet wurden. Die-

se Trägergruppe lässt sich noch einmal unterteilen 

in (a) die klassisch kirchlich oder verbandlich orga-

nisierten Institutionen und Organisationen, (b) die 

sogenannten „neuen Träger“5 und (c) die privat-

gewerblichen6 Anbieter (Beher 2002: 563ff.).  

                                                 
4 In der Fassung des Gesetzes zur Einordnung des Sozial-
hilferechts in das Sozialgesetzbuch vom 27. Dezember 2003 
(BGBl. I S. 3022) 
5 Als „neue Träger“ werden vor allem Initiativ- und Selbst-
hilfeprojekte (meist in Selbstorganisation) bezeichnet. 
6
 Privat-gewerbliche Träger sind entsprechend §§ 78a bis 

78g keine eigenständigen Träger der Jugendhilfe, sondern 
Leistungserbringer für den öffentlichen Jugendhilfeträger, 
ähnlich der Leistungserbringung nach dem Sachleistungs-
prinzip im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung 
(Jung 2008). Daher wird in der Darstellung der Anteile der 
öffentlichen und freien Träger und damit auf ihr Einwir-
kungs- und Gestaltungsvermögen in der Jugendhilfe auf die 
privat-gewerblichen Träger nicht näher eingegangen. 
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Abbildung 2: Träger der Kinder- und Jugendarbeit in 

Deutschland 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das pluralistische Trägerspektrum soll Kindern 

und Jugendlichen verschiedene Bildungsorte und 

Lernwelten eröffnen und eine Fülle von Inhalten 

und Methoden befördern. Diese sollen durch ver-

schiedene Akteure gestaltet werden und die breit 

aufgestellte Zivilgesellschaft widerspiegeln. Vielfalt 

ist ein wesentliches Gestaltungsprinzip der Kinder- 

und Jugendarbeit und entspricht dem Wunsch- und 

Wahlrecht der jungen Menschen sowie ihrem 

Selbstorganisationsanspruch. Den freien Trägern 

wird entsprechend dem SGB VIII gegenüber den 

öffentlichen Trägern ein Vorrang eingeräumt, der 

neben inhaltlich und weltanschaulich weit gefä-

cherten Programmen „insbesondere auch lokale 

Initiativen befördern soll“ (BMFSFJ 2005). Das Ver-

hältnis zwischen öffentlichen und freien Trägern ist 

dabei nicht hierarchisch organisiert, sondern soll 

durch kooperative und fachpolitische Aushandlun-

gen und Abstimmungsprozesse gestaltet werden 

(BMFSFJ 2005). 

 

Pothmann konstatiert anhand der Erhebungen 

des Statistischen Bundesamtes7, dass die Träger-

                                                 
7 Statistisch erhoben werden durch das Statistische Bundes-
amt und die Statistischen Landesämter für die Kinder- und 
Jugendarbeit Angaben zu öffentlichen und freien Trägern, 
sofern die freien Träger öffentliche Mittel erhalten bspw. bei 
der Förderung von Maßnahmen der Jugendarbeit oder für 
die Einrichtungen oder deren Personal. Nicht erfasst werden 
Angebote, die keine Unterstützung aus öffentlichen Mitteln 

struktur in Ostdeutschland sich deutlich von der in 

den westdeutschen Bundesländern unterscheidet 

(Pothmann 2006). Zunächst ist die Verteilung des 

Anteils bei den in der Jugendhilfe durchgeführten 

öffentlich geförderten Maßnahmen unterschiedlich 

gewichtet. Die statistischen Erhebungen belegen 

zudem, dass nach dem Angleichungsprozess in der 

zweiten Hälfte der 1990er-Jahre eine weitere An-

gleichung in den letzten Jahren nicht festzustellen 

ist (Pothmann 2006).  

 

Abbildung 3: Entwicklung des Verhältnisses der öf-

fentlichen und freien Träger in West- und Ost-

deutschland zwischen 2000 und 2008 

 

 2000 2004 2008 

 

Freie Träger 

Ost 

85 % 89 % 87 % 

Freie Träger 

West 

82 % 82 % 79 % 

Öffentliche 

Träger Ost 

15 % 11 % 13 % 

Öffentliche 

Träger West 

18 % 18 % 21 % 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt. Statistiken der Kinder- 

und Jugendhilfe – Maßnahmen der Jugendarbeit, 

verschiedene Jahrgänge; eigene Berechnungen 

 

Die Abweichungen werden insbesondere in dem 

vergleichsweise höheren Anteil sogenannter sons-

tiger freier Träger oder neuer Träger bei der Maß-

nahmendurchführung8 deutlich (Abbildung 3). Ins-

gesamt wurden 13 Prozent der Angebote für Ju-

                                                                            

erhalten, darunter sowohl Angebote von Stiftungen, freiwil-
lig Engagierten, privat-gewerblichen Anbietern oder Unter-
nehmen im Rahmen von Corporate Citizenship. 
8 Für die Jugendarbeit relevante bundesweit erfasste statis-
tische Erhebungen sind die Daten zu „Maßnahmen der 
Jugendarbeit“ (aktuellste Erhebung aus dem Jahr 2008, 
vierjährlich), „Ausgaben und Einnahmen der öffentlichen 
Jugendhilfe“ (aktuellstes Erhebung aus dem Jahr 2008, 
jährlich) sowie ein Teil der Daten der Erhebung „Einrichtun-
gen und tätige Personen in der Kinder- und Jugendhilfe 
(ohne Tageseinrichtungen für Kinder)“ (aktuellste Erhebung 
vom 31.12.2006, vierjährlich). 

Öffentliche Träger Freie Träger 

Kirchen, 
Wohlfahrts-
verbände, 
Verbände, 
Jugend-
initiativen   

Sonstige  
freie  
Träger (z. B. 
Selbsthilfe-
Projekte) 

„Leistungs-
erbringer“  
der  
Jugendhilfe   
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gendliche im Jahr 2008 von den ostdeutschen 

Kommunen durchgeführt. In den westdeutschen 

Bundesländern lag der Anteil der durch öffentliche 

Träger durchgeführten Maßnahmen bei 21 Prozent 

(Statistisches Bundesamt 2009). So entfällt im Jahr 

2008 insgesamt ein Anteil von 87 Prozent der 

durchgeführten Maßnahmen9 in Ostdeutschland 

auf die freien Träger (West: 79 Prozent).  

 

Davon sind 40 Prozent den sonstigen freien 

Trägern zuzuordnen (West: 13 Prozent; Abbildung 

4). Haben die verbandlich und kirchlich organisier-

ten Einrichtungen mit mehr als 80 Prozent in West-

deutschland hohen Stellenwert, bestätigen auch 

die aktuellsten Zahlen für Ostdeutschland den ho-

hen Anteil der Einrichtungen ohne Anbindung an 

Verbands- oder Kirchenstrukturen. Zudem ist der 

Anteil der Jugendinitativen, -gruppen, -verbände 

und -ringe an den durchgeführten Maßnahmen in 

der ostdeutschen Jugendhilfe seit einer Konstante 

in den Jahren 2000 und 2004 aktuell (2008) rückläu-

fig. Der Anteil der Wohlfahrtsverbände ist leicht 

ansteigend, der Wert der sonstigen freien Träger 

stieg nach einem kleineren Einbruch 2004 im Jahr 

2008 wieder deutlich an. 

 

Die Expertisen der Arbeitsstelle Kinder- und Ju-

gendhilfestatistik 2006 und 2010 stellen für die 

neuen Bundesländer ebenso einen erheblich größe-

ren Anteil an den Maßnahmen der Jugendarbeit bei 

den sonstigen freien Trägern im Vergleich zu West-

deutschland fest. Sie werden dort als sehr unter-

schiedliche, zumeist kleinere Organisationen defi-

niert, die eher lokal agieren und institutionell weni-

ger gefestigt sind (Arbeitsstelle Kinder- und Ju-

gendhilfestatistik 2006 und 2010, BMFSFJ 2005) 

 

 

                                                 
9 Die in der amtlichen Statistik erfassten Daten geben aller-
dings keine Auskunft über die gewöhnliche, wöchentliche 
stattfindende Jugendarbeit, da nur die öffentlich geförder-
ten Maßnahmen erfasst werden. Allerdings sind Relationen 
bspw. bei den Trägern sowie zeitliche Veränderungen ab-
lesbar (BMFSFJ 2005).  

Abbildung 4: Anteil der verschiedenen Träger an den 

Maßnahmen der Jugendarbeit in West- und Ost-

deutschland zwischen 2000 und 2008 (in Prozent) 

 

 Früheres Bundes-

gebiet ohne Berlin 

Neue Länder ohne 

Berlin 

 2000 2004 2008 2000 2004 2008 

Jugendinitiativen,  

-gruppen,  

-verbände, -ringe 

64 73 66 42 42 36 

Wohlfahrts-

verbände 
4 4 5 8 10 13 

Kirchen/Religions-

gemeinschaften 

öffentl. Rechts 

22 15 17 14 15 11 

Sonstige Träger 

der freien Jugend-

hilfe 

9 9 13 36 33 40 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt. Statistiken der Kinder- 

und Jugendhilfe – Maßnahmen der Jugendarbeit, 

verschiedene Jahrgänge; eigene Berechnungen 

 

Auch der 12. Kinder- und Jugendbericht kommt 

zu dem Ergebnis, dass die Jugendverbände in den 

neuen Bundesländern „nicht in gleicher Breite Fuß 

fassen konnten wie in den alten Bundesländern“. 

Sie haben daher in Ostdeutschland einen deutlich 

geringeren Stellenwert. Die sonstigen freien Träger 

sind hier wesentlich stärker verbreitet (BMFSFJ 

2005). Allerdings kann hier vermutet werden, dass 

die höhere Heterogenität zu fehlenden Vernet-

zungsstrukturen über die kommunale Ebene hinaus 

führt und die jugendpolitische Handlungsfähigkeit 

der freien Träger damit eingeschränkt ist. Hinzu 

kommt, dass die Trägerlandschaft insgesamt weit 

weniger gefestigt ist, als in den westdeutschen 

Bundesländern (Pothmann 2006). 

 

Aufgrund dieser Vielfältigkeit soll im Folgenden 

beispielhaft die Situation in Sachsen10 dargestellt 

                                                 
10 Die Sächsische Staatsregierung berichtet einmal in der 
Legislaturperiode gegenüber dem Sächsischen Landtag und 
damit auch gegenüber der Öffentlichkeit über die Situation 
der jungen Menschen im Freistaat. Dazu wird der Sächsi-
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werden. Das Beispiel des Freistaates verdeutlicht 

die aktuelle Situation: In struktureller Hinsicht hat 

sich die Situation der Kinder- und Jugendarbeit in 

Sachsen in den vergangenen Jahren nicht ver-

schlechtert, sondern verbessert. Angesichts der 

demografischen Entwicklungen bei den Kernziel-

gruppen ist trotz des Rückgangs der Ausgaben die 

relative Ausstattung der Träger hinsichtlich Perso-

nal, Einrichtungen und Finanzen besser. Offen ist, 

ob der Stellenwert, das Profil und die absolute Aus-

stattung ausreichend für qualifizierte und bedarfs-

gerechte Angebote in den Regionen sind.  

 

Der Blick auf die Regionen eröffnet ein unein-

heitliches Bild: Bei dem Verhältnis der Entwicklung 

der Personalstellen zur Altersgruppe der 10- bis 18-

Jährigen zwischen 2002 und 2006 wurde in drei 

Kreisen (Zwickauer Land, Aue-Schwarzberg, Mitt-

lerer Erzgebirgskreis) mehr Personal abgebaut, als 

es die demografische Entwicklung erfordert hätte, 

um den Ausstattungsstand von 2002 zu halten. In 

Chemnitz ist das Verhältnis nahezu ausgeglichen; 

in den anderen Gebietskörperschaften ist die Ent-

wicklung im Verhältnis von Personal zur Zielgruppe 

deutlich im Plus.  

 

In ganz Sachsen sind die Unterschiede hinsicht-

lich der Ausstattung in der Kinder- und Jugend-

arbeit mit hauptamtlichem Personal bezogen auf 

die relevante Bevölkerungsgruppe enorm. Die Per-

sonalquoten pro 10.000 junge Menschen bewegen 

sich in der Spanne zwischen 30 und 174 Personen. 

Die Ursachen dafür liegen vermutlich einerseits in 

der Ausrichtung der Angebote (mobil oder sozial-

räumlich), der Verknüpfung mit anderen Leistun-

gen oder Einrichtungen, einer abweichendenden 

Zuordnung bei der Statistik oder Tendenzen der 

Verlagerung von Personalkapazitäten ins Ehrenamt 

                                                                            

sche Kinder- und Jugendbericht gemäß § 16 des Sächsi-
schen Landesjugendhilfegesetzes entsprechend der bun-
desgesetzlichen Regelungen im § 84 SGB VIII durch eine 
unabhängige Sachverständigenkommission erstellt. Der 
Kinder- und Jugendbericht ist ein zentrales Element der 
umfassenden Sozialberichterstattung auf Landesebene und 
stellt eine umfangreiche Datengrundlage dar. 

oder in den von einer ARGE finanzierten Beschäfti-

gungsbereich. Andererseits können insbesondere 

kleine Landkreise mit wenig Einwohnerinnen und 

Einwohnern nur noch sehr wenig junge Menschen 

mit ihren Einrichtungen und Maßnahmen erreichen 

(Dritter Sächsischer Kinder- und Jugendbericht 

2009: 118 ff.). 

 

Im Jahr 2008 wurden insgesamt 3.656 Maß-

nahmen der Kinder- und Jugendarbeit durchge-

führt. Das entspricht im Vergleich zu 2004 einem 

deutlichen Rückgang von 11,9 Prozent. Gleichzeitig 

nahmen im Jahr 2008 194.480 junge Menschen an 

öffentlich geförderten Maßnahmen teil und damit 

41.145 mehr als noch im Jahr 2004. Vom Rückgang 

besonders betroffen ist der Bereich der außerschu-

lischen Jugendbildung: Hier fanden 2008 23,7 Pro-

zent weniger Maßnahmen statt als noch vier Jahre 

zuvor. Der Anteil der Maßnahmen der außerschuli-

schen Jugendbildung an den durchgeführten Maß-

nahmen insgesamt lag damit bei 37 Prozent. Zu-

gleich erhöhte sich auch hier die Teilnehmerzahl 

um ganze 56,5 Prozent. Das entsprach der absolu-

ten Zahl von 110.406 Jugendlichen. Die Verschie-

bung der Anteile an den einzelnen Maßnahme-

Arten kann mit der höheren Gewichtung des Bil-

dungsanspruchs in den letzten Jahren, beeinflusst 

durch die PISA-Ergebnisse und die Bildungsdebat-

ten, zusammenhängen (vgl. auch Pothmann 2006). 

Der Anteil der freien Träger gegenüber den öffent-

lichen Trägern bei den durchgeführten Maßnah-

men stieg von 1992 (53,5 Prozent) und 1996 (92,3 

Prozent) auf 96,2 Prozent im Jahr 2008 (Statisti-

sches Landesamt des Freistaates Sachsen 2009). Es 

ist abzulesen, dass ein deutlicher Teil der Kinder- 

und Jugendarbeit in Sachsen durch die freien Trä-

ger geleistet wird. 

 

In der Fördertätigkeit der Stiftung Demokrati-

sche Jugend und der damit verbundenen Kontakt-

pflege zu Projektträgern der Jugendarbeit wurde 

früh deutlich, dass es an verlässlichen Übersichten 

über die Jugendarbeitsszene (Kontaktdaten, Kon-

zepte sowie Möglichkeiten für eine Präsentation 
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der Träger und Projekte) mangelt. Daher wurde 

1994 die kostenfreie Datenbank ProMix aufgelegt. 

Die Datenbank ist bundesweit die größte, bekann-

teste und aktuellste öffentlich zugängliche Quelle 

ihrer Art. Die ersten Daten stammten aus Sachsen-

Anhalt, inzwischen sind Träger aus allen neuen 

Bundesländern und aus Westdeutschland enthal-

ten. Insgesamt sind für die ostdeutschen Bundes-

länder aktuell 4.060 freie und öffentliche Träger der 

Jugendarbeit mit hochgradig heterogener Ausprä-

gung in Organisationsgrad, Reichweite, institutio-

neller Verankerung, Historie und konzeptioneller 

Herangehensweise verzeichnet. Die Datenbank 

entsteht in Kooperation mit anderen Organisatio-

nen bzw. Institutionen und ist mittlerweile im In-

ternet erreichbar. Die folgenden Daten sind 

ProMix-Online11 entnommen. 

 

Abbildung 5: Akteure der Kinder- und Jugendhilfe in 

absoluten Zahlen und im prozentualen Anteil 

                                                 
11 Die Daten können einerseits von den Trägern selbst ein-
getragen und bearbeitet werden. Zusätzlich pflegt und 
aktualisiert der Infoservice der Stiftung Demokratische 
Jugend die Daten, soweit Ergänzungen und Änderungen 
bekannt sind. Der Abruf der hier zugrunde gelegten Daten 
erfolgte am 09.11.2010. 

Im Unterschied zur amtlichen Statistik, in der 

die Träger anhand ihrer Maßnahmen und Personal-

stellen dargestellt werden, werden in der ProMix-

Datenbank die Träger direkt gezählt. Daher ist der 

Umkehrschluss auf die Träger über ihre durchge-

führten und öffentlich geförderten Maßnahmen, 

Einrichtungen oder ihr Personal nicht notwendig. 

Allerdings sind die Eintragungen freiwillig und zum 

Teil selbstverwaltet. Die Datenbank ProMix-Online 

kann daher keinen Anspruch auf Vollständigkeit 

erheben. Aufgrund der langjährigen und durchge-

henden Erfassung der Daten darf jedoch ange-

nommen werden, dass ein authentisches Bild ge-

zeichnet wird. 

 

In allen fünf Bundesländern bilden danach die 

sonstigen freien Träger die deutliche Mehrheit der 

Akteure der Kinder- und Jugendarbeit. Darunter 

werden die eingetragenen Vereine, Stiftungen, 

gemeinnützige Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung (gGmbh) und 

„Sonstige“, wie Theater-

einrichtungen, Institute 

oder universitäre Einrich-

tungen gezählt. Die klas-

sisch kirchlich oder ver-

bandlich organisierten 

Institutionen, wie Kirch-

gemeinden, Wohlfahrts-

verbände, Jugendver-

bände, -ringe oder  

-initiativen und auch 

Gewerkschaften nehmen 

durchschnittlich einen 

Anteil von gut einem 

Viertel ein. Ein weiteres 

Viertel stellen die öffent-

lichen Träger wie Lan-

desbehörden, Jugendäm-

ter, Schulen oder Stadt-

verwaltungen. Die Bedeutung der privat-

gewerblichen Träger ist im Vergleich dazu ver-

schwindend gering und liegt bei ein bis zwei Pro-

zent. 

 BB in % MV in % SN in % ST in % TH in % 

sonstige freie 
Träger 

440 53 373 52 629 54 401 49 253 48 

kirchlich o. 
verbandlich 
organisierte 
Institutionen 
und Organi-
sationen 

183 22 169 24 349 30 219 27 138 26 

öffentliche 
Träger 

191 23 164 23 174 15 186 23 125 24 

privat-
gewerbliche 
Träger 

20 2 10 1 13 1 15 2 8 2 

gesamt 835  716  1165  821  524  
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Ein Blick auf die sonstigen freien Träger im De-

tail macht die fragilen Strukturen deutlich: 389 

eingetragene Vereine und damit knapp die Hälfte 

der eingetragenen Institutionen der Kinder- und 

Jugendarbeit in Brandenburg leisten ihren Beitrag 

vor Ort. 335 sind es in Mecklenburg-Vorpommern, 

572 in Sachsen, 351 in Sachsen-Anhalt und 212 in 

Thüringen. Der Anteil der Vereine schwankt dabei 

zwischen 40 und 49 Prozent. Über ihre Einbindung 

in regionale, landesweite oder gar bundesweite 

Netzwerke und damit ihre Möglichkeiten zur ju-

gendpolitischen Mitwirkung und Mitgestaltung 

kann allerdings nur spekuliert werden. Eine Ein-

flussnahme auf landespolitisches Geschehen dürfte 

jedoch ohne entsprechende infrastrukturelle An-

bindungen schwierig sein.  

 

Die meisten Träger verzeichnet Sachsen, aller-

dings sollte hier aufgrund der freiwilligen Daten-

eingabe der Vergleich der Bundesländer unter-

einander nur mit Vorsicht gezogen werden. Zu-

gunsten der Realitätsnähe der Datenbank sprechen 

jedoch die vergleichsweise kohärenten Verteilun-

gen der juristischen Formen in den einzelnen Län-

dern. Unterschiede sind bei dem höheren Anteil der 

konfessionellen Träger in Sachsen (15 Prozent) und 

Sachsen-Anhalt (11 Prozent) auszumachen. Dies 

könnte auf die Zuordnung zu der jeweiligen Kate-

gorie zurückzuführen sein (Bsp.: Eintragung der 

Diakonie als Wohlfahrtsverband oder als konfessi-

oneller Träger). Aber in Sachsen und Sachsen-

Anhalt hat die Gruppe der klassisch kirchlich oder 

verbandlich organisierten Institutionen insgesamt 

einen höheren Anteil an der jeweiligen landeswei-

ten Trägerlandschaft. In Sachsen werden 349 klas-

sisch kirchlich oder verbandlich organisierte Träger 

gezählt, sie stellen damit 30 Prozent der Träger. In 

Sachsen-Anhalt sind es 219 solcher Träger und 

damit 27 Prozent. Im Vergleich dazu sind es in 

Brandenburg nur 22 Prozent (absolut: 183), 24 Pro-

zent (169) in Mecklenburg-Vorpommern. In Thürin-

gen sind zwar 26 Prozent aller Träger klassisch 

kirchlich oder verbandlich organisiert, real handelt 

es sich aber nur um 138 eingetragene Einzelträger.  

Eine weitere Auffälligkeit ist der Anteil der Ju-

gendverbände in Thüringen, der mit 9 Prozent im 

Vergleich zu den anderen Ländern den Spitzenplatz 

einnimmt. Die Kommunen oder kommunale Ein-

richtungen belegen in Sachsen mit 13 Prozent den 

letzten Rang. 

 

Die Trägerstruktur im Osten Deutschlands ist – 

gemessen an den alten Bundesländern – eher klein-

teilig (vgl. Thole/Pothmann 2005; Pothmann 2006). 

Genau in dieser lokal sehr verzweigten und hetero-

genen Gestalt der Trägerlandschaft liegt aber auch 

ein großes Potenzial. Die sonstigen freien Träger 

sind in engem Zusammenhang mit den lokalen 

Bedingungen und Gegebenheiten gewachsen. Da-

her ist anzunehmen, dass die Träger in der Regel 

sehr gut lokal und regional verankert sind. Zudem 

sind sie vermutlich aufgrund ihrer kleineren Organi-

sationsstrukturen flexibler und damit einerseits 

schneller in der Lage, sich verändernden Konstella-

tionen anzupassen. Andererseits sind sie auch eher 

gezwungen sich anzupassen, da sie nicht auf über-

geordnete Trägerstrukturen zurückgreifen können, 

die übergangsweise Rückhalt bieten könnten.  

 

1.2.3 Personalsituation 

Auf der Grundlage der aktuell verfügbaren Da-

tenbasis ergeben sich für die Kinder- und Jugend-

arbeit in Deutschland tiefgreifende Abbauszenari-

en, die sich für die neuen Bundesländer nochmals 

verschärfen (vgl. Pothmann 2008a und 2008b). Hier 

wird – bundesweit und bezogen auf das Jahr 2006  

– ein drastischer Rückgang des Stellenvolumens für 

die Kinder- und Jugendarbeit seit 1998 dokumen-

tiert, der sich in den alten Bundesländern auf 36 

Prozent und in den neuen Bundesländern auf 51 

Prozent beläuft. So ist zwischen 1998 und 2006 das 

Personal in den pädagogischen Handlungsfeldern 

der Kinder- und Jugendarbeit von 44.560 auf 33.631 

zurückgegangen (minus 25 Prozent). Auf Vollzeit-

stellen umgerechnet fällt diese Bilanz noch besorg-

niserregender aus. So hat sich seit 1998 die Zahl der 

sogenannten Vollzeitäquivalente von knapp 33.300 

auf rund 19.800 reduziert (minus 40 Prozent). Diese 
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Entwicklung resultiert aus einem Rückgang der 

Beschäftigten mit einem wöchentlichen Beschäfti-

gungsumfang von mehr als 30 Stunden von knapp 

28.300 auf noch etwas mehr als 15.300 (minus 46 

Prozent). Im gleichen Zeitraum ist die Zahl der 

Fachkräfte mit 16 bis 30 Stunden Beschäftigungs-

umfang gleich geblieben. Die Zahl der Beschäftig-

ten mit weniger als 16 Stunden pro Woche hat sich 

hingegen sogar erhöht (plus 29 Prozent). Damit 

liegt der durchschnittliche wöchentliche Beschäfti-

gungsumfang Ende 2006 bei 26 Stunden pro Wo-

che, 1998 lag dieser Wert bei 30 Stunden. 

 

Die Zahl der jungen Menschen im Alter von 12 

bis 21 Jahren ist im betreffenden Zeitraum in den 

alten Bundesländern um 8 Prozent gestiegen. In 

den neuen Bundesländern ist die Zahl um knapp ein 

Drittel zurückgegangen (minus 29 Prozent). Wäh-

rend also im Westen die Stellenentwicklung entge-

gengesetzt zur Bevölkerungsentwicklung verläuft, 

sind im Osten personelle Ressourcen überproporti-

onal im Verhältnis zu den demografischen Verlus-

ten abgebaut worden. Der Personalabbau stellt sich 

für die neuen Länder wie folgt dar (AGJ 2008): 

 

Abbildung 6: Personalentwicklung in der Kinder- und 

Jugendhilfe in Ostdeutschland 

 

Bundesland Rückgang des 
pädagogischen Personals 

2002 – 2006 

Brandenburg - 41,4 % 

Meckl.-Vorp. - 55,2 % 

Sachsen - 22,7 % 

Sachsen-Anhalt - 38,4 % 

Thüringen - 49,2 % 

 

Darüber hinaus ist auf andere Trendlinien für die 

Kinder- und Jugendarbeit in Ostdeutschland hin-

zuweisen. Der Anteil des pädagogischen Personals 

der Kinder- und Jugendarbeit liegt in Ostdeutsch-

land bei 72 Prozent (Westdeutschland 92 Prozent). 

Der Personalabbau verhält sich nicht proportional 

zur Schließung von Einrichtungen der Kinder- und 

Jugendarbeit. Die Entwicklung zeigt eher in Rich-

tung „unbemannte“ Jugendfreizeitstätten. Etwa 47 

Prozent der vorhandenen Stellen in Jugendzentren 

sind nicht besetzt (Pluto 2007: 138), so dass fraglich 

ist, ob fachliche Ziele wie z. B. Bildung mit dem 

vorhandenen Personal erreicht werden können. 

 

Die Ausgaben für die Kinder- und Jugendarbeit 

weisen extreme Abweichungen auf: Bei 50 Prozent 

der Jugendämter sind diese angestiegen, bei  

41 Prozent zurückgegangen. Aufgrund der – ver-

meintlich – schwachen Rechtslage wird die Kinder- 

und Jugendarbeit, so die Interpretation, offensicht-

lich als ein Puffer für Haushaltsengpässe herange-

zogen (vgl. Pluto 2007: 498). Heute ist ersichtlich, 

dass diese Konstellation keine episodische Aus-

nahme, sondern ein strukturelles Dauerproblem 

markiert. 

 

Der Anteil befristeter Arbeitsverträge in der 

Kinder- und Jugendarbeit liegt im Westen bei 18 

Prozent, im Osten bei rund 50 Prozent (Pothmann 

2008: 24); dies ist die höchste Quote in der gesam-

ten Kinder- und Jugendhilfe. Die Stellen der Ju-

gendarbeit sind in Ostdeutschland zum Teil bis zu 

40 Prozent über die Arbeitsverwaltung besetzt als 

ABM, SAM oder zunehmend mit 1-Euro-Jobs. 

 

Für die Situation der verbandlichen Jugend-

arbeit in Ostdeutschland können die nachfolgen-

den empirischen Befunde herangezogen werden 

(vgl. DJI 2009). Im Jahr 2001 verfügten 92 Prozent 

der ostdeutschen Jugendringe über hauptamtliches 

Personal gegenüber 53 Prozent in Westdeutsch-

land. Schon 2004 konnten nur noch 74 Prozent der 

ostdeutschen Jugendringe auf hauptamtliches 

Personal zurückgreifen. Wo die hauptamtliche Un-

terstützung fehlt, stellt sich für einen Jugendring 

tendenziell die Existenzfrage. Zudem entfalten die 

Jugendverbände vornehmlich dort jugendpoliti-

sches Gewicht (z. B. in Jugendhilfeausschüssen), 

wo hauptamtliches Personal vorhanden ist (DJI 

2009: 94). Zwar ist der Anteil der ostdeutschen 

Verbände mit hauptamtlichem Personal höher, 
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aber auch der Anteil der unsicheren Beschäfti-

gungsverhältnisse (Ost: 38 Prozent; West: 25 Pro-

zent). Außerdem ist der Anteil der ABM-Stellen wie 

auch der projektfinanzierten Stellen in Ostdeutsch-

land höher als in Westdeutschland (DJI 2009: 42).  

 

1.2.4 Vergleich mit den alten Bundes-

ländern 

Aufgrund der Heterogenität sowohl der west-

deutschen als auch ostdeutschen Bundesländer 

lassen sich nur wenige grobe Trend- bzw. Ver-

gleichskategorien in Bezug auf die Abbauszenarien 

auch für westdeutsche Länder anführen. Grund-

sätzlich gelten die zuvor dargestellten (vgl. AGJ 

2008), im Westen treffen sie jedoch auf eine lang-

jährig gewachsene Trägerlandschaft. An dieser 

Stelle sollen deshalb lediglich einige Vergleichska-

tegorien näher in den Blick genommen werden: 

 

Abbildung 7: Professionalisierungsquote (in Prozent) 
 

 2006 

Saarland 53,6 

Hessen 51,2 

Niedersachsen 50,6 

Rheinland-Pfalz 50,6 

Bayern 49,4 

Baden-Württemberg 46,4 

Nordrhein-Westfalen 43,6 

Bundesdurchschnitt 40,7 

Hansestadt Bremen 39,4 

Sachsen 36,6 

Schleswig-Holstein 32,5 

Brandenburg 26,7 

Thüringen 24,3 

Berlin 23,9 

Hansestadt Hamburg 22,2 

Sachsen-Anhalt 20,8 

Mecklenburg-Vorpommern 18,0 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und 

Jugendhilfe – Einrichtungen und Tätige Personen 2006,  

eigene Berechnungen 

 

Im Bereich der sozialpädagogischen Professio-

nalisierung ist in Ostdeutschland auch etliche Jahre 

nach der Wiedervereinigung noch Nachholbedarf 

festzustellen. Im Hinblick auf den Anteil professio-

nellen sozialpädagogischen Personals liegen die 

neuen Bundesländer allesamt unter dem Bundes-

durchschnitt und am Ende des bundesdeutschen 

Vergleichs, wobei Sachsen-Anhalt und Mecklen-

burg-Vorpommern die Schlusslichter bilden. 

 

Im Hinblick auf die Altersstruktur des Personals 

lässt sich zum einen feststellen, dass die Beleg-

schaft der Kinder- und Jugendarbeit Ost im Ver-

gleich zu Westdeutschland allmählich (über)altert, 

ohne dass hinreichend Nachwuchs rekrutiert wird. 

Hier sind 53,5 Prozent der Beschäftigten zwischen 

40 und 60 Jahre alt (Westdeutschland 36,7 Pro-

zent). Der Anteil der unter 25-jährigen Angestellten 

beträgt dagegen in den ostdeutschen Flächenlän-

dern nur 7,9 Prozent, in den westdeutschen Bun-

desländern und Stadtstaaten sind es 15,8 Prozent. 

(Dies dürfte der Kombination aus zunehmender 

Befristung und zunehmender Teilzeitbeschäftigung 

bei gleichzeitig geringer, z. T. nicht an Tarife ge-

bundener Entlohnung im Sinne von prekären Ar-

beitsverhältnissen, zuzurechnen sein). 

 

Bei der Zahl der Einrichtungen für die Kinder- 

und Jugendarbeit (Angaben pro 100.000 der 12- bis 

21-Jährigen – 2006) befinden sich alle neuen Län-

der oberhalb des Bundesdurchschnitts, wobei 

Sachsen und Thüringen die Plätze 1 und 2 belegen. 

Das Bild kehrt sich um, sobald es ums Geld geht. 

Beim Anteil der finanziellen Aufwendungen für die 

Kinder- und Jugendarbeit an den Jugendhilfe-

ausgaben insgesamt (für 2007) liegen die ostdeut-

schen Länder mit Ausnahme von Thüringen am 

Schluss des Bundesvergleichs. 
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Abbildung 8: Zahl der Einrichtungen für die Kinder- 

und Jugendarbeit; Angaben pro 100 der 12- bis 21-

Jährigen (2006) 
 Zahl d. Einrichtungen 

Sachsen 364 

Thüringen 309 

Bayern 283 

Brandenburg 240 

Meckl.-Vorpommern 223 

Sachsen-Anhalt 213 

Nordrhein-Westfalen 202 

Bundesdurchschnitt 197 

Rheinland-Pfalz 168 

Hansestadt Hamburg 167 

Schleswig-Holstein 159 

Hansestadt Bremen 158 

Berlin 149 

Saarland 147 

Niedersachsen 135 

Baden-Württemberg 127 

Hessen 114 
 

Abbildung 9: Anteil der finanziellen Aufwendungen 

für die Kinder- und Jugendarbeit an den Jugendhilfe-

ausgaben insgesamt (2007) in Prozent 
 Prozent 

Schleswig-Holstein 7,3 

Bayern 7,0 

Niedersachsen 6,5 

Hessen 6,4 

Berlin  6,0 

Baden-Württemberg 6,8 

Nordrhein-Westfalen 5,7 

Hansestadt Hamburg 5,7 

Thüringen 5,6 

Hansestadt Bremen 5,4 

Saarland 4,9 

Meckl.-Vorpommern 4,7 

Sachsen-Anhalt 4,7 

Brandenburg 4,7 

Rheinland-Pfalz 4,6 

Sachsen 4,5 

 

Für die Situation der verbandlichen Jugend-

arbeit können die nachfolgenden empirischen Be-

funde herangezogen werden, die für die neuen 

Länder spezifische Akzente markieren (vgl. DJI 

2009). Auch für die Jugendverbände hat sich die 

Finanzlage analog der bereits genannten Tenden-

zen verschlechtert; dabei bestehen deutliche Struk-

turunterschiede zwischen Ost- und Westdeutsch-

land. In Ostdeutschland hängen die Jugendverbän-

de in höherem Maße von den Jugendämtern ab. 

Dies könnte zum einen bedeuten, dass die Jugend-

ämter die Jugendverbände ernsthafter fördern, es 

wäre aber zugleich ein Hinweis darauf, dass die 

Finanzierung der Jugendverbände keinen von der 

öffentlichen Hand unabhängigen Status hat. 

 

Die Aktivitäten untypischer, d. h. neuerer Ju-

gendverbände, wie sie eher in Ostdeutschland vor-

zufinden sind, unterscheiden sich deutlich von typi-

schen, d. h. traditionellen Jugendverbänden, wie sie 

eher für Westdeutschland gelten. Diese bieten u. a. 

Ferienfreizeiten (87 Prozent), Gruppenstunden  

(69 Prozent) oder Schulungen (69 Prozent) an. 

Untypische Jugendverbände sind hier eher schwach 

vertreten (Ferienfreizeiten 59 Prozent, Gruppen-

stunden 44 Prozent, Schulungen 27 Prozent).  
 

Abbildung 10: Ausrichtung der Jugendverbände in 

Ost- und Westdeutschland  
 
 Ost West 

Konfessionell/ religiös 20 % 28 % 

Helfend 23 % 21 % 

Sportlich 20 % 13 % 

Kulturell 8 % 11 % 

Sonstiges 19 % 6 % 

Bündisch/ traditionell 3 % 9 % 

Ökologisch orientiert 3 % 4 % 

Hobby 3 % 2 % 

Politisch 2 % 2 % 

Gewerkschaftlich 0 % 2 % 

International 0 % 1 % 

Interkulturell 0 % 1 % 

Quelle: DJI Jugendverbandserhebung 2008 
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1.3 Entwicklung der Kinder- 

und Jugendarbeit in den neuen 

Bundesländern 

In einem über 20 Jahre alten Beitrag von Olk 

entfaltet dieser folgende Thesen, die heute noch 

genauso aktuell sind (Olk 1987): 

 

1. Jugendpolitik ist wesentlich Jugendhilfepolitik; 

damit reduziert sie sich auf das System der Ju-

gendhilfe und vernachlässigt ihre eigentlich auszu-

füllende Querschnittsfunktion „als Bestandteil ei-

ner umfassenden Gesellschaftspolitik, die sich in 

die Zuständigkeit der Teilbereichspolitiken ‚ein-

mischt‘.“ (ebd.: 207) 

2. Jugendpolitik wird familisiert: „Nicht die Kinder 

und Jugendlichen, ihre eigenen Sichtweisen und 

Lebensverhältnisse stehen im Mittelpunkt des Inte-

resses, sondern es sind Familien, die als generati-

onsübergreifende Lebensgemeinschaften im Mit-

telpunkt der gegenwärtigen Regierung stehen. (…) 

Hier wird Jugendhilfe im Verhältnis zur Familie als 

‚abhängige Größe‘ definiert.“ (ebd.: 209) 

 

Ausgehend von diesem Beitrag sind in den 

nachfolgenden Jahren weitere fachwissenschaftli-

che Positionierungen zur Jugendpolitik entwickelt 

worden, die sich mit den Zukunftschancen der je-

weils jungen Generation befassen, sich aber durch-

weg im Modus einer weithin als defizitär bewerte-

ten Aufgabenerfüllung bewegen und Jugend bis auf 

weiteres als „blinden Flecken der Politik“ identifi-

zieren (Rauschenbach 2005; vgl. AGJ 2009; Betz/ 

Rauschenbach 2009, Bundesjugendkuratorium 

2001 u. 2009; Deutscher Bundesjugendring 2008 u. 

2010; Hornstein 1999, 2003, 2005, 2007, 2009; 

Lindner 2010a u. 2010b; Nikles 2010; Rauschen-

bach/Züchner 2006; Scherr 2002). Vor diesem Hin-

tergrund sind weitere Charakteristika der deut-

schen Jugendpolitik zu beschreiben: 

 

3. Jugendpolitik ist in ihrer Wahrnehmung reduziert 

auf das Bild einer „Jugend als Problem“ (die entwe-

der Probleme hat oder welche macht) und daher im 

Zweifelsfall ordnungspolitisch bzw. präventions- 

bzw. Jugendschutz-lastig ausgerichtet ist; 

4. Jugendpolitik erweist sich als passiv und Ereignis-

fixiert, daher notorisch reaktiv, nicht aktiv voraus-

schauend gestaltend; 

5. Jugendpolitik wird von anderen Politikfeldern 

dominiert, ohne ihre eigenen Ziele und Grundsätze 

hinreichend zu artikulieren bzw. geltend zu machen 

(z. B. in der Familienpolitik, Arbeitsmarkt-, Bil-

dungs- bzw. Schulpolitik). 

 

In Ostdeutschland stellt sich die Entwicklung 

der Kinder- und Jugendarbeit unter erschwerten 

Bedingungen dar. Das Kinder- und Jugendhilfege-

setz (KJHG – heute SGB VIII) war ein im Westen 

entwickeltes Modell, gleichwohl wurden dessen 

Muster über die neuen Bundesländer gelegt, ohne 

eine hinreichende Analyse der Ausgangslage vor-

zunehmen. Vor diesem Hintergrund erfolgte der 

Aufbau von Strukturen der Kinder- und Jugendar-

beit Ost im Spannungsfeld weiterer, sich mitunter 

wechselseitig verstärkender Zeitströmungen wie 

 

• dem Beginn der Ökonomisierung in der Kinder- 

und Jugendhilfe bzw. Sozialen Arbeit (vgl. die 

KGSt-Gutachten aus 1993 und 1994), verbunden 

mit einer neuen Qualitätsdebatte, Output-

Steuerung, New Public Management, Produkt-

beschreibungen, Effizienzanalysen usw.; 

• dem einsetzenden Bedeutungsverlust des The-

menfeldes Jugend inklusive Jugendpolitik und 

im Gefolge auch der Kinder- und Jugendarbeit 

(vgl. Rauschenbach/Züchner 2006); 

• der realwirtschaftlichen Entwicklung, insbeson-

dere markiert als De-Ökonomisierung mit sozia-

len, regionalen und urbanen Polarisierungen 

(vgl. den aktuellen Armutsbericht des DPWV im 

Mai 2009) und, hiermit verbunden; 

• der demografischen Entwicklung in einer wiede-

rum heterogenen Mixtur komplexer, ungleich-

zeitiger Prozesse aus Geburteneinbruch, Ab- 

und Binnenwanderungen (vgl. Schubarth/Speck 

2008). 
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Der Strukturtransfer von West nach Ost erfolgte 

zunächst qua Auflösung aller DDR-Formationen 

und einem Aufbau neuer Institutionen und Förder-

strukturen, der sich mit der umfassenden Entwer-

tung der pädagogischen Fachlichkeitsressourcen 

verband. Wo keine Fachkräfte aus den alten Bun-

desländern zur Verfügung standen, musste mit 

dem vorhandenen Personal gearbeitet werden. 

Dies war nur mit umfassenden Nach- und Anpas-

sungsqualifizierungen möglich. Auch wenn die 

Jugendministerkonferenz in ihrem Beschluss aus 

dem Jahr 1991 die neuen Bundesländer ersucht 

hatte, „möglichst einheitliche Grundsätze für Quali-

fizierungsmaßnahmen zu entwickeln“, so erfolgten 

Anpassungs- und Nachqualifizierungen des ost-

deutschen Personals im Wildwuchs neuer und alter, 

Orientierung suchender Träger, ohne verbindlich 

abgestimmte Curricula, ohne konsensuelle Über-

einkunft zur Anerkennung der DDR-Abschlüsse, 

ohne verbindliche Anerkennungsverfahren der 

neuen Qualifikationen und Abschlüsse und vor dem 

Hintergrund einer beruflich ungewissen Zukunft, so 

dass in der Bilanz eine „versäumte Qualifizierungs-

offensive“ (Galuske 1994: 227) zu registrieren war. 

Die Alternative zu diesen Aktivitäten bestand in 

Bundes(modell)programmen, wobei neben dem 

Bundesjugendplan das Sonderprogramm zum Auf-

bau freier Träger in den neuen Ländern (AFT) ab Mai 

1992 mit einem Umfang von 50 Mio. DM zu nennen 

ist. 

 

Rückblickend ist festzustellen „dass die Jugend-

hilfe im Osten [...], bevor sie sich erst einmal richtig 

stabilisieren konnte, alsbald vor Problemen des 

Um- und vor allem des Abbaus stand“ (Galuske/ 

Rauschenbach 1994: 146). Und so ist die Kinder- 

und Jugendarbeit Ost bis zum heutigen Tage noch 

nicht auf einem halbwegs stabilen – kommunalen – 

Fundament angelangt, von dem aus aussichtsrei-

che Ausblicke gewagt werden könnten. Das Ar-

beitsfeld ist in permanenter unruhiger Bewegung. 

Umso mehr sind die bisherigen Entwicklungen zu 

würdigen. Die Kinder- und Jugendarbeit Ost ist 

gewiss auf allen Handlungsfeldern aktiv, aber im 

Zweifelsfall und bis auf Weiteres betreibt sie Kri-

sen- und Problembewirtschaftung in Themen wie 

Rechtsradikalismus, Armut, Abwanderung, 

schrumpfende Städte und verödende ländliche 

Räume (Simon 2005, Dieckmann 2006, Gerlieb 

2006, Lutz 2003, Siebert 2006, Gängler 2008). 

 

1.4 Politische Debatte 

1.4.1 Politische Debatte auf europäi-

scher Ebene und Bundesebene 

In der Sitzung des EU-Ministerrates am 27. No-

vember 2009 in Brüssel wurde ein neuer Rahmen 

der jugendpolitischen Zusammenarbeit in Europa 

für die Jahre 2010 – 2018 vereinbart. Dieser Rah-

men zielt allgemein auf die Förderung der sozialen 

und beruflichen Eingliederung Jugendlicher, die 

Förderung der persönlichen Entfaltung, des sozia-

len Zusammenhalts und des gesellschaftlichen 

Engagements. Entsprechende Ziele sollen einer-

seits durch die Entwicklung und die Förderung von 

speziellen Initiativen im Jugendbereich sowie ande-

rerseits durch die durchgängige Berücksichtigung 

von Jugendbelangen auch in anderen Politikberei-

chen, dem so genannten ressortübergreifenden 

oder Querschnitts-Ansatz, erreicht werden. Dies 

bedeutet nicht nur eine Überprüfung jeder entspre-

chenden politischen Maßnahme auf europäischer 

Ebene, sondern auch eine verstärkte Zusammenar-

beit auf nationaler Ebene. 

 

Am 17. Mai 2010 fand in Köln ein Sondierungs-

treffen zur Intensivierung internationaler Jugend-

arbeit in der kommunalen Jugendhilfe statt, das 

darauf abzielte, die internationale Jugendarbeit im 

Kontext der Integration junger Menschen mit Mi-

grationshintergrund in den Kommunen zu veran-

kern. Die Ergebnisse dieses Treffens werden in 

einem Konzeptentwurf zusammengefasst und mit 

dem BMFSFJ abgestimmt, wobei insgesamt eine 

stärkere Einbeziehung der kommunalen Ebene 

auch jenseits der Engführung auf junge Menschen 

mit Migrationshintergrund wünschenswert wäre. 
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Die Jugend- und Familienministerkonferenz 

(JFMK) hatte auf ihrem Treffen am 17./18. Juni 2010 

im TOP 9.1. die nationale Umsetzung der europäi-

schen Jugendstrategie beschlossen und dabei die 

Einbeziehung der Bundesländer zur Bedingung 

gemacht.  

 

Am 5. Oktober 2010 tagte das 10. Forum zu den 

Perspektiven europäischer Jugendpolitik unter dem 

Titel „Die EU-Jugendstrategie in Deutschland ge-

meinsam umsetzen“, um die thematischen 

Schwerpunktsetzungen zu diskutieren. Hierzu hat-

ten die Bundesländer Vorlagen eingereicht, in de-

nen sie für den Zeitraum bis 2013 folgenden The-

men besondere Bedeutung beimaßen: 

• Überwindung der Jugendarmut und ihrer Folgen 

• Verbesserung der Beschäftigungsmöglichkeiten 

für junge Menschen mit besonderem Blick auf 

Übergänge in die Arbeitswelt 

• Soziale gesellschaftliche Teilhabe und Partizipa-

tion junger Menschen 

• Anerkennung der Bedeutung informeller und 

nicht-formaler Bildung unter Wahrung der spe-

zifischen Strukturen und Leistungen der Ju-

gendarbeit 

• Integration von jungen Menschen mit Migrati-

onshintergrund sowie von sozial benachteiligten 

und individuell beeinträchtigten Jugendlichen 

• Chancen durch Mobilität zu Lernzwecken. 

In einem Interview mit dem Staatssekretär des 

BMFSFJ vom 5. Oktober 2010 erklärte dieser:  

 

„Mein Ziel ist, dass wir die europäische Jugendpo-

litik in Deutschland als große jugendpolitische 

Chance erkennen und nutzen. (…) Klar ist: Mit der 

Umsetzung der EU-Jugendstrategie hat eine neue 

Ära begonnen. Mir ist besonders wichtig, dass wir 

neue Zielgruppen erreichen, nämlich vor allem die 

Jugendlichen, die bislang keine Chancen hatten, 

Europa selbst zu erleben. Aber auch Fachleute, die 

bisher vielleicht nur selten über den nationalen 

Tellerrand der Kinder- und Jugendhilfe hinausge-

schaut haben, können zukünftig Anstöße aus an-

deren europäischen Staaten für ihre Arbeit nut-

zen. (…) Mein größtes Anliegen ist es, dass wir mit 

der Umsetzung der EU-Jugendstrategie in 

Deutschland gemeinsam echte Verbesserungen 

und spürbare Erfolge für möglichst viele junge 

Menschen erzielen. Nur wenn alle Beteiligten, 

egal ob auf Bundes-, Landes- oder kommunaler 

Ebene an einem Strang ziehen, können die Kin-

der- und Jugendhilfe und vor allem die Jugendli-

chen selbst von der neuen Weichenstellung profi-

tieren. (…) Bis zum Ende der ersten Umsetzungs-

phase 2013 müssen wir es in Deutschland ge-

schafft haben, passgenaue Formen zur Übertra-

gung guter Beispiele anderer EU-Staaten in die 

eigene jugendpolitische Praxis zu finden. Einen 

weiteren Schwerpunkt im Umsetzungsprozess se-

he ich in der ressortübergreifenden Abstimmung. 

Eine jugendpolitische Zusammenarbeit der ver-

schiedenen Ressorts nutzt allen jungen Menschen 

in Deutschland.“ 

(http://www.jugendpolitikineuropa.de/10forum_ 

ein/news-646.html) 

 

Demzufolge ist das 10. Forum der Auftakt für 

den nationalen Dialog zur Umsetzung der EU-

Jugendstrategie in Deutschland, dessen Debatten 

im neu eingerichteten Beirat des Bundes zur Um-

setzung der EU-Jugendstrategie in Deutschland 

kontinuierlich weitergeführt werden sollen. Der 

Beirat hat sich am 14. Oktober 2010 in Berlin kon-

stituiert; eingeladen hierzu wurden neben den bun-

desweiten Trägern der Kinder- und Jugendhilfe 

auch Vertreterinnen und Vertreter der Kommunen 

und der Länder sowie Expertinnen und Experten 

aus der Wissenschaft. 

 

BUNDESPOLITISCHE EBENE 

In der Neuauflage des sogenannten „grünen Bu-

ches“ (Kinder- und Jugendpolitik, Kinder- und Ju-

gendhilfe in der Bundesrepublik Deutschland 2008) 

wird unter der Überschrift „Kinder- und Jugendpoli-

tik“ synonym von „Kinder- und Jugendhilfe“ ge-

sprochen. Aus dieser – nicht nur in der  Publikation 

der Fachstelle für Internationale Jugendarbeit der 
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Bundesrepublik Deutschland e.V. praktizierten – 

Gleichsetzung bzw. den Folgen dieser Gleichset-

zung in der politischen Praxis ist in den vergange-

nen Jahren eine breite und intensiv geführte Debat-

te um vorherrschende Typen, zentrale Ziele, tat-

sächliche Lebenslagen der Zielgruppe und die Ent-

wicklungschancen der Kinder- und Jugendpolitik 

erwachsen.   

 

Als weitere Beiträge innerhalb der Fachdebatte 

seien außerdem der „Nationale Aktionsplan für ein 

kindergerechtes Deutschland 2005 – 2010“ (NAP), 

das Leitpapier der Arbeitsgemeinschaft für Ju-

gendhilfe (AGJ) „Gerechtes Aufwachsen ermögli-

chen“, das Gemeinschaftspapier der Stiftung De-

mokratische Jugend, des Deutschen Bundesju-

gendrings und der Evangelischen Trägergruppe für 

gesellschaftspolitische Jugendbildung „Ideen zur 

Jugendpolitik in Ostdeutschland“ sowie das Grund-

satzpapier „Selbstbestimmt und nicht verzweckt – 

Jugendpolitik neu gestalten“ des Deutschen Bun-

desjugendrings vom Mai 2010 genannt. Weitere 

Studien, Expertisen und Forschungsarbeiten, da-

runter die 16. Shell-Jugendstudie, die Kinderstudie 

des World Vision Institut für Forschung und Innova-

tion, der 12. Kinder- und Jugendbericht, der Freiwil-

ligensurvey 2009 oder die Studie „Kinder- und Ju-

gendpartizipation in Deutschland“ der Bertelsmann 

Stiftung, des Deutschen Kinderhilfswerks, UNICEF 

und der Initiative „MitWirkung!“ sind in die Debatte 

eingeflossen; sie verdeutlichen, wie komplex das 

Politikfeld ausgestaltet ist. 

 

Als herausragende Zusammenfassung der fach-

politischen Diskussion muss die Stellungnahme des 

Bundesjugendkuratoriums (BJK) aus dem Jahr 2009 

gesehen werden, in der die Divergenzen zwischen 

den Grundlinien heutiger Kinder- und Jugendpolitik 

und den vorliegenden Konzepten zur Neuausrich-

tung ersichtlich und präzise zusammengefasst 

werden. Die Empfehlungen des BJK, dringend eine 

ressortübergreifende Kinder- und Jugendpolitik zu 

entwickeln (vgl. Bundesjugendkuratorium 2009: 2), 

die nicht ausschließlich defizitorientiert auf die 

Bedürfnisse einzelner Gruppen reagiert, finden 

jedoch bisher (noch) keinen Eingang in die Strate-

gien und Maßnahmen auf Ebene des Bundes, wie 

sie beispielsweise im Koalitionsvertrag der Regie-

rungsparteien CDU, CSU und FDP festgehalten 

sind.  

 

Dort wird im Kapitel „Jugendliche“ (vgl. Koaliti-

onsvertrag 2009: 71f.) an erster Stelle die Notwe-

nigkeit einer „werteorientierten Erziehungsverant-

wortung“ betont, in der Akteure wie Eltern, Schu-

len oder Einrichtungen der Jugendarbeit bestärkt 

werden sollen. Im Anschluss ist kurz von einer „ei-

genständigen“ Jugendpolitik die Rede, die Hand in 

Hand mit einer starken Jugendhilfe – die auf ihre 

„Zielgenauigkeit und Effektivität hin“ überprüft 

werden soll – und einer starken Jugendarbeit junge 

Menschen teilhaben lassen und ihre Potenziale 

fördern und ausbauen will. Unter daran anschlie-

ßenden Stichworten wie „Jugendschutz“, „Sexual-

strafrecht“ und „Jugendgewalt und Jugendkrimina-

lität“ wird deutlich, in welchem Rahmen sich Kin-

der- und Jugendpolitik im derzeitigen Regierungs-

handeln bewegt. Einzig die Bereiche „Jugend für 

Vielfalt, Toleranz und Demokratie“ oder „Jugend 

und Medien“ ergänzen die vorgenannten Formen 

der Schutz- und Unterstützungspolitik, jedoch nur 

um den Gedanken der (zielgerichteten) Partizipa-

tion und der auf Medienkompetenz gerichteten 

Befähigung. 

 

Während die letztgenannte Ankündigung be-

reits in Form des „Dialogs Internet – Aufwachsen 

mit dem Netz“ eingelöst wird, bleiben etwaige 

Maßnahmen zur Verbesserung der Chancen junger 

Menschen in der Gegenwart bzw. für das Ausleben 

jugendspezifischer Bedürfnisse ungenannt. Dafür 

setzt das BMFSFJ Schwerpunkte hinsichtlich der 

Verbesserung der Kindertagesbetreuung oder im 

Bereich der frühen Hilfen; neu geschaffen und für 

die nächsten Jahren ansteigend ausgerichtet wurde 

der Haushaltstitel „Qualifizierungsoffensive“, um 

Kinder aus sogenannten bildungsfernen Schichten 

zu fördern.  
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Letztmalig hat sich die Bundesregierung im Jahr 

2007 ausführlich zum Thema „Jugendliche in 

Deutschland: Perspektiven durch Zugänge, Teilha-

be und Generationengerechtigkeit“ erklärt. In ihrer 

Antwort (Bundestagsdrucksache 16/4818) auf die 

Große Anfrage von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

erkannte die Große Koalition der Jugendpolitik mit 

ausdrücklichem Verweis auf den demografischen 

Wandel, im Zuge dessen Kinder und Jugendliche zu 

einem raren Gut erwüchsen, einen hohen Stellen-

wert zu. Sie verortete Jugendpolitik als eine auf die 

Altersgruppe von 12- bis Ende 20-Jährigen gerich-

tete „aktivierende Politik, die auf eine verlässliche 

und langfristig wirksame Unterstützung und indivi-

duelle Förderung aller Jugendlichen, die Entwick-

lung eigenständiger Persönlichkeiten sowie die 

Ermöglichung von Chancengerechtigkeit und ge-

sellschaftlicher Teilhabe gerichtet ist.“ (ebd.: 3)  

 

Die Bundesregierung stellte fest, dass sich die 

Jugendphase als biografischer Lebensabschnitt 

entstrukturiert habe, an den Rändern unscharf 

geworden sowie insgesamt vielfältig, pluralisiert 

und individualisiert sei. Als Konsequenz aus dieser 

Entwicklung sei Jugendpolitik Ressort- und 

Querschnittspolitik, die zwar im Bundesministe-

rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend ver-

ankert sei, jedoch darüber hinaus überall dort zum 

Tragen komme, wo die Lebenslagen von jungen 

Menschen berührt würden, u. a. in der Bildungs-, 

Arbeitsmarkt-, Sozial-, Gesundheits-, Justiz-, In-

nen-, Regional- und Stadtpolitik (Bundestagsdruck-

sache 16/4818: 3f.).  

 

Das Bundesjugendkuratorium attestiert dieser 

Darstellung einen mangelhaften Bezug zur Realität 

und spricht von einem „Flickenteppich unabge-

stimmter Maßnahmen, Programme und Aktivitä-

ten unterschiedlicher Ministerien“ (Bundesjugend-

kuratorium 2009: 3), bei dem die hohe politische 

Priorität nicht erkennbar sei. Hauptkritikpunkt des 

Bundesjugendkuratoriums – und damit auch An-

satz für eine Neuausrichtung – ist die Begrenzung 

der Reichweite von Jugendpolitik auf den Rahmen 

des KJHG/SGB VIII und damit eine Reduzierung auf 

eine operative Kinder- und Jugendhilfepolitik, in 

der die eigenständige Lebensphase keine Beach-

tung findet und dementsprechend weder hinrei-

chend von einer Politik für Kinder noch von einer 

Politik für Erwachsene abgegrenzt wird; geschwei-

ge denn den verschiedenen Phasen (Schule, Über-

gang von der Schule in das Berufsleben) und den 

damit zusammenhängenden Bedürfnissen Rech-

nung trägt. 

 

Darüber hinaus werde Jugend nach der Analyse 

des BJK vorrangig als verdichtete Phase ausgelegt, 

in der die Jugendlichen in erster Linie auf die An-

forderungen des Arbeitslebens vorbereitet würden. 

Für jugendspezifische „Bedürfnisse nach 

unreglementierten Experimentierräumen, lebens-

biografischen Reflexionsphasen und Spielräumen 

für das Ausleben jugendspezifischer Selbstinitiie-

rungen“ (ebd.: 10) bleibe neben der Anhäufung von 

Wissen und Kompetenzen für das spätere Erwach-

senenleben kein Raum mehr. Deshalb müsse Ju-

gendpolitik zwei Teilziele miteinander in Einklang 

bringen: „Sie muss einerseits darauf hinwirken, für 

die Bevölkerungsgruppe der Jugendlichen im Gan-

zen die Bedingungen dafür verbessern, sowohl eine 

‚gute Jugend‘ im Hier und Jetzt zu leben, als auch 

zukunftsbezogen agieren zu können, um die skiz-

zierten risikobehafteten Übergangsprozesse nach 

Maßgabe individueller Lebenspläne und Wünsche 

ausgestalten zu können. Sie muss andererseits 

auch weiterhin spezifische (…) Programme anbie-

ten, die es benachteiligten jungen Menschen er-

möglichen, ihr Recht auf Bildung, Teilhabe und 

Partizipation in allen Bereichen der Gesellschaft zu 

verwirklichen“ (ebd.: 13). 

 

Einen ähnlichen Ansatz verfolgt auch der Deut-

sche Bundesjugendring (DBJR): „Junge Menschen 

benötigen neben der notwendigen Anregung und 

Erziehung Freiräume als Räume ohne staatliche 

oder gesellschaftliche Vordefinitionen“ (DBJR 2010: 

1) und damit als Subjekte in zeitlichen, gestalteri-

schen, lokalen oder anderen Räumen. Der DBJR 
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kritisiert das Ansinnen, durch eine „Fokussierung 

auf Schutz und Restriktion soziale Problemlagen 

mildern zu wollen“ (ebd.: 4), während gleichzeitig 

aktivierende und emanzipatorische Elemente ver-

nachlässigt würden.  

 

Besonderes Augenmerk auf die spezifische Si-

tuation junger Menschen in Ostdeutschland bzw. 

auf strukturschwache, ländliche Regionen, in denen 

sich die Auswirkungen des demografischen Wan-

dels dramatischer als in städtischen Ballungsgebie-

ten (Westdeutschlands) zeigen, richten die Stiftung 

Demokratische Jugend, der Deutsche Bundesju-

gendring und die Evangelische Trägergruppe für 

gesellschaftspolitische Jugendbildung, die Verfas-

ser der „Ideen zur Jugendpolitik in Ostdeutsch-

land“. Neben der Forderung nach einer Wahrneh-

mung und Anerkennung dieser spezifischen Le-

benslagen wird hier auch die Forderung nach Kon-

zepten für ländliche Räume formuliert, in denen 

innovative Konzepte dringend benötigt würden. 

Kinder- und Jugendpolitik solle als zentrale Aufga-

be verstanden, Kinder- und Jugendarbeit als Be-

standteil aller Ebenen der lokalen und regionalen 

Infrastruktur behandelt werden. Der Entgrenzung 

in der Lebensphase Jugend müsse mit Hilfe von 

milieu-, geschlechts- und raumbezogenen Strate-

gien begegnet werden; ein neuer Blick auf Jugend-

liche sei nötig, um die Defizitorientierung gegen-

über Jugendlichen zu überwinden und Respekt und 

Anerkennung zur Grundlage von Jugendpolitik zu 

erheben (vgl. Stiftung Demokratische Jugend, 

Deutscher Bundesjugendring, Evangelische Trä-

gergruppe für gesellschaftspolitische Jugendbil-

dung 2009). 
 

1.4.2 Politische Debatte und fachliche 

Entwicklung in den neuen Bundeslän-

dern 

Der Blick auf die aktuelle Situation der Kinder- 

und Jugendarbeit in den neuen Bundesländern 

eröffnet zunächst eine begrenzte und heterogene 

Datenbasis, die nur bedingt eine Vergleichbarkeit 

ermöglicht, die über die offizielle, alle vier Jahre 

erhobene Jugendhilfestatistik hinausgeht (Längs-

schnitt-Daten zur Vergleichbarkeit der Pro-Kopf-

Ausgaben der neuen Bundesländer liegen nicht 

vor). Aus diesem Grund wurden aktuelle Erkennt-

nisse zur Landespolitik aus den jeweiligen Regie-

rungsprogrammen sowie aus Dokumenten der 

jeweiligen Landtage für die Analyse herangezogen. 

Weiterhin wurden Expertinnen und Experten der 

Hochschulen/Fachhochschulen des jeweiligen Lan-

des, der unteren Landesjugendbehörden/Landes-

jugendämter sowie der Landesjugendringe ange-

fragt. 
 

In einer zusammenfassenden Einschätzung zur 

Lage der Kinder- und Jugendarbeit in den neuen 

Bundesländern können die nachfolgenden Entwick-

lungen festgestellt werden: 

 

Die Datenlage der einzelnen Bundesländer ist 

uneinheitlich, unübersichtlich und somit kaum ver-

gleichbar. Es ergeben sich allenfalls Vergleichs-

möglichkeiten über die Jugendhilfestatistik, z. B. im 

Vergleich der Höhe der finanziellen Aufwendungen 

pro-Kopf der 12- bis 21-Jährigen (Rauschenbach  

u. a. 2010: 92). Aus diesem Vergleich ist ersichtlich, 

dass die ostdeutschen Bundesländer zwar eher im 

hinteren Bereich der Skala rangieren, allerdings 

auch ein wirtschaftlich erfolgreiches Bundesland 

wie Baden-Württemberg fast am Ende dieser Skala 

steht. Dies ist ein Hinweis darauf, dass – bei aller 

Unvollständigkeit der Datenlage – die empirischen 

Befunde keineswegs selbst-evident sind, sondern 

einer Interpretation bedürfen. 

 

In allen neuen Bundesländern sind die Aufwen-

dungen für die Kinder- und Jugendarbeit rückläufig, 

was zweifellos im Zusammenhang mit der demo-

grafischen Entwicklung steht. Allerdings ist das 

Ausmaß dieser rückläufigen Entwicklung nicht 

zwingend vorgegeben, sondern Resultat (ju-

gend)politischer Entscheidungen. Denn eine rück-

läufige Anzahl von Kindern und Jugendlichen steht 

in keinem unabänderlichen Zusammenhang mit 

dem Rückbau von Strukturen der Kinder- und Ju-
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gendarbeit: Die einfache Rechnung „weniger Kin-

der gleich weniger Kinder- und Jugendarbeit“ geht 

nicht zwangsläufig auf:  

 

„Auch im Jahr 2020 wird die Infrastruktur und de-

ren Nachfrage von bewussten politischen Ent-

scheidungen über den generellen Stellenwert der 

Kinder- und Jugendarbeit, von ihrer gesellschaftli-

chen Funktion im Konzert der Bildungsorte und 

Lernwelten für junge Menschen sowie den daraus 

resultierenden Kontextualisierungen abhän-

gen“(Rauschenbach u. a. 2010: 298; vgl. Santen 

2010). 

 

Es ist also zu unterscheiden zwischen einer Fort-

schreibungsvariante (Strukturen werden analog der 

Bevölkerungsentwicklung angepasst), einer Dyna-

misierungsvariante (trotz rückläufiger Bevölke-

rungszahlen werden die bisherigen Strukturen und 

Ressourcen weiterhin zur Verfügung stehen) und 

eine Kürzungsvariante (Strukturen werden über-

proportional zum Rückgang von Kindern und Ju-

gendlichen abgebaut). Die Entscheidung über die 

jeweils zu wählende Variante obliegt den politi-

schen Entscheidungsträgern. 

 

Die (Finanz-)Strukturen der Kinder- und Ju-

gendarbeit in den einzelnen ostdeutschen Bundes-

ländern können zwar grob aufgezeigt werden, 

gleichwohl verfügt jedes Bundesland über regiona-

le Spezifika, die nur unzureichend bekannt und 

transparent sind. 

 

Unterhalb der Aufteilung in öffentliche, freie 

und private Träger ergeben sich unterschiedliche 

landesspezifische Ausprägungen im Hinblick auf 

Art und Anzahl der Träger, Mitgliedszahlen, durch-

geführte Maßnahmen oder Personalstrukturen. 

Vergleichbare Entwicklungen finden sich allenfalls 

in den Befunden, dass viele Länder über eigene 

Personalförderprogramme verfügen und auch das 

Instrument der sogenannten „Jugendpauschale“ 

einsetzen. Darüber hinaus haben alle neuen Bun-

desländer einen spezifischen Akzent auf das Ar-

beitsfeld der Schulsozialarbeit/Kooperation mit 

(Ganztags-)Schulen/Bildungslandschaften gelegt, 

das hier offensichtlich als angemessene Perspekti-

ven für die Kinder- und Jugendarbeit gesehen wird. 

Eine Gemeinsamkeit zeigt sich darüber hinaus in 

einer spezifischen, von den westdeutschen Bundes-

ländern deutlich unterschiedlichen Trägerstruktur 

insbesondere im Hinblick auf die jugendverbandli-

che Dimension (vgl. Deutsches Jugendinstitut 

2009). Besondere Entwicklungen werden nachfol-

gend kurz skizziert:  

 

1.4.2.1 BRANDENBURG 

Das Land Brandenburg hat im Jahr 2010 eine 

Evaluation seines Personalkostenförderprogramms 

auf der Basis der Sachberichte 2006 – 2008 vorge-

legt (Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des 

Landes Brandenburg 2010), die eine grundsätzliche 

Zielerreichung im Hinblick auf die Sicherung der 

personellen Grundausstattung, der Steigerung des 

fachlichen Qualifikationsniveaus und der Koopera-

tion mit Schulen feststellt. Anzumerken ist hierbei, 

dass der Bildungsauftrag der Kinder- und Jugend-

arbeit darin nicht thematisiert wird. In der Auswer-

tung werden jedoch Aspekte mit Weiterentwick-

lungspotenzial genannt: Fachkräfte benennen als 

Schwierigkeiten in ihrem Arbeitsfeld an erster Stel-

le (1) „zeitliche Probleme“, (2) „fehlende Motivation 

bei Kindern und Jugendlichen“ und (3) „finanzielle 

Probleme“. 

 

Das Land favorisiert eine explizit sozialräumli-

che Vorgehensweise gerade für den ländlichen 

Raum. Aktuell gibt es ca. 100 Jugendkoordinatorin-

nen und -koordinatoren. Es wird momentan an der 

Fortschreibung eines Handbuches zur Jugendkoor-

dination aus dem Jahre 2000 mit den Schwerpunk-

ten demografische Entwicklung und Sozialraum-

orientierung gearbeitet. Zudem wurde eine Fort-

bildungsreihe für das Arbeitsfeld Jugendkoordina-

tion entwickelt. Festgestellt wird im Hinblick auf 

die Adressatengruppen ein steigender Anteil von 
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Kindern bis zu 11 Jahren. Die Fachkräfte agieren 

bislang als „Einzelkämpferinnen“ und „Einzelkämp-

fer“, deren Einbindung in fachliche Unterstützungs-

systeme zu verbessern ist. 

 

1.4.2.2 MECKLENBURG-VORPOMMERN 

Der aktuelle Kinder- und Jugendbericht der 

Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern (So-

zialministerium Mecklenburg-Vorpommern 2006b) 

widmet sich ausschließlich dem Jugendhilfefeld 

Kindertagesbetreuung; die Kinder- und Jugendar-

beit findet keine Erwähnung. Das Kinder- und Ju-

gendprogramm der Landesregierung Mecklenburg-

Vorpommern (Sozialministerium Mecklenburg-

Vorpommern 2006a) sieht die Kinder- und Jugend-

politik als Querschnittsaufgabe mit der Priorität, 

diese Politik „als strategische und nachhaltige Zu-

kunftspolitik zu gestalten“ (ebd. S.5).  
 

Abbildung 11: Verhältnis von Orten und Personal in 

der Kinder- und Jugendarbeit 

 

 1998 2002 2006 

Anzahl der  

Einrichtungen 885 827 347 

Anzahl der Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter 2410 1657 960 

 

Im Bereich der Kinder- und Jugendarbeit fallen 

(Fachkräfte-)Stellen weg, werden gekürzt oder 

zeitlich befristet. Erhebliche Anteile der Finanzmit-

tel werden zugunsten der Schulsozialarbeit/Ko-

operation Jugendhilfe und Schule eingesetzt (Co-

Finanzierungen). Die Jugendverbände bemühen 

sich gerade im ländlichen Raum, neue Mitglieder zu 

werben (z. B. Sportjugend Ostvorpommern). Die 

Diskussionen und Entwicklungen in der (kommuna-

len) Jugendpolitik und Jugendarbeit zielen vor al-

lem darauf ab, Jugendarbeit im Umfeld von Schu-

len (d. h. in den kleineren und größeren Städten) zu 

„konzentrieren“ und nicht mehr die Peripherie zu 

stützen. Zugleich soll das ehrenamtliche/freiwillige 

Engagement gestärkt werden. Die Kinder- und 

Jugendarbeit ist u. a. da besonders innovativ, wo 

sie durch befristete Projektmittel des Bundes und 

des Landes M-V gefördert wird (demokratische 

Bildungsarbeit, „Vielfalt tut gut“, „kompetent. Für 

Demokratie“; vgl. auch Modellförderung des Lan-

des M-V); Kinder- und Jugendarbeit wird als Bil-

dungs- und Netzwerkpartner im Rahmen anderer, 

z.T. generationsübergreifender Programme gese-

hen und einbezogen (z.B. BMBF-Programm „Ler-

nen vor Ort“, vgl. Uecker-Randow-Kreis). 
 

1.4.2.3. SACHSEN-ANHALT 

Außer Sachsen verfügt noch das Land Sachsen-

Anhalt über einen den fachlichen Ansprüchen ge-

nügenden Kinder- und Jugendbericht (Kinder- und 

Jugendbericht des Landes-Sachsen-Anhalt 2008, 

Drucksache 5/1916 vom 21. April 2009), in dem 

nachfolgende Aussagen zur Kinder- und Jugendar-

beit getroffen werden: 

 

„Die 14- bis 27-Jährigen werden gesellschaftlich 

zu einer Minderheit, die ihre Bedürfnisse weniger 

artikulieren kann. Deshalb ist mehr Jugendpolitik 

notwendig.“ (S.12) 

 

Jugendhilfeplanung wird in allen Landkreisen 

und kreisfreien Städten durchgeführt, „wenn-

gleich eingeschätzt werden muss, dass dies noch 

nicht in allen Feldern der Jugendhilfe mit der not-

wendigen Kontinuität und Qualität geschieht. (…) 

Die Qualität der örtlichen Jugendhilfeplanung im 

Land differiert stark.“ (ebd. S. 24 f.) 

 

Zum Thema „Jugend im ländlichen Raum“  

(S. 37 f.) wird ausgeführt, dass die Angebote der 

Kinder- und Jugendarbeit gerade hier zunehmend 

ausdünnen, dass hierzu aber keine gesicherten 

statistischen Daten vorlägen. In diesem Zusam-

menhang wird darauf verwiesen, dass eine Politik 

der Sicherung angemessener Lebensqualität und 

deren Verbesserung insbesondere im Interesse von 

Familien sowie zur Sicherung der Chancen von 

Kindern und Jugendlichen im Mittelpunkt der Poli-

tik für eine nachhaltige, zukunftsfähige Entwick-
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lung des ländlichen Raumes in Sachsen-Anhalt und 

des Entwicklungsprogramms für den ländlichen 

Raum des Landes Sachsen-Anhalt – Förderzeit-

raum 2007 bis 2013 – stehe. (ebd. S. 38) 

 

Eine Stellungnahme des Landesjugendhilfe-

ausschusses zum Entwurf des Kinder- und Jugend-

berichts vom 19.11.2008 kritisiert, dass zum tat-

sächlichen Stand der Jugendhilfeplanung in den 

kreisfreien Städten und Landkreisen keine Aussa-

gen getroffen werden. Moniert wird zudem die 

Unverbindlichkeit programmatischer Aussagen und 

der Sachverhalt, dass das Fachkräfteprogramm des 

Jahres 2008 aufgrund der prekären Haushaltslage 

mancher Kommunen durch die Jugendpauschale 

gegenfinanziert wurde; in vielen Orten seien Ju-

gendfeuerwehren oder Sportvereine die einzig 

verbliebenen Anlaufstellen für Kinder und Jugendli-

che. 

 

Aktuelle Entwicklungen der Kinder- und Ju-

gendpolitik bzw. -arbeit lassen sich indirekt aus den 

Stellungnahmen des Kinder- und Jugendrings 

Sachsen-Anhalt (2009a, 2009b) erschließen. Dem-

zufolge hat die Landesregierung von Sachsen-

Anhalt im Haushaltsentwurf 2010/2011 geplant, die 

Mittel für das Fachkräfteprogramm zu reduzieren 

und die Anteilsfinanzierungspflicht der Kommunen 

von 30 Prozent auf 50 Prozent zu erhöhen. Für 2013 

ist eine nochmalige Halbierung des Landeszuschus-

ses geplant. Damit ist von Landesseite beabsich-

tigt, die kommunale Zuständigkeit für die Kinder- 

und Jugendarbeit stärker zu betonen. Eine parallel 

verpflichtende Erhöhung des kommunalen Beitrags 

ist jedoch von der Landesregierung nicht vorgese-

hen, so dass zu befürchten ist, dass ab 2011 etliche 

Fachkräftestellen fehlen werden. Schon jetzt ver-

suchen die Kommunen, die freien Träger, an die die 

Fachkräftestellen weiter übertragen werden, zu 

Kostenbeteiligungen heranzuziehen. Insgesamt 

läuft diese Konstellation darauf hinaus, die anfal-

lende Arbeit auf noch mehr Ehrenamtliche oder 

Maßnahmen des zweiten Arbeitsmarktes zu vertei-

len. 

Auf der Landesebene sind verschiedene Akteure 

aktiv. Zum einen existiert eine Lenkungsgruppe der 

Expertenplattform Demografischer Wandel in 

Sachsen-Anhalt (2010), die jedoch die Kinder- und 

Jugendarbeit/Jugendhilfeplanung nicht bearbeitet, 

sondern konstatiert, dass die Landkreise und Ge-

meinden bei „jugendspezifischen Betreuungsange-

boten“ sparen. Vorschläge beziehen sich auf schul- 

und familienpolitische Maßnahmen (S. 16 bzw. 18 

ff.), wie die Förderung von Ganztagsunterricht zur 

besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf unter 

Absehung von bildungsbezogenen Zielsetzungen. 

Als exemplarisch für diese Argumentationslinie 

kann hier der Vorschlag der „Hausaufgabenbetreu-

ung von Kindern aus sozial schwachen Familien und 

die Vermittlung von Deutschkenntnissen bei aus-

ländischen Kindern durch Förderung ehrenamtli-

chen Engagements seitens gut qualifizierter Rent-

ner“ (S. 19) angeführt werden. 

 

Bei der Gestaltung des demografischen Wandels 

im Arbeitsfeld Jugendarbeit ist in Sachsen-Anhalt 

derzeit der Landkreis Börde sehr aktiv. Hier wird 

das Projekt „Demografischer Wandel praktisch – 

ein beteiligungsorientierter Prozess im Landkreis 

Börde Entwicklung von Strategien im Umgang 

mit den Folgen des demografischen Wandels im 

Arbeitsfeld Jugendarbeit (Projektträger Camino 

gGmbH) durchgeführt. Im Rahmen des Projektes 

werden Ende 2010 Ergebnisse erwartet, auf deren 

Basis sich die Jugendhilfeplanung im Bereich der 

Jugendarbeit orientieren wird. Impulsgebend für 

den Bördekreis war unter anderem der Prozess 

der Internationalen Bauausstellung Stadtumbau 

Sachsen-Anhalt 2010 mit der IBA-Stadt 

Wanzleben (Landkreis Börde). Über das Hand-

lungsfeld „Familie Stadt“ ist heute eine Stabilisie-

rung und Profilierung der städtischen Entwicklung 

mit familienorientierten kommunalen innovativen 

Strukturen entstanden. Eine Sensibilisierung der 

Heranwachsenden für die Probleme der Gegen-

wart und Zukunft findet statt. Erfolge sind sicht-
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bar und werden unter anderem vom Familien-

bündnis getragen. Das Ministerium für Gesund-

heit und Soziales des Landes Sachsen-Anhalt be-

handelt das Politikfeld Demografie für alle gesell-

schaftlichen Gruppen und führt dazu einen inten-

siven Dialog mit den Landkreisen des Landes 

Sachsen-Anhalt durch. Dazu wird die Veranstal-

tungsreihe „Regionale Demografie-Werkstatt So-

ziales und Gesundheit“ durchgeführt. Dabei 

kommen die Handlungsfelder „Übergänge gestal-

ten“ (Schule-Ausbildung-Beruf-Familie) und „ge-

sundes Aufwachsen – gesundes älter werden“ 

häufig vor. Das betrifft vor allem die Zielgruppe 

der jungen Menschen, im Alter der Kinder- und 

Jugendarbeit von 0 bis unter 27 Jahren insbeson-

dere.12 

 

1.4.2.4 SACHSEN 

Aus dem dritten Kinder- und Jugendbericht des 

Landes Sachsen (Sächsische Staatsregierung/ 

Staatministerium für Soziales 2009) sind nachfol-

gende Punkte für die Kinder- und Jugendarbeit 

relevant: 

 

• Ausgabenkürzungen für die Jugendarbeit zwi-

schen 2002 und 2006 um 10,4 Prozent (S. 126); 

die Förderung hat sich deutlich auf Familien und 

das frühe Kindesalter verlagert (S. 127); 

• Im Jahre 2006 erfolgte eine Erhöhung der Ju-

gendpauschale von 10,99 Euro auf 14 Euro; 

• Zu verzeichnen ist eine Abnahme der tätigen 

Personen in der Kinder- und Jugendarbeit um 

8,5 Prozent. Demzufolge öffnet sich die Schere 

zwischen Einrichtungen und Personal der Kin-

der- und Jugendarbeit, z. B. im Weißeritzkreis: 

Hier hat sich Zahl der Einrichtungen von 12 auf 

50 mehr als vervierfacht, das Personal hingegen 

nur von 50 auf 73 Personen erhöht. In Bautzen 

                                                 
12 Diese Ausführungen gehen auf eine Zuarbeit der zustän-
digen Referentin für Fragen der Demografie im Ministerium 
für Gesundheit und Soziales des Landes Sachsen-Anhalt 
zurück. Weiterführende Informationen zur Regionalen 
Demografie-Werkstatt unter www.zukunftsplattform-
demografie.sachsen-anhalt.de 

hat sich die Zahl der Einrichtungen verdoppelt 

von 36 auf 74, das Personal nur von 95 auf 104 

Personen erhöht: 

 

 „Dies bedeutet, dass die jungen Menschen in die-

sen Einrichtungen weitgehend sich selbst überlas-

sen sind, egal ob die betreffenden Einrichtungen 

nur geöffnet sind, wenn die mobile Jugendarbeit 

vor Ort ist, oder es sich dabei um einen gänzlich 

unbetreuten Jugendraum handelt.“ (S. 159). 

 

Im März 2010 erfolgte eine Kürzung der Ju-

gendpauschale um 30 Prozent von 14,30 auf 10,40 

Euro, die Co-Finanzierung durch Kommunen ver-

ringerte sich hierdurch analog. Die Zuschüsse zu 

Maßnahmen zur Stärkung der Demokratie und 

Vorbeugung antidemokratischen Handelns wurden 

um 50 Prozent gekürzt; der Haushaltsansatz zur 

Förderung bürgerschaftlichen Engagements sank 

um 10 Prozent; es erfolgte eine Kürzung im Bereich 

des Freiwilligen Sozialen Jahres um 55 Prozent 

sowie Kürzungen für die Jugendverbandsarbeit um 

70 Prozent; der Bereich Jugendbildung wurde kom-

plett gestrichen.  

 

Nach Auffassung des Sächsischen Kinder- und 

Jugendrings gab es im Vorfeld keine Vorabinforma-

tionen an die Betroffenen (Landesverbände, örtli-

che freie Träger, FSJ-Träger). In der Folge mussten 

in einigen Landkreisen vorsorgliche Personalkündi-

gungen ausgesprochen werden, z. B. im Landkreis 

Meißen für 30 Fachkräfte. Derzeit existieren in 

Sachsen für die Kinder- und Jugendarbeit nur noch 

wenige fachliche Entwicklungsperspektiven: Auf 

überörtlicher Ebene waren kurzfristig keine För-

dermittel für Bildungsmaßnahmen mehr vorhan-

den.  

 

Im Sächsischen Kinder- und Jugendbericht wird 

durch die Berichtskommission konstatiert, dass die 

Kinder- und Jugendarbeit mit vielfältigen Schwie-

rigkeiten und Herausforderungen konfrontiert ist – 

die demografische Entwicklung in den ländlichen 

Räumen ist eine der größten. Notwendig werden 
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aus Sicht der Kommission „innovative räumliche 

Strukturmodelle und darauf aufsetzende fachliche 

Konzepte“ (S. 145).  
 

1.4.2.5 THÜRINGEN 

Grundlegende Informationen zur Kinder- und 

Jugendpolitik bzw. -arbeit aus Thüringen stammen 

aus den Kinder- und Jugendberichten, die themen-

analog zu den Kinder- und Jugendberichten der 

Bundesregierung aufgebaut sind.  

 

Zu erwähnen ist der sogenannte Thüringer Bil-

dungsplan, der die Zielgruppe von 0 bis 10 Jahren 

(sic!) anvisiert und damit gerade die Jugendlichen 

nicht berücksichtigt.  

 
Die Richtlinie „Örtliche Jugendförderung“ (Pau-

schale) wurde mit dem Programm „Schuljugendar-

beit“ zusammengeführt, jedoch ohne dass die bei-

den Finanzvolumina addiert worden wären, um 

eine einheitliche Förderpraxis zu erlangen. 

 

Abbildung 12: Entwicklung der Jugendpauschale in 

Thüringen 

 

Jahr Summe (in Euro) 

2003 7.148.708 

2004 7.135.930 

2005 5.200.546 

 

Wie aus einem Dokument des Thüringer Land-

tags (2008b) hervorgeht, sind in der Ausgabenent-

wicklung des Landsjugendförderplans rückläufige 

Entwicklungen im Zeitraum 2002 bis 2007 u. a. in 

den nachfolgenden Bereichen festzustellen: 

 

• Personalstellen 

• Jugendverbände  

• Jugendinformation 

• Großveranstaltungen 

• Internationale Jugendarbeit 

• Landesvereinigung kulturelle Jugendbildung 

• Investitionen 

Die Anzahl der geförderten Jugendbildungsrefe-

rentinnen und -referenten sank von 2002 (19) auf 

2007 (10) um nahezu 50 Prozent. Aufgrund fehlen-

der Haushaltsmittel konnte eine Evaluation der 

Arbeit der Jugendverbände nicht durchgeführt 

werden. 

 

Nach Angaben der Thüringer Allgemeinen Zei-

tung vom 01.09.2010 sieht der Haushaltsentwurf 

für 2011 nach Angaben des Finanzministeriums 

Ausgaben in Höhe von 8,65 Mrd. Euro vor; die Res-

sorts hatten bisher aber Ausgaben in Höhe von 9,78 

Mrd. Euro angemeldet. Zur Deckung des Etats will 

Thüringen im kommenden Jahr knapp 620 Mio. 

Euro neue Schulden aufnehmen. Die verbleibenden 

512 Mio. Euro müssen eingespart werden. 

(http://www.thueringer-

allgemeine.de/startseite/detail/-

/specific/Landesregierung-zoegert-noch-mit-dem-

Rotstift-1879014178) 

 

Vor diesem Hintergrund ist die Pressemitteilung 

vom 11.05.2010 zu sehen, in der die Thüringer Sozi-

alministerin Taubert erklärte: „Wer an Kindern und 

Jugendlichen spart, setzt die Zukunft aufs Spiel“. 

Erst nach dem Ausgang der Finanzdebatte dürfte 

ersichtlich sein, welchen Weg die fachliche Ent-

wicklung der Kinder- und Jugendarbeit in Thürin-

gen nimmt. Aktuell hat sich ergeben, dass die Ju-

gendpauschale von den Kürzungen des Landes-

haushaltes 2011 ausgenommen ist, allerdings ist 

die geplante Erhöhung von 11 auf 15 Mio. Euro 

damit wahrscheinlich aufgegeben worden. 

 

1.4.2.6 ZUSAMMENFASSUNG 

Generell ist festzustellen, dass die Kinder- und 

Jugendarbeit aufgrund des demografischen Wan-

dels in allen neuen Bundesländern rückläufige Da-

ten aufweist. Diese Entwicklungen arbeiten den 

ohnehin bestehenden Strukturmängeln nicht anti-

zyklisch entgegen, sondern verstärken sie noch 

prozyklisch. Die Kürzungen fallen zudem, wie etwa 

aktuell in Sachsen, überproportional und damit 

unangemessen im Hinblick auf rechtsverpflichten-
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de Aufgaben aus. In Sachsen belaufen sich die Kür-

zungen der Landesmittel für die Kinder- und Ju-

gendarbeit auf 25 – 30 Prozent; würde man die 

Einsparungen im Landeshaushalt gleichmäßig auf 

alle Bereiche verteilen, würde die Kürzung nur etwa 

7,5 Prozent betragen (vgl. CORAX 4/2010: 10). 

 

Dabei ist von Belang, in welcher Relation die Da-

ten der Kinder- und Jugendarbeit zur demografi-

schen Entwicklung stehen und welche jugendpoliti-

schen Gestaltungs- und Entwicklungsräume für 

dieses Handlungsfeld angesichts einer absehbaren 

Entwicklung kumulierender Restriktionen (Ende 

des Solidarpaktes Ost, Neuverschuldungsgrenze 

der Länder, Verschuldungsbremse der Europäi-

schen Union, Lage der kommunalen Haushalte) 

eröffnet werden können. 

 

1.5 Herausforderungen 

Vor dem Hintergrund der dargelegten instituti-

onellen Rahmenbedingungen, der jugendpoliti-

schen Entwicklungen und der Diskussionen in den 

neuen Bundesländern kämpft die Kinder- und Ju-

gendarbeit mit schwindenden Ressourcen. Die 

Diskussionen in den Landesregierungen und beim 

Bund über Kinder- und Jugendarbeit werden der-

zeit – grob zusammengefasst – entsprechend defi-

zitorientiert (Stichwort Kürzungen und „Feilschen“ 

um Ressourcen/Finanzen) geführt.  

 

Die Haushaltslagen in den einzelnen Ländern 

und die des Bundes werden sich jedoch kurz- und 

mittelfristig nicht entspannen. Das Budget für Kin-

der- und Jugendarbeit wird auch perspektivisch 

weiter gekürzt werden (müssen), davon werden 

auch Personalstellen betroffen sein. Zum jetzigen 

Zeitpunkt wird angesichts der gesunkenen Anzahl 

der Jugendlichen an diesem Punkt zum Teil über-

proportional und damit unverhältnismäßig gekürzt.  

 

Diese Rahmenbedingungen erfordern ein Um-

denken – und das geschieht mancherorts schon 

erfolgreich. Zum einen müssen alle Akteure der 

Kinder- und Jugendarbeit den Schritt aus dem ei-

genen Feld herauswagen und ihr Handlungsfeld als 

eine Querschnittsaufgabe begreifen, die es an an-

dere Ressorts und neue politische Handlungsfelder 

anzudocken gilt. Dabei soll nicht eine Auflösung 

des eigenständigen Feldes der Kinder- und Jugend-

arbeit eingeübt, sondern das Ziel einer offenen 

Kinder- und Jugendarbeit als Herausforderung 

angenommen werden.  

 

Diesem Umdenken folgt als zweiter Schritt eine 

ganz praktische Herausforderung: die Suche nach 

neuen Partnern, um gemeinsam innovative Struk-

turen zu entwickeln. In der Offenheit gegenüber 

Akteuren beispielsweise aus der Wirtschaft, ande-

ren Bildungsträgern, lokalen Einrichtungen und 

Verbänden, aber auch gegenüber Akteuren aus der 

Kunst- und Kulturszene liegt eine große Chance, 

sich selbst tragende Konstrukte und Strukturen 

entstehen zu lassen, die nicht sofort nach der 

(staatlichen) Anschubfinanzierung wieder zusam-

menbrechen.  

 

Der Staat kann nicht aus seiner Fürsorgepflicht 

entlassen werden; es muss weiterhin sinnvolle und 

solide Finanzierungen für gute Kinder- und Jugend-

arbeit geben. Die Akteure der Kinder- und Jugend-

arbeit müssen jedoch auf der anderen Seite ihre 

Verantwortung für die Identifizierung und Etablie-

rung alternativer Konzepte annehmen und sich als 

Motor der regionalen Entwicklung verstehen, damit 

selbst unter den Bedingungen des demografischen 

Wandels eine qualitativ hochwertige Kinder- und 

Jugendarbeit im – sich entleerenden – ländlichen 

Raum Ostdeutschlands angeboten werden kann.  

 

Perspektivisch weiterführende Ansätze ergeben 

sich zum einen aus der aktuell leicht verbesserten 

Wirtschaftsentwicklung, die gerade in Ostdeutsch-

land nach etlichen Jahren der Abwanderung junger 

Menschen eine Trendumkehr (z. B. Ausbildungs-

markt) bewirken könnte. 

 

Weitere Herausforderungen, die gleichzeitig 

aber auch Entwicklungsperspektiven sind, ergeben 
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sich über die Jugendpolitik der Europäischen Union 

(Entschließung des Rates im November 2009 zur 

erneuerten Jugendstrategie), die sich insbesondere 

der Überwindung der Jugendarmut, der Verbesse-

rung der Beschäftigungsmöglichkeiten für junge 

Menschen, der verstärkten Akzentuierung von 

Teilhabe und Partizipation junger Menschen, der 

Anerkennung der Bedeutung informeller und nicht-

formaler Bildung sowie den Chancen der Mobilität 

zu Lernzwecken widmet. 
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Um einen Neuansatz in der Kinder- und Jugend-

arbeit für die neuen Bundesländer erarbeiten zu 

können, muss ein klares Bild von der Situation vor 

Ort bestehen. Bisher haben die Verfasser mit der 

Beschreibung der Daten und Fakten ein Bild der 

(prekären) Lage der Kinder- und Jugendarbeit in 

Ostdeutschland gezeichnet. Nun muss ein Blick 

hinter die Zahlen gewagt werden. Was passiert vor 

Ort? Wer sind die Akteure? Und welche Anknüp-

fungspunkte für einen fundierten Neuansatz könn-

te es geben? 

 

2.1 Vorgehensweise 

Um diesen Fragen auf den Grund zu gehen wur-

de ein Fragebogen entwickelt (siehe Anhang), der 

an Expertinnen und Experten verteilt wurde bzw. 

dessen Fragen Gegenstand von telefonisch durch-

geführten Expertengesprächen waren. Die befrag-

ten Personen sind in der Wissenschaft, der Verwal-

tung und als Praktikerinnen und Praktiker vor Ort 

tätig. 

 

Die Expertengespräche mit Personen aus der 

Wissenschaft sind mit langjährig mit der Materie 

befassten Sozialpädagogen, Erziehungs- und So-

zialisationstheoretikern usw. aus allen fünf neuen 

Bundesländern13 geführt worden. Die Auswahl die-

ser Wissenschaftler erfolgte aufgrund deren Nähe 

zur Thematik, die in der Lehre sowie aus Publikati-

onen und Vorträgen ersichtlich wird.  

 

Die Experten vor Ort, die gebeten wurden, den 

Fragebogen auszufüllen, sind einerseits aufgrund 

bestehender Kontakte der Auftragnehmerin (Erfah-

                                                 
13 Prof. Dr. Joachim Burmeister, Professor für Pädagogik/ 
Sozialpädagogik und Jugendarbeit sowie Netzwerk- und 
Gemeinwesenarbeit des Studienganges Soziale Arbeit, 
Hochschule Neubrandenburg/Mecklenburg-Vorpommern; 
Prof. Dr. Titus Simon, Professor für Jugendarbeit und Ju-
gendhilfeplanung, Hochschule Magdeburg/Sachsen-Anhalt; 
Prof. Dr. Wilfried Schubarth, Professor für Erziehungs- und 
Sozialisationstheorie, Universität Potsdam/Brandenburg; 
Prof. Dr. Stephan Beetz, Professur an der Fakultät für Sozia-
le Arbeit, Hochschule Mittweida/Sachsen; Dr. Martin Ru-
dolph, Professur für Sozialpädagogik, TU Dresden/Sachsen 

rungen aus der Zusammenarbeit mit Praktikerin-

nen und Praktikern in den Programmen der Stif-

tung Demokratische Jugend), andererseits durch 

Hinweise in praxisbezogenen wissenschaftlichen 

Publikationen und durch Mehrfachnennungen im 

Zuge der Recherchen für Good-Practice-Beispiele 

ausgewählt worden.  

 

Auf der Verwaltungsebene wurden die Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter der Landesjugendämter 

gebeten, den Fragenbogen auszufüllen.  

 

Die Resonanz und der Rücklauf auf die Frage-

bögen stellen sich auf den verschiedenen Ebenen 

unterschiedlich dar. Aus den telefonisch durchge-

führten Expertengesprächen konnten wichtige 

Hinweise und Erkenntnisse gewonnen werden. Die 

Praktikerinnen und Praktiker vor Ort waren sehr 

daran interessiert, ihre Expertise in die Studie ein-

zubringen. Der Rücklauf der Fragebögen aus den 

Landesjugendämtern förderte keinen Erkenntnis-

gewinn („dazu liegen uns keine Daten vor“, „keine 

Erkenntnisse hierzu“) zutage.  

 

Im Anschluss an die Auswertung der Frage-

bögen erfolgte in drei Fällen ein Telefoninterview 

mit den Experten vor Ort, das sich zunächst am 

Fragebogen orientierte, darüber hinaus aber Raum 

für ein vertiefendes Gespräch ließ. Hier eine reprä-

sentative Zahl von Interviewten zu erreichen, war 

nicht das Ziel der Verfasser dieser Studie. Im Vor-

dergrund stand eher der Gedanke, trotz der Kürze 

der Bearbeitungsdauer Erkenntnisse aus der tägli-

chen Arbeit schlaglichtartig einzufangen, um das 

Gesamtbild der Kinder- und Jugendarbeit in den 

neuen Bundesländern so weiter zu verdichten. 

 

2.2 Orte für Kinder und Jugend-

liche 

Aus den Antworten der eingegangenen Frage-

bögen und den daran anschließenden Gesprächen 

zeichnet sich folgendes Bild ab: Die Jugendarbeiter 

sind daran interessiert, „neue Orte des Aushandelns 

2 Erkenntnisgewinn aus der Befragung 
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vom eigenen und gemeinsamen Traum vom Leben zu 

erfinden. Denn ohne einen Traum kann kein realer 

Ort gefunden werden, ohne realen Ort gibt es keine 

Möglichkeiten, einen Traum zu verwirklichen“, so der 

Experte aus Quetzdölsdorf (Sachsen-Anhalt). Hier 

werden kreative, gestalterische Ansätze verfolgt, 

um solche Orte zu entwickeln: Innovationscharak-

ter haben beispielsweise der Traumgarten und das 

Blühende Labyrinth (Brachflächen, die von Hand 

der Jugendlichen kultiviert wurden); auch die 

Dorfmitte, die mit Bühnen, Klettersteig und Sitzflä-

chen eingefasst und mit Obst und Rosen bepflanzt 

wurde, ist ein neu geschaffener Ort, der symbolisch 

den Geist der verschwundenen Orte in sich vereint. 

Ziel ist es, „den Jugendlichen Orte anzubieten, die 

nicht versteinern können“, d. h., die nicht institutio-

nalisiert werden können. Die jungen Leute gehen 

nicht in einen Jugendclub, sondern erarbeiten ihre 

Orte, die Pflege und Ausdauer benötigen und die 

im eigentlichen Sinne „vergänglich“ sind, gemein-

sam mit den Akteuren.  

 

Die Umsetzung solcher Vorhaben gelingt nur in 

Form von Kooperationsprojekten und mit der Un-

terstützung des gesamten Gemeinwesens. Der 

Gedanke „Für die Erziehung und das Aufwachsen 

eines einzigen Kindes braucht es ein ganzes Dorf“ 

gehört dort zum Selbstverständnis; Jugendarbeit 

wird gemeinsam mit allen anderen Akteuren entwi-

ckelt. 

 

Gleichwohl beobachten Jugendarbeiterinnen 

und Jugendarbeiter, dass es weniger Jugendliche 

im öffentlichen Raum gibt und das delinquente 

Verhalten Jugendlicher rückläufig ist, die Anzei-

genhäufigkeit gegen Jugendliche jedoch zunimmt. 

„Die Alten rufen doch schon beim Ordnungsamt an, 

wenn sich überhaupt nur irgendwo ein Jugendlicher 

zeigt!“, fasst der Experte aus Brandenburg seine 

Erfahrungen zusammen. Aus seinen Beobachtun-

gen spricht, dass es für Jugendliche in ländlichen 

Räumen zunehmend schwerer wird, Orte des Bei-

sammenseins für sich zu behaupten oder gar neue 

zu finden. Der paradoxe Befund lautet: Je weniger 

Jugendliche in einer Gemeinde leben, desto mehr 

fallen die verbleibenden jungen Menschen (negativ) 

auf. In der Kinder- und Jugendarbeit geht es im 

Zuge des demografischen Wandels verstärkt da-

rum, Kinder und Jugendliche „öffentlich“ erlebbar 

zu machen.  

 

Wenn Kinder und vor allem Jugendliche sich 

selbst als Störfaktor innerhalb der Gemeinschaft 

wahrnehmen müssen, dann verwundert es nicht, 

wenn sie sich ins Private zurückziehen. Diese 

Selbstwahrnehmung verstärkt sich weiter, wenn 

Jugendlichen auch faktisch zu wenig – oder gleich 

gar kein Raum –  im öffentlichen Miteinander eines 

Ortes zugestanden wird. Deshalb ist es wichtig 

Kindern und Jugendlichen Angebote zu machen, 

die sie als ein Teil des Ortes erlebbar machen – 

erlebbar für die anderen Ortsansässigen und erleb-

bar für sich selbst. 

 

Das Internet ist nach Einschätzung aller Exper-

ten ein neuer Aufenthaltsort für Jugendliche ge-

worden, der noch dazu viel Zeit in Anspruch nimmt 

(Austausch von Fotos; Kommentare; Chats; Pflege 

von Profilen in sozialen Netzwerken). Hier bleibt 

den Experten nur zu konstatieren, dass der Aufent-

halt in virtuellen Räumen völlig von der realen Welt 

abgekoppelt ist und kaum jemand aus der Erwach-

senenwelt wirklich beurteilen kann, wie die Jugend-

lichen ihren Aufenthalt dort gestalten.  

 

Dennoch halten sich auch die Orte, die schon äl-

teren Generationen als Aufenthalt gedient haben 

und die dem für die Altersgruppe normalen Ab-

grenzungsverhalten entsprechen: die hinteren 

Ecken der Parkplätze, die Fläche rund um Strom-

kästen, die Eingangsbereiche der Einkaufszentren 

oder die viel bemühten Bushaltestellen. Einer der 

Experten schreibt hierzu: „Der Vorteil gegenüber den 

reglementierten und mit Hausordnungen versehenen 

Einrichtungen liegt auf der Hand. Selbst im Winter 

treffen sich die Jugendlichen dort lieber als unter 

Beobachtung.“ 
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2.3 Schule und Kinder- und Ju-

gendarbeit 

Seit der Veröffentlichungen der PISA-Studien 

und insbesondere seit dem 12. Kinder- und Jugend-

bericht hat sich das sozialpädagogische Bildungs-

verständnis der Kinder- und Jugendarbeit intern 

weiterentwickelt und immer stärker auf das Hand-

lungsfeld (Ganztags-)Schule ausgerichtet (AGJ 

2008, Coelen/ Otto 2008). Dabei ist anzumerken, 

dass der Anspruch einer gleichberechtigten profes-

sionellen Kooperation auf Augenhöhe zwischen 

Jugendarbeit und Schule wie auch die konsequente 

Verzahnung von Erziehung, Bildung und Betreuung 

bislang allenfalls sporadisch eingelöst worden ist 

(Nörber 2003). Im Rahmen vielfältiger Kooperati-

onskonstellationen, die sich aktuell an den Dimen-

sionen einer künftigen „Bildungslandschaft“ aus-

richten, agiert die Kinder- und Jugendarbeit bislang 

eher als Dienstleister und als eine der Schule unter- 

bzw. nachgeordnete Instanz (Radtke 2005; Stolz 

2006; Berse 2009). Zwar existieren modellhafte 

Überlegungen zur Verankerung eines konsistenten 

und gleichberechtigten Kooperationsgefüges auf 

der lokalen Ebene (Lindner 2009), diese befinden 

sich aber erst im Entwicklungsstadium.  

 

Die befragten Experten sehen die Institution 

Schule vor diesem Hintergrund erwartungsgemäß 

kritisch. „Die Zusammenarbeit mit freien Trägern, 

Einbindung von fachlichen Jugendhilfestrukturen in 

Schulabläufe, Projektarbeit, Öffnung der Schule für 

Kinder und Jugendarbeit überfordert immer noch eine 

Vielzahl von Schulleitungen und Lehrkräften.“ 

 

Die Schule wird als Konkurrenz zur Kinder- und 

Jugendarbeit wahrgenommen, insbesondere vor 

dem Hintergrund, dass durch die Ganztagsschule 

und die verlängerten Fahrtwege ein „Lernen vor 

Ort“ in der Heimatgemeinde immer schwieriger 

werde. Kinder- und Jugendarbeit in ihrer sozialen, 

ökologischen und kulturellen Ausprägung könne 

sogar eine „Bewährungssituation“ für Gelerntes 

sein. Diese Sphären würden in der Schule oftmals 

nicht ausreichend berücksichtigt. Dort aber, wo 

Schule ganz bewusst Raum für außerschulisches 

Lernen vorhält, entstünden oft interessante Erfah-

rungsräume für Kinder- und Jugendliche. Als Unter-

stützung werten die Experten den Einsatz der 

Schulsozialarbeiterinnen und -sozialarbeiter. 

 

Die Zusammenarbeit gestalte sich jedoch in der 

Praxis mehrheitlich sehr schwierig und scheitere 

(aus Sicht der außerschulischen Fachpädagogen) 

oftmals an Lehrerinnen und Lehrern, die sich als 

reine Wissensvermittler sähen und das Vermitteln 

von anderen Kompetenzen nicht als gleichwertig 

erachteten. „Solange die Schule Kinder- und Ju-

gendarbeit aber nur ‚gewähren lässt’ und nicht an 

einer echten und fruchtbaren Kooperation interessiert 

ist, lässt sich da wenig gestalten“. Trotz dieser kriti-

schen Einschätzung wird von den befragten Prakti-

kern aber auch auf gelingende Kooperation zwi-

schen Schule, Jugendhilfe, Hort und Kindergarten 

hingewiesen (Beispiel: Zörbiger Bildungsland-

schaft).  

 

Fakt ist, dass die Schule immer mehr Raum und 

Zeit im Leben der jungen Menschen einnimmt. Ob 

es aber aus Gründen der verlängerten Fahrtwege 

und -zeiten sinnvoll ist, die offene Kinder- und Ju-

gendarbeit ausschließlich in die Schulen zu integ-

rieren, darüber herrscht noch lange kein Konsens. 

Im Gegenteil: Kritische Stimmen sehen die Bereit-

schaft der Träger von Kinder- und Jugendarbeit in 

die Schulen hineinzugehen und ihre Angebote dort 

direkt (oft auch räumlich) anzubinden, als die tat-

sächliche Aufgabe eines offenen Erlebnisortes – 

neben dem streng reglementierten Ort Schule –  

für Kinder- und Jugendliche. 

 

Eine verantwortungsvolle und reflektierte Rolle 

bei der Bearbeitung der Thematik „ländlicher 

Raum/demografischer Wandel“ wird den Schulen 

aber nicht zuerkannt. Die Auseinandersetzung mit 

der Region bedürfe anderer Orte – zumindest bei 

der derzeitigen Ausrichtung von Schule als reiner 

Wissens- und Lernort. 

 



 30

2.4 Mobilität und Kinder- und 

Jugendarbeit 

Das Arbeitsfeld Mobile Jugendarbeit hat sich 

seit ihren – umstrittenen – Anfängen in den 1960er 

und 1970er Jahren in den Kanon der sozialpädago-

gischen Handlungsansätze eingepasst und gilt als 

fest etabliert. Sowohl in West- als auch in Ost-

deutschland ist die Mobile Jugendarbeit in Reaktion 

auf Jugendgewalt und/oder -kriminalität zum Ein-

satz gekommen und folgte gewissermaßen den 

Regeln der Zielgruppe:  

 

„Rasch wurde mir dabei klar, dass ich an solcher-

maßen etikettierte Jugendliche nur herankam, 

wenn ich mich auf ihre Lebenswelt, ihren Alltag 

einließ. Dies bedeutete, ihre Aufenthalts- und 

Trefforte herauszufinden und sie dort aufzusu-

chen. Straßen, Plätze, Kneipen und Baustellen 

waren meine ersten Kontaktorte – und dies zu 

Zeiten, die von den Jugendlichen bestimmt wur-

den: nach Schulschluss und Feierabend, spät-

abends und an den Wochenenden.“ (Specht 

2005: 8) 

 

Mobile Jugendarbeit war in ihren Anfängen und 

ist darüber hinaus bis heute Angebot und Gegen-

entwurf zu „selbst- und fremdzerstörerischen Ver-

halten“ (ebd.), also aufsuchende Jugendarbeit, die 

sich in erster Linie an arbeitslose, obdachlose, dro-

genkonsumierende Jugendliche, „Anstoß erregen-

de“ Cliquen und/oder Jugendliche in sozialen 

Brennpunkten richtet (vgl.: Krafeld 2004). 

 

Bemerkenswert ist nun, dass der Mobilen Ju-

gendarbeit vor dem Hintergrund des demografi-

schen Wandels insbesondere in ländlichen Räumen 

wenn nicht eine neue semantische Komponente, so 

doch zumindest eine Verlagerung im Aufgabenbe-

reich zuzukommen scheint: Hier geht es nicht vor-

rangig um „Hilfen“ in akuten Krisensituationen, 

sondern um die Kompensation wegfallender stati-

onärer Angebote im Zuge des Abbaus von Infra-

strukturen.  

Die Bedeutungsverschiebung von Mobiler Ju-

gendarbeit kommt den befragten Praktikern ent-

gegen und wird von ihnen als gangbarer Weg „hin 

zu Jugendlichen“ beschrieben. Kindern und Jugend-

lichen müsste es ermöglicht werden, in ihrer unmit-

telbaren Umgebung zu agieren. Dies sei nur mög-

lich, wenn die Angebote sich auch bis in das kleins-

te Dorf hinein erstrecken könnten.  

 

Die Praktiker kritisieren, dass die Verantwortli-

chen (Träger) ihre Angebote bisher an gegebenen 

Räumlichkeiten und Ressourcen ausgerichtet ha-

ben, anstatt die konkreten Bedarfe der Jugendli-

chen als Parameter für die Ausrichtung ihrer Arbeit 

zu nehmen. Durch das Blockieren konkreter Räume 

nur für Kinder- und Jugendliche (oder umgedreht 

auch für Senioren) würden „Unmengen von Geld 

verschwendet und am Ende ist die offene Kinder- und 

Jugendarbeit materiell und ideell nur noch am Erhalt 

dieser Räume orientiert“.  

 

Die Aufgabe der mobilen Jugendarbeit sieht ein 

Befragter so: „Wir vermitteln zwischen Vorhande-

nem, ergänzen Fehlendes und finden Passendes. 

Sprich: Wir entwickeln ein spezifisches Einzelprojekt, 

das individuell auf die Bedürfnisse der Nutzer zuge-

schnitten ist“. Die Verlagerung von Betreuung der 

Kinder und Jugendlichen an die Orte, an denen die 

Jugendlichen ihren Alltag erleben, erhöht nach 

Aussage der Praktiker die Kontaktchance und die 

Kontaktfrequenz. Mobile Jugendarbeit wird als 

Flexibilisierung gesehen, die in der Lage ist, auf die 

Bedarfe der Jugendlichen zu reagieren und die un-

konventionelle Angebote machen kann, die viel 

dichter an der Lebenswelt der Jugendlichen orien-

tiert sind. Im besten Fall entsteht aus den mobilen 

Angeboten sogar ein Mehrwert: In Sassnitz bei-

spielsweise wird diskutiert, gar keine stationäre 

Jugendeinrichtung mehr zu betreiben. „Die beste-

henden Angebote (…) könnten in einem neuen Kon-

zept Räume für zeitlich begrenzte Projekte der Ju-

gendarbeit zur Verfügung stellen, die von einem mo-

bilen Angebot genutzt werden können. Dieses mobile 

Angebot wäre dann auch für andere nutzbar.“ 
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2.5 Vernetzung und Kooperati-

on in der Kinder- und Jugend-

arbeit 

Auf die Frage nach dem Grad der Vernetzung 

der Kinder- und Jugendarbeit reicht das 

Antwortenspektrum von „Flickschusterei“ bis 

„Normalzustand“. Die Abweichungen in den Ein-

schätzungen deuten darauf hin, dass gelingende 

Kooperationen weniger einem bestimmten Sche-

ma folgen und nach einem Baukastenprinzip über-

tragen werden können, sondern vielmehr von Per-

sonen bzw. Persönlichkeiten abhängen.  

 

In Quetzdölsdorf gehört Vernetzung zum Selbst-

verständnis, das Prinzip „Nachbar, wir brauchen 

uns“ bestimmt die Kinder- und Jugendarbeit. Weil 

die Dorfgemeinschaft als wichtigste Bezugsgröße 

gilt, entstehen auch vorrangig Projekte in Koopera-

tion bzw. unter Einbeziehung des Dorfes. Ein Bei-

spiel dafür ist die „BioGartenKüche“, bei der aus der 

Jugendhilfe heraus die erste Dorfwerkstatt Sach-

sen-Anhalts entwickelt wurde. Bestandteile waren 

die Verarbeitung von Gemüse und Anknüpfung an 

die Regionalmärkte, Seminare zu den Themen 

Kunst und Kochen sowie gesunde Ernährung, Be-

herbergung und Atelier.  

 

Wo die Dorfgemeinschaft – wie in Quetzdölsdorf – 

mitzieht, sind innovative und vergleichsweise 

avantgardistische Ansätze nicht nur denkbar, son-

dern machbar: Jugendarbeit ist Motor, ist Stimme 

der Entwicklung, aber alle sind verantwortlich und 

bringen ein, was in ihren Möglichkeiten steht. So 

können selbststeuernde Netzwerke mit den jeweils 

benötigten Komponenten (Ausbildung, Kommuna-

les Bildungsmanagement, Kultur) agieren, die sich 

in jedem Ort anders andocken und die passgenau 

agieren können – wenn sie den „heißen Kern im 

Dorf“ gefunden haben. 

 

Andernorts verweisen die Praktiker zunächst 

einmal auf die ortsansässigen Unternehmen. Deren 

Aufgabe wird nicht nur in der einmaligen finanziel-

len Unterstützung von Veranstaltungen und kleine-

ren Aktivitäten für und mit Kindern und Jugendli-

chen gesehen, sondern vor allem auch darin, Ver-

antwortung für die Region zu übernehmen. Ein 

Experte beschreibt beispielsweise eine örtliche 

Praktikums- und Ehrenamtsbörse, die Jugendliche 

und Unternehmen gemeinsam gestartet haben. 

Diese finanziert sich zum Beispiel durch Anzeigen 

der Unternehmen auf der Internetplattform und 

durch die dauerhafte Unterstützung durch den 

ortsansässigen Gewerbeverein.  

 

In den Gesprächen mit den Praktikern vor Ort 

wurde aber auch klar, dass „die Wirtschaft“ als 

Kooperationspartner zwar immer präsenter wird 

(auch aus der Not heraus, dass Kinder- und Jugend-

arbeit aus anderen Quellen immer weniger zu er-

warten hat und dass den Verantwortlichen dies 

durchaus bewusst ist). Allerdings sind solche Kon-

takte (noch) nicht der Regelfall, sondern eher die 

Ausnahme. Gründe dafür sehen die Praktiker einer-

seits im marktwirtschaftlichen Anspruchsverhalten 

von Unternehmen, das manchmal nicht mit der auf 

Langfristigkeit und auf nachhaltige Wirkung ange-

legten sozialen Arbeit übereinzubringen ist. Ande-

rerseits fehlt es aufgrund der gegenseitigen Skepsis 

nach wie vor schlicht an Kontakten. Wenn jedoch 

einmal (z. B. über private Verbindungen) ein erster 

Kontakt stattgefunden hat, dann stellt sich die 

Zusammenarbeit für beide Seiten oftmals sehr 

schnell als gewinnbringend dar. 

 

In den Interviews wird auch auf eine enge Ver-

netzung mit der ansässigen Musik- und Kunstszene 

und auf Kooperationen mit Einrichtungen, die eine 

andere Altersstruktur aufweisen, hingewiesen. Eine 

Verbindung, die sich als allgemeine Tendenz fest-

halten lässt, ist die Bereitschaft der Kinder- und 

Jugendarbeit, sich unter dem Übergriff der „Ländli-

chen Strukturentwicklung“ neue Partner zu suchen. 

So kam es zur Oekomenta Sachsen-Anhalt 2009, 

bei der 30 Landwirte und ein Träger der Kinder- und 

Jugendhilfe gemeinsam „einen Hektar Kunst“ ge-

staltet haben. 
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Die ortsansässigen Vereine sind nach Angaben 

der Expertinnen und Experten nicht zwingend die 

ersten Ansprechpartner für Kooperationen im länd-

lichen Raum. Ein Praktiker dazu: „Traditionelle Ver-

eine sind keine Träger von Veränderung“. Es wird 

aber auch darauf hingewiesen, dass besonders für 

die jungen Männer der Sportverein und die Freiwil-

lige Feuerwehr immer noch wichtige Bezugspunkte 

darstellen. Oft seien diese verbliebenen Vereine die 

(Rest)Kräfte, die zum Beispiel das Dorffest organi-

sieren und beleben, an dem sich die Jugendgruppe 

mit einem Bandauftritt oder einem anderen Beitrag 

beteiligen kann.  

 

Es gibt, so scheint es, einige (wenige) Vereine, 

die sich gern mit der offenen Kinder- und Jugend-

arbeit vernetzen und gemeinsam etwas zur Berei-

cherung des Lebensortes beitragen wollen. Aber es 

gibt auch eine Menge „traditionelle Vereine“, die 

keinen Bedarf sehen, mit Kindern und Jugendlichen 

zu kooperieren. Ein Hauptamtlicher aus Sassnitz 

beschreibt sehr anschaulich, wie viel Zeit, Ressour-

cen und Kraft erbracht werden müssen, „bis man 

wieder einen Verein für die gemeinsame Sache ge-

winnen konnte“. Er stellt aber auch fest, dass es für 

die Gemeinschaft als Ganzes immer bereichernd 

ist, wenn sich viele Vereine aus ganz unterschiedli-

chen Richtungen mit der Kinder- und Jugendarbeit 

zusammenschließen. Insofern wäre das „Herauslö-

sen der Vereine aus dieser sozialen Starre“ eine sehr 

lohnenswerte Aufgabe. 

 

Die Rolle des bürgerschaftlichen Engagements 

wird kritisch gesehen, schon an der Begrifflichkeit 

bzw. dem Verständnis von bürgerschaftlichem 

Engagement scheiden sich die Geister. Die Proble-

matisierung des Begriffs enthält zwei Dimensionen: 

(1) Jugendliche lehnen es in der Regel ab, von sich 

als „engagiert“ zu sprechen14. Die Jugendarbeiter 

                                                 
14 Zu dieser Erkenntnis kommt beispielsweise Prof. Dr. em. 
Richard Münchmeier, der im Rahmen seiner früheren Tätig-
keit als Leiter der Shell-Jugendstudie zum Engagement 
Jugendlicher geforscht hat. Er weist darauf hin, dass „Enga-
gement“ als Begriff aus der Erwachsenenwelt gesehen wird, 
von dem Jugendliche sich klar distanzieren. Sie bringen den 

weisen darauf hin, dass es nach wie vor an der 

Anerkennungskultur für Engagement fehle; darü-

ber hinaus bemerken sie, dass (2) bürgerschaftli-

ches Engagement auf dem Lande anders aussehen 

und verstanden werden kann und muss als in der 

Stadt. So existieren auch Formen des bürgerschaft-

lichen Engagements, in denen Akteure aus einer 

Zuneigung heraus aktiv werden, wie „der Polizist, 

der Bänke für das Dorf schnitzt, der Fotograf, der 

imkert und mit dem Landwirt Blühstreifen anlegt“ 

oder aus der Profession heraus der Metallbauer, der 

Rosenrankgerüste mit einem Künstler baut.  

 

Wichtig erscheint der Hinweis, dass ehrenamtli-

che Strukturen oftmals nicht hinreichend qualifi-

ziert sind. Hier wären Bildungsbedarfe zu ermitteln 

und vor Ort zu befriedigen, damit z. B. junge Men-

schen flächendecken über Formen des bürger-

schaftlichen Engagements in Kontakt mit Vertre-

terinnen und Vertretern einer anderen Generation 

treten, Informationen über spannende Berufsspar-

ten erhalten oder einfach den Austausch mit inte-

ressanten Persönlichkeiten erfahren können. 

 

2.6 Finanzierung der Kinder- 

und Jugendarbeit 

In den Gesprächen wurde sehr deutlich, dass die 

Praxis unter dem starren „Ressortdenken“ der 

Geldgeber (Kommune, Land, Bund) leidet („Das 

Projekt muss in die Jugendpauschale passen“). Auch 

Vorgänge, bei denen das eine Amt nichts von den 

positiven Erfolgen eines Programms, das aus einem 

anderen Ressort finanziert wurde, wissen will, 

scheinen immer wieder vorzukommen. Außerdem 

werden oftmals Programme mit fast identischen 

Zielen von verschiedenen Ministerien bewilligt, so 

                                                                            

Begriff in erster Linie mit institutionalisierten, an Gremien 
und Reglements gebundene, langfristige Tätigkeiten (Eh-
renamt) in Verbindung. Auch die von Heinrich Becker und 
Andrea Moser (Johann Heinrich von Thünen Institut) im 
Rahmen der kurz vor der Veröffentlichung stehenden Studie 
„Zwischen Abwanderung und regionalem Engagement. 
Lebensverhältnisse in ländlichen Räumen“ gewonnen Er-
kenntnisse stützen diesen Befund.  
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dass es zu unübersichtlichen Finanzierungsstruktu-

ren kommt. Hier wird von Seiten der Praktiker an-

gemerkt, dass zum Teil erhebliche Erleichterungen 

für die Praxis vor Ort eintreten würden, wenn es 

möglich wäre, bestimmte „Töpfe“ sinnvoll mitei-

nander zu kombinieren. Die Vertreter der Kinder- 

und Jugendarbeit können nicht nachvollziehen, 

wenn als Argument, warum ein anderes Ressort 

nicht mit an den Runden Tisch der Jugend gebeten 

wird, angeführt wird: „Warum sollten wir die einla-

den? Die haben doch noch gar nichts mitfinanziert!“. 

 

Die Finanzierung von Kinder- und Jugendarbeit 

wird  – ausgenommen sind Dauerzuweisungen von 

der Kommune – als ein Flickenteppich aus Modell-

programmfinanzierungen und anderen projektbe-

zogenen Zuweisungen durch die Kommunen, das 

Land oder den Bund, durch Stiftungen und andere 

Förderer wahrgenommen und behandelt. Lange 

Zeit wurde die Kinder- und Jugendarbeit vor genau 

diesem Hintergrund (der Suche nach öffentlichen 

Geldern) weiterentwickelt. Mittlerweile setzt sich 

die Erkenntnis durch, dass diese Logik, nach der 

sich die Projekte bzw. Träger immer neu erfinden, 

bzw. ausrichten müssen (modellhaft), um über-

haupt noch Finanzen akquirieren zu können, nicht 

im Sinne eines positiven Selbstverständnisses von 

Kinder- und Jugendarbeit sein kann.  

 

Um unabhängiger von Geldern, die je nach poli-

tischen Themenzyklus ausgegeben werden, agie-

ren zu können, versuchen einige Träger, selbsttra-

gende Strukturen zu entwickeln. Dennoch braucht 

es bei allen Ansätzen in diese Richtung immer auch 

noch die Unterstützung der öffentlichen Hand, um 

ein „finanzielles Grundrauschen“ in den Regionen zu 

erzeugen, damit dort „Luft zu Atmen bleibt“ und 

kreatives, mutiges Denken überhaupt ermöglicht 

wird. Die Finanzierung der offenen Kinder- und 

Jugendarbeit über Modellprogramme wird, bei aller 

Kritik, immer noch als eine nötige Anschubfinanzie-

rung gesehen, die Innovationen fördert.  

 

Das Bewusstsein, mit der Anschubfinanzierung 

Angebote möglichst nachhaltig verankern zu müs-

sen und zu wollen, ist vorhanden: Die öffentlichen 

Gelder „sind nötig, damit was in Gang kommt. Aber 

wir müssen immer gleich mitüberlegen, wie wir etwas 

Langfristiges daraus machen können und ob das 

daraus Entstandene sich am Ende vielleicht sogar 

selbst tragen kann“. Der Klettergarten vom Verein 

LandLebenKunstWerk e.V., entstand aus einer 

solchen Anschubfinanzierung. Der Betrieb des Klet-

tergartens trägt sich heute nicht nur selbst, son-

dern erwirtschaftet über die Einnahmen durch die 

Teilnahmegebühren Mittel für andere (teilfinanzier-

te) Projekte und andere Angebote des Vereins. 

Dieser Gedanke war bereits in der Planung des 

Klettergarten-Projektes enthalten.  

 

Andere Praktiker raten dazu, auch ganz kleine 

Träger der Kinder- und Jugendarbeit – manchmal 

auch als Zusammenschluss von mehreren Trägern – 

darin zu befähigen, an solche Anschubfinanzierun-

gen zu gelangen, damit die entsprechenden Fi-

nanzausschüttungen auch in die letzten Verzwei-

gungen der Trägerlandschaft vordringen können.  

 

2.7 Zusammenfassung 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die be-

antworteten Bögen und die daran anschließenden 

Gespräche deutlich zeigen, worin die Praktiker die 

Zukunft der Jugendarbeit sehen: in der Vernetzung 

mit den Kräften vor Ort. Jugendliche sollen nicht 

mehr aus dem Dorfbild verschwinden und in Ju-

gendclubs „aufbewahrt werden“. Es muss darum 

gehen, Kinder- und Jugendarbeit aktiv in die Ge-

meinschaft des Dorfes zu integrieren und die Ver-

netzung mit den schon vorhandenen Kräften vo-

ranzutreiben. Die Schule wird als Lernort abgesetzt 

von dem Lernfeld, das sich in der Kinder- und Ju-

gendarbeit eröffnet. Es gibt zwar verheißungsvolle 

Ansätze, diese beiden Bildungsorte sinnvoll in Ein-

klang zu bringen – im Moment müsse es aber vor-

rangig darum gehen, dort zu kooperieren, wo es 

möglich ist, um dort die Ausstattungen, die fachli-

chen Hilfen und Sachmittel zu nutzen. Das Konzept 
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der mobilen Jugendarbeit wird als zukunftsweisend 

wahrgenommen und vielerorts schon praktiziert. 

Die Praktiker betonen, dass mobile Jugendarbeit 

am besten in enger Vernetzung mit unterschiedli-

chen Akteuren funktioniert, da vor Ort immer wie-

der andere Bedingungen vorzufinden sind.  

 

Den Hauptamtlichen in der Kinder- und Jugend-

arbeit ist in Zeiten von immer knapperen Haushal-

ten bewusst, dass der Umgang mit öffentlichen 

Geldern in naher Zukunft ein anderer sein wird. 

Einerseits sehen sich die Verantwortlichen zuneh-

mend in der Verantwortung, in sinnvollen Vernet-

zungen und Kooperationen neue – auf Dauer ange-

legte – Ressourcen zu erschließen (unter anderem 

auch durch Partner aus der Wirtschaft) und neue 

Finanzierungsideen zu entwickeln. Andererseits 

fordern die Jugendsozialarbeiter aber auch die 

Politik und Verwaltung auf, mit dem starren Res-

sortdenken zu brechen und dadurch mehr Hand-

lungsoptionen für jeden einzelnen vor Ort zu eröff-

nen. 

 

Als gemeinsamer Nenner lässt sich die Bereit-

schaft, dass Kinder- und Jugendarbeit sich für neue 

Partner und deren kreative (und finanzielle) Poten-

ziale öffnen muss, extrahieren. 
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Die Good-Practice-Beispiele wurden für Europa 

und die alten Bundesländer im Zuge einer Litera-

tur- und Dokumentenanalyse ermittelt. Bedingt 

durch die kurze Bearbeitungszeit konnte die Re-

cherche auf diesen Ebenen nur punktuell durch 

Telefonate15 ergänzt werden. Die Recherche von 

Good-Practice-Beispielen in den neuen Bundeslän-

dern kam folgendermaßen zustande: Es wurden 

wissenschaftliche Einschätzungen in Form einer 

Analyse der einschlägigen Fachliteratur sowie ein-

zelner Gespräche mit den Verfasserinnen und Ver-

fassern von Fachartikeln eingeholt. Auf der Verwal-

tungsebene wurden sowohl die Landesministerien, 

die Landesjugendämter als auch die Landesjugend-

ringe um Vorschläge gebeten. Auf der kommuna-

len Ebene wurde gezielt bei Vertreterinnen und 

Vertretern der praktischen Kinder- und Jugendar-

beit nachgefragt, die entweder als Verfasserinnen 

und Verfasser von Fachartikeln bekannt waren oder 

aufgrund ihrer Tätigkeit bei einem Träger der Kin-

der- und Jugendarbeit bereits in Kontakt zur Auf-

tragnehmerin standen. 

 

Good-Practice-Beispiele der Jugendarbeit in 

den neuen Bundesländern vor dem Hintergrund des 

demografischen Wandels zu präsentieren, stellt die 

Frage nach dem „Hintergrund des demografischen 

Wandels“. Die Recherchen haben gezeigt, dass 

Projekte, die sich explizit mit dem Problemfeld 

„demografischer Wandel“ als inhaltliche Ausrich-

tung beschäftigen, rar gesät sind. Ein Grund dafür 

ist wahrscheinlich, dass Kinder und Jugendliche sich 

nicht mit der „Entleerung von Räumen“, mit dem 

„Umbau von Infrastruktur“ oder der Chance, die 

sich daraus ergibt, beschäftigen (wollen). Indirekt 

sind diese Themen jedoch in Good-Practice-

Beispielen thematisiert. Es geht um Heimat, um die 

Gestaltung dieser Heimat und um den Platz, den  

                                                 
15 Beispielsweise mit dem Leiter des Geschäftsbereichs 
JUGEND FÜR EUROPA im IJAB, Hans-Georg Wicke, und 
Prof. Dr. Günter Friesenhahn von der Fachhochschule Kob-
lenz. 

 

 

jede und jeder Einzelne in dieser Heimat finden 

kann.  

 

Neben der inhaltlichen Seite wurde der demo-

grafische Wandel, wie im Titel der Studie ange-

merkt, als Hintergrund im Sinne von „Rahmenbe-

dingungen“, unter denen sich Kinder- und Jugend-

arbeit beweisen muss, aufgefasst. Wie sieht gute 

Jugendarbeit unter den Bedingungen der abneh-

menden Teilnehmerzahlen und schrumpfenden 

Mittel aus? Welche Methoden, Themen und Her-

ausforderungen des alltäglichen Lebens gibt es, die 

für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen eine 

Rolle spielen?  

 

3.1 Auswahl der Beispiele 

In Absprache mit dem Fachreferat des Bundes-

ministeriums des Innern wurden bei der Auswahl 

der Beispiele insbesondere solche Beispiele berück-

sichtigt, die sich mit der Vermittlung von Werten 

beschäftigen, die besondere Konzepte der mobilen 

Jugendarbeit beinhalten oder die Erlebnispädago-

gik als Medium in ihrer Arbeit berücksichtigen.  

 

Die Vermittlung von Werten spielt in Bezug auf 

den demografischen Wandel eine besondere Rolle. 

In der Expertise über das Jugendprogramm „Bran-

denburg – das bist Du uns wert!“ heißt es dazu:  

 

„Welche Werte haben Bewohnerinnen und Be-

wohner von Brandenburg? Was ist den Menschen 

wichtig für das Leben in ihrer Region? Was ist den 

Jugendlichen selbst wichtig? Und was wollen sie 

tun, damit Werte gelebte Wirklichkeit werden? 

Das sind offene Fragen, die gerade vor dem Hin-

tergrund einer schrumpfenden Bevölkerung, wirt-

schaftlicher Unsicherheit, sich verändernder Fa-

milienstrukturen und regionaler Strukturunter-

schiede nicht nur in Brandenburg relevant sind.“ 

(Böhm 2008: 3) 

3 Erkenntnisgewinn aus den Good-Practice-

Beispielen 
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An welchen Werten soll ein Demografiekonzept 

orientiert werden? Sollen Rückwanderungsbemü-

hungen verstärkt oder ein Konzept darüber entwi-

ckelt werden, wie die schon teilweise vorhandenen 

leeren Landstriche „umfunktioniert“ und für alle als 

Bereicherung dienen können? Um die Fragen der 

Gestaltung des demografischen Wandels gemein-

sam mit der nachwachsenden Generation diskutie-

ren zu können, braucht es die Auseinandersetzung 

der Kinder und Jugendlichen mit den Werten ihrer 

Mitmenschen, mit den Werten ihrer Region und vor 

allem auch die Auseinandersetzung mit ihren eige-

nen Wertvorstellungen.  

 

Mobile Jugendarbeit erscheint als eine überzeu-

gende Gestaltung von guter Kinder- und Jugendar-

beit in Zeiten des demografischen Wandels. Diese 

Form der Kinder- und Jugendarbeit erreicht die 

verbliebenen jungen Menschen am besten und 

kann gleichzeitig einen hohen Innovationsgrad in 

die Arbeit selbst hineinbringen.  

 

Das Feld der Erlebnispädagogik bietet sich als 

Auswahlkriterium insofern an, als dass es bei die-

sem pädagogischen Ansatz immer darum geht, 

sich (meist gemeinsam mit anderen) selbst kennen 

zu lernen, den eigenen Platz zu bestimmen und 

festzustellen, dass eigene Handlungen unmittelba-

re Konsequenzen nach sich ziehen. In der Fachde-

batte ist in diesem Zusammenhang von der indivi-

duellen und sozialen Erfahrung der „Selbstwirk-

samkeit“ die Rede.  

 

Diese drei Interessensfelder gesetzt, orientieren 

sich die nachfolgenden Kriterien für Good-Practice-

Beispiele insbesondere auf (1) die strukturelle Ebe-

ne der Kinder- und Jugendarbeit und – entspre-

chend der Intention der vorliegenden Expertise – 

auf (2) die erfolgreiche Wahrnehmung und Bearbei-

tung des Aufgabenfeldes „ländlicher Raum/demo-

grafische Entwicklung“.16 Die Kriterien sind additiv 

                                                 
16
 Zu (2) Die „erfolgreiche Wahrnehmung und Bearbeitung 

des Aufgabenfeldes ländlicher Raum/demografische Ent-

aufgelistet, d. h. je mehr dieser Kriterien erfüllt 

werden, desto eher entsprechen sie den Anforde-

rungen einer guten Praxis: 

 

1. STRUKTURELLE EBENE
17 

• Vorliegen aktueller Daten der Jugendhilfe-

planung und hierauf bezogener sozialpädagogi-

scher Angebotsstrukturen 

• Vorliegen von mobilitätsbezogenen Regional-

analysen und Zeitbudget-Analysen über Kinder 

und Jugendliche 

• Vorhandensein sozialpädagogischer Fachkräfte 

mit (Fach)Hochschulabschluss mit tarifgerech-

ter Entlohnung (E 9 TV-L; ehemals IVB BAT-Ost) 

und allenfalls gering befristeten Arbeitsverhält-

nissen (5 Jahre) 

• Vorhandensein einer bedarfsgerechten Infra-

struktur an Freizeiteinrichtungen 

• Vorhandensein halbwegs stabiler Ausgaben- 

und Ressourcenvolumen für die Kinder- und Ju-

gendarbeit, die zwar den demografischen Wan-

del berücksichtigt, aber nicht linear oder gar 

überproportional nachfolgt. 

 

2. INHALTLICHE EBENE 

• Bearbeitung des Themenspektrums „ländlicher 

Raum/demografischer Wandel“ als arbeitsfeld-

bezogene Konstante jenseits bloß thematisch- 

oder förderbezogener Konjunkturen 

• Durchgeführte Projekte müssen sich über An-

sätze der angemessenen Weiterführung bzw. 

Verstetigung ausweisen 

• Vorhandensein von Reflexivität, Dokumentatio-

nen und Auswertungen zur Qualität und zum Er-

folg der durchgeführten Aktivitäten 

• Vorhandensein effektiver Partizipationskulturen 

für Kinder und Jugendliche 

• Existenz von regionalen Vernetzungs- und Koo-

perationsbezügen 

 

                                                                            

wicklung“ kann sich auch über die Auseinandersetzung mit 
Heimat und/oder Werten und ähnlichem realisieren.  
17 Die Kriterien auf struktureller Ebene sind – „nach Geset-
zeslage“ – als Idealboden für gelingende Kinder- und Ju-
gendarbeit zu verstehen. 
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Bei der Festlegung der Kriterien für Good Prac-

tice eröffnet sich ein Spannungsfeld zwischen der 

Bewertung aus fachwissenschaftlicher Sicht und der 

Bewertung aus Sicht der Praxisebene sowie der 

Frage, welcher Perspektive Priorität eingeräumt 

werden soll.  

 

Während aus fachwissenschaftlicher Sicht zum 

Beispiel die strukturelle Einbindung von Projekten 

in übergreifende Perspektiven von Relevanz ist, 

wird aus der Praxissicht vornehmlich das konkrete 

Gelingen nach Maßgabe subjektiver und örtlich/ 

regional spezifischer Zufriedenheitskriterien als 

erfolgreich bewertet. So ist auch der Innovations-

begriff unterschiedlich zu fassen, je nachdem, ob 

man ihn aus fachwissenschaftlicher Sicht inklusive 

europäischer Vergleiche fasst, oder aus der Sicht 

der – naturgemäß lokal-regional – begrenzten Pra-

xis (für die als vornehmliche Kriterien 1. der lokal-

regionale Neuigkeitscharakter, 2. die verfügbaren 

Ressourcen und 3. die Interessen der Adressaten als 

Gelingensbedingungen gelten).  

 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuwei-

sen, dass der allerorten geforderte Innovationscha-

rakter von Vorhaben der Kinder- und Jugendarbeit 

gerade vor dem Hintergrund der Favorisierung 

endogener Potenziale in der Regel aus der Neu- 

bzw. der Rekombination vorhandener Akteure und 

Ressourcen entsteht, die mit begrenzten Finanz-

mitteln (in einer Katalysatorfunktion) stimuliert 

wird. 

 

Das Spannungsfeld zwischen der fachwissen-

schaftlichen und der praxisorientierten Dimension 

ist niemals vollständig in Übereinstimmung zu 

bringen; möglich sind allerdings strukturelle Kopp-

lungen. Diese stehen in den neuen Bundesländern 

wiederum vor erhöhten Schwierigkeiten, da das 

professionelle (und damit auch das fachwissen-

schaftliche) Niveau der Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter der Kinder- und Jugendarbeit vergleichs-

weise schwach bis sehr schwach ausgeprägt ist. 

 

Die ausgewählten Projekte werden nicht nach 

den Ebenen Bund, Länder oder Kommunen einge-

teilt präsentiert. Die Finanzierung der Kinder- und 

Jugendarbeit ist in vielen Fällen eine Mischfinanzie-

rung aus z. B. kommunalern Geldern, Länderzu-

schüssen und Förderungen durch den Bund.  

 

Gelungene Kinder- und Jugendarbeit ist immer 

so etwas wie ein „Maßanzug“, der passgenau auf 

die Region abgestimmt ist und mit genau diesem 

Profil in dieser Form entstanden ist und gestaltet 

und betrieben wird. Den Verfassern dieser Studie 

ist bewusst, dass es neben den wenigen, hier er-

wähnten Beispielen eine Vielzahl weiterer Beispiele 

sehr guter Kinder- und Jugendarbeit gibt, die aus 

einzigartigen Gründen genau an dieser, ihnen urei-

genen Stellen hervorragend funktionieren und viele 

Kinder- und Jugendliche in ihrem Lebensalltag 

bereichern. Die hier beschriebene wertvolle Arbeit 

wird auch an anderen Orten – in dieser und ähnli-

cher Form – umgesetzt und wird hier zwar nicht 

genannt, aber auch nicht „übersehen“. 
 

3.2 Auswertung der Good-

Practice-Beispiele 

3.2.1 Beispiele aus der europäischen 

Ebene 

Um Beispiele für Projekte/Programme zum 

Thema Jugendpolitik/Jugendarbeit im ländlichen 

Raum auf der europäischen Ebene zu identifizieren, 

wurden verschiedene Quellen18 ausgewertet. 

                                                 
18 Beispielsweise: Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und 
Jugendhilfe, Referat Internationale Kinder- und Jugendhil-
fepolitik; Europäische Union, Generaldirektion Bildung und 
Kultur/ European Commission – Youth: 
http://ec.europa.eu/youth/youth-policies/doc1687_en.htm; 
European Knowledge Center for Youth Policy/Good practi-
ces database; Eurodesk: Youth policy research; EVE – Zent-
rale Informationsstelle für Projekte der Generaldirektion 
Bildung und Kultur; http://www.ruralyoutheurope.com/; 
http://www.ceja.educagri.fr/all/allemand.htm; 
http://www.mouvement-rural.org/; http://www.mijarc.info/; 
DIJA; Datenbank für Internationale Jugendarbeit; LEADER 
Plus (2000 – 2006) – Good practice Datenbank; Programm 
Jugend: Sharing Experience: 
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Auf der Ebene europäischer Jugendpolitik au-

ßerhalb der EU-Programme konnten nach dezidier-

ter Nachfrage keine spezifischen Projekte/Pro-

gramme für den ländlichen Raum erschlossen wer-

den (vgl. z. B. The Finnish Government’s Child and 

Youth Policy Programme 2007 – 2011; Europäische 

Union [2009]; Deutsches Polen-Institut 2008, 

Council of the Baltic Sea States 2010).  

 

Aus dem Programm Jugend (2007 – 2013) sind 

ausgewählte Informationen verfügbar, die jedoch 

für die Themenstellung der Expertise keine weiter-

führenden Informationen ergaben (Youth in Action 

Programme: European good practice projects. Fo-

cus on: Innovation an Creativity). 

 

Der Europäische Rat hat Kurzdarstellungen zur 

Jugendpolitik in einigen europäischen Ländern 

veröffentlicht 

(http://www.coe.int/t/dg4/youth/IG_Coop/youth_p

olicy_reviews_en.asp#TopOfPage), darunter z. B. 

Ungarn (2008), Slowakei (2007), Norwegen (2004), 

Schweden (2000), Finnland (1999) und Spanien 

(2000). Die Darstellungen sind aufgrund des Erstel-

lungsjahres und wegen der eher groben Skizzierung 

von Linien der Jugendpolitik nur bedingt für eine 

aktuelle Auswertung verwertbar. Darüber hinaus 

ähneln die Konzepte (und auch die zugrunde lie-

genden Probleme) in hohem Maße der Vorge-

hensweise in Ostdeutschland. Als einziges Good-

                                                                            

http://ec.europa.eu/youth/sharing-
experien-
ce/doc/thematic_compendia/good_practices_inclusion.pdf; 
IJAB, Leitung des Geschäftsbereichs Internationale Jugend-
politik; Leiter des Geschäftsbereichs JUGEND FÜR EURO-
PA, Hans-Georg Wicke; Prof. Dr. Günter Friesenhahn, FH 
Koblenz; IRIS Tübingen, Dr. Andreas Walther; ELER – Na-
tionale Vernetzungsstelle bei der Bundesanstalt für Ernäh-
rung und Landwirtschaft; 
http://www.ruralyoutheurope.com/; Baltic Sea Secretariat 
for Youth Affairs; INTERREG III c; The Finnish Government’s 
Child and Youth Policy Programme 2007 – 2011; Deutsch-
Französisches Jugendwerk; Deutsch-Polnisches Jugend-
werk; 
http://www.coe.int/t/dg4/youth/IG_Coop/youth_policy_revi
ews_en.asp#TopOfPage; ARGE Dorferneuerung – Europäi-
scher Dorferneuerungspreis 
 

Practice-Beispiel kann das norwegische Modell der 

sogenannten „fantasy agents“ herangezogen wer-

den, die Jugendliche dabei unterstützen sollen, in 

ihrer Region neue Ideen umzusetzen. 

 

Demgegenüber fanden sich relevante und ge-

haltvolle Auseinandersetzungen und Ideen zu der 

Thematik Jugend/ländlicher Raum/demografischer 

Wandel eher in Programmen zur Entwicklung des 

ländlichen Raumes. Dies scheint ein erster Hinweis 

darauf zu sein, dass Ansätze der Jugendpolitik/ 

Jugendarbeit sich weniger als sektorale Spezial-

Politik konstituieren, sondern eher als integrierte 

Politikansätze zu verstehen sind. Das gilt beispiels-

weise für die europäische Dorfbewegung (Hallhead 

2006; vgl. www.PREPARENetwork.org), die sich 

ausgehend vom finnischen Modell mittlerweile in 

etlichen Ländern Europas konstituiert hat. Die hier 

skizzierte Vorgehensweise kann durchaus exempla-

risch für künftige Strategien im Hinblick auf die 

Thematik Jugend/ländlicher Raum/demografischer 

Wandel gelten: 

 

EUROPÄISCHE DORFBEWEGUNG 

Jugendarbeit bzw. Jugendpolitik bleibt zwar ein 

eigenständiges Politikfeld, es ist aber nahezu voll-

ständig integriert in eine Gesamtentwicklung des 

jeweiligen Dorfes/ländlichen Raumes. Die bisheri-

gen Ergebnisse der Dorfbewegungen erstrecken 

sich auf die  

• Stärkung der Leistungsfähigkeit der ländlichen 

Gemeinschaften 

• Stärkung des sozialen Kapitals (Mobilisierung 

freiwilliger Aktionen; Förderung öffentlich-

privater Partnerschaften; Ermutigung der Dorf-

bewohnerinnen und Dorfbewohner, an der loka-

len Entwicklung mitzuwirken; kreative Lösun-

gen für die Herausforderungen der ländlichen 

Entwicklung; Stärkung lokaler Kapazitäten zur 

eigenen Einrichtung lokaler Dienstleistungen) 

• Ermöglichung sozialer Wertschöpfung (Stär-

kung des sozialen Kapitals ganzer ländlicher 

Gebiete; Anwachsen der lokalen Aufwendungen 

seitens der Dorfvereine). 
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Die Dorfbewegung basiert auf dem Ansatz, 

praktische Lösungen für jene Probleme zu finden, 

die die Vitalität und Zukunftsfähigkeit ihres eige-

nen Dorfes gefährden und dafür vor allem eigene 

Potenziale und Ressourcen zu mobilisieren. We-

sentlich ist hier zunächst die lokale Selbstorganisa-

tion, die sich mit einer ganzheitlichen Sicht auf den 

ländlichen Raum verbindet. Die Dorfbewegung 

reduziert sich nicht auf den traditionell agrarisch 

geprägten Raum, sondern umfasst auch dessen 

modernisierte Lebensbedingungen. Bisherige Er-

fahrungen zeigen, dass meist einzelne Personen 

(als „Motoren“ oder „Initialzündungen“) anfingen, 

besonders vordringliche Aufgaben in Angriff zu 

nehmen, dafür die Kräfte des Dorfes mobilisierten 

und von dort aus eine ganzheitliche und komplexe 

Entwicklung des Dorfes in Gang setzten. 

 

Die Dorfbewegungen folgen bestimmten Prin-

zipien, wie 

1. „Bottom-Up“-Prinzip (verwurzelt im Wohnort, 

getragen von der ländlichen Zivilgesellschaft 

und der Dorfbevölkerung) 

2. Unterstützungs-Prinzip (mobilisierende, vernet-

zende und unterstützende Aktionen für die lo-

kale Entwicklung) 

3. Strukturierungs-Prinzip (organisiert und ver-

netzt auf der lokalen, regionalen, nationalen 

und internationalen Ebene) 

4. Koordinierungs-Prinzip (Arbeiten für einen kla-

ren, gemeinsamen Zweck auf der Grundlage 

abgestimmter strategischer Planung) 

5. Beeinflussungs-Prinzip (Lobby-Arbeit: Auftre-

ten als „Anwälte“ der Dörfer für die Gestaltung 

der lokalen, regionalen und nationalen Politik) 

 

Aus den Dorfbewegungen sind zugleich typi-

sche Problemerfahrungen erwachsen, die für deren 

Entwicklung zu beachten sind, 

• Problematik der Finanzierung von Kernaufga-

ben 

• Unsicherheiten in der Finanzierung führt zu 

Personalwechseln 

• Konzentration auf zu wenige Schlüssel-

Personen 

• Ungenügende Delegation von Aufgaben 

• Ermüdungserscheinungen der Schlüsselakteure 

• Überwindung von Partikularinteressen 

• Rückgang der Bereitschaft zu ehrenamtlicher 

Arbeit vor allem in reicheren Dörfern und bei 

jüngeren Altersgruppen 

• Tendenz unter den besten Ehrenamtlichen, 

anderswo in bezahlte Arbeit zu wechseln 

 

Diese dargestellten Prinzipien der Dorfbewe-

gung finden ihren Niederschlag in den Strategien 

einer gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) oder eine 

integrierten ländlichen Entwicklung (ILE), die auf 

den jeweiligen ländlichen Raum/die ländliche Re-

gion und deren spezifisch-individuellen Besonder-

heiten, Potenziale, Ressourcen und Akteure ausge-

richtet sind. 

 

CREATIVE YOUNG PEOPLE 

Ein gutes Bespiel für die Schaffung von Räumen 

für Jugendliche (ggf. in Kombination mit Mehr-

fachnutzungen wie Schulgebäude, Dorfladen, 

Dorfgemeinschaftshaus) ist Creative Young People. 

Das Projekt wurde im Rahmen des Leader +-

Programmes in Eferding/Österreich im Zeitraum 

März 2005 bis März 2006 mit einem Gesamtbudget 

von 64.800 Euro durchgeführt. 

 

Im Rahmen des Projektes arbeiteten Personen 

aus den Bereichen Design, Landschaftsarchitektur 

und Pädagogik sowie Jugendliche aus zehn Ge-

meinden daran, ihre Treffpunkte im ländlichen 

Raum (neu) zu etablieren. Das Projekt begann mit 

einer Informationskampagne, die alle Fachkräfte 

aus der Jugendarbeit, der Lehrerschaft, der Ju-

gendverbände, der Kommunalpolitik und Jugendli-

che einbezog, um eine gemeinsame Kontakt- und 

Planungsebene herzustellen. 

 

Innerhalb von acht Monaten gelang es, ausge-

wählte Treffpunkte mit neuer Attraktivität zu ver-

sehen. Am Ende des Projektzeitraumes waren in 
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neun Gemeinden unter Beteiligung von ca. 150 

Jugendlichen die zunächst modellhaften Vorstel-

lungen über jugendliche Treffpunkte umgesetzt, 

deren Aufarbeitung nun auch zusätzlich mit Hilfe 

der Gemeinden finanziert wurde.  

 

Durch das Projekt wurden die Anliegen von jun-

gen Menschen in die Öffentlichkeit transportiert, 

die Jugendlichen selbst wurden ermutigt, ihre An-

liegen und Themen stärker als zuvor umzusetzen 

(positive Partizipationserfahrung) und in konkreten 

Umsetzungen zu erleben. Darüber hinaus bewirkte 

das Projekt bessere Kontakte von Jugendlichen 

unterschiedlicher sozialer Milieus untereinander 

wie auch einen verbesserten Kontakt von Personen 

der Kinder- und Jugendarbeit zu ihren Adressaten. 

 

Unter dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit ist 

der positive Imagewandel von Jugendlichen ge-

genüber den lokalpolitischen Akteuren zu nennen, 

der die Kommunikation zwischen Jugendlichen und 

Lokalpolitik verbesserte. Durch das Projekt wurde 

die regionale Identität gestärkt, die Treffpunkte der 

Jugendlichen selbst wirken nachhaltig durch ihren 

bauliche Substanz. 

 

MULTIFUNCTIONAL ACCOMODATION 

Das Projekt wurde in Nijefurd/Niederlande mit 

dem Ziel der Verbesserung der Lebensqualität im 

ländlichen Raum durchgeführt. Im Zeitraum von 

August 2003 bis Dezember 2005 wurden im Rah-

men des Leader +-Programms insgesamt 4.603.362 

Euro für die innovative Umnutzung einer Schule 

investiert. Im Rahmen dieser Umnutzung wurde 

das Schulgebäude für die Nutzung von fünf ver-

schiedenen Organisationen: Schule, Bibliothek, 

Jugendinformationszentrum, Musikschule und 

Lokalradio im Hinblick auf Bedürfnisse und Interes-

sen junger Menschen erweitert. Neben der Funkti-

onsdiversifizierung wurden die Interessen Jugendli-

cher durch spezielle Jugendsendungen und neue 

musisch-kulturelle Aktivitäten im Zusammenwir-

ken von Musikschule und Lokalradio aufgegriffen. 

Im Hinblick auf die Nachhaltigkeit ist die Infrastruk-

turfunktion eines neuen Ortes zu betonen, der un-

terschiedliche Service- und Freizeitfunktionen bün-

delt und hierdurch auf die gesamte Region aus-

strahlt. 

 

Andere Beispiele, die hier aber nicht weiter aus-

geführt werden, sind: 

 

• Bohnental, Saarland: Schaffung von Kommuni-

kationsplätzen; Umgestaltung einer ehemaligen 

Schule; Entwicklung eines Brunnens zum Treff-

punkt; Errichtung einer Schutzhütte sowie eines 

Beachvolleyballfeldes; Einrichtung eines Ju-

gendraumes im Vereinhaus (ARGE 2007: 18) 

• Gurk, Kärnten, Österreich: Einrichtung eines 

betreuten Jugendtreffs in einem Klostergebäu-

de (das Gebäude beherbergt zudem eine Biblio-

thek und ein Oberstufenrealgymnasium); Ein-

richtung einer Musikschule im Gebäude der 

Volksschule (ARGE 2007: 27) 

• Koudum, Niederlande: Erhalt der weiterführen-

den Schule durch eine räumliche Kombination 

mit dem lokalen Radio- und Fernsehsender 

RTN, der öffentlichen Bibliothek, Jugendtreff 

und Musikschule (ARGE 2007: 35) 

• Hünningen, Belgien: Einrichtung einer Kapelle 

als multifunktionales Vereinslokal (ARGE 2007: 

29) 

• MAISON RELAIS; Betzdorf (Luxemburg): Ein-

richtung der sozialen Auffangstruktur „Maison 

Relais“ mit einer Kinderkrippe, Schulrestaurant 

sowie Aufenthalts- und Spielräume für Schul-

kinder plus flexible Ganztagsbetreuung (ARGE 

2007: 15) 

 

Beispiele für die Schaffung/Revitalisierung von 

Partizipationsmöglichkeiten durch die Einbezie-

hung Jugendlicher in Planungsprozesse: 

• PIPE, Norwegen (INTERREG) 

• Casa Europa (LEADER II) 

• Wild Ryd – Smalandsgruppen FGH, Schweden 

(LEADER II) 
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• Schwendau, Tirol: Mit dem Erreichen der Voll-

jährigkeit wird im Zuge einer JungbürgerInnen-

feier auf die Rechte und Pflichten eines jungen 

Erwachsenen hingewiesen und die Bedeutsam-

keit des Mitarbeitens in der Dorfgemeinschaft 

aufmerksam gemacht (ARGE 2007: 65 f.) 

• „Fantasy Agents“ (Norwegen); Ziel: Aktivierung 

und Unterstützung junger Menschen bei der 

Umsetzung kreativer Ideen und Projekte 

 

FAZIT 

Eine zusammenfassende Auswertung der Er-

gebnisse zum Themenkreis „Jugendarbeit/länd-

licher Raum/demografischer Wandel” in Europa 

gelangt zu dem Ergebnis, dass sich Informationen 

vornehmlich aus dem Pool der EU-geförderten 

Projekte/Aktionen speisten. Diese Projekte folgen 

im Wesentlichen den EU-Strategien und sind inso-

fern eng verzahnt mit der allgemeinen Entwicklung 

ländlicher Räume. Auf der anderen Seite sind diese 

Vorhaben nur bedingt mit den Aufgaben der (deut-

schen) Kinder- und Jugendarbeit in Übereinstim-

mung zu bringen, weil sie sich im Zweifelsfall an 

den EU-Zielen z. B. der Lissabon-Strategie orientie-

ren und insofern auf Wirtschaftskraft und Beschäf-

tigung abzielen, denen andere Programmziele (in-

formales Lernen, Mobilität) untergeordnet werden. 

 

Im Hinblick auf die Jugendpolitik anderer Län-

der jenseits von EU-Förderungen sind nur spora-

disch und eher programmatische Aussagen zu fin-

den (z. B. Chancengleichheit), die eine explizite 

jugendpolitische Perspektive vermissen lassen und 

sich schwerpunktmäßig auf Kinder, Kindesschutz 

und Arbeitsmarktpolitik erstrecken. 

 

Andere zusätzliche hinzugezogene Erkenntnis-

se, z. B. über die Dorfbewegung oder die ARGE 

Landentwicklung zeigen, dass sämtliche Entwick-

lungsprogramme des ländlichen Raumes einer ein-

heitlichen Strukturlogik in der Bündelung und 

Kombination unterschiedlicher Programme und 

Ressourcen folgen. Es handelt sich jeweils um Ver-

netzungsprojekte mit unterschiedlichen Re-

Kombinationen vorhandener (oder noch zu er-

schließender) Ressourcen, wobei gerade bei Ju-

gendprojekten eine Konzentration von Aktivitäten 

auf einen bestimmten Zeitraum hin mit schnellen 

und sichtbaren Erfolgen überwiegt (vgl. ALICERA 

[Rural Action Learning] – Regionales Lernen in 

ländlichen Regionen Europas ; INTERREG IIIc).  
 

3.2.2 Beispiele aus den alten Bundeslän-
dern 

Ding Dein Dorf 

Das Projekt „Ding Dein Dorf“ 

(www.dingdeindorf.de) wurde vom Landesjugend-

ring Saar erstmals in den Jahren 2008 – 2009 etab-

liert und soll ab 2011 fortgeführt werden. Das Pro-

jekt wurde u. a. unterstützt von der Hochschule im 

Saarland, vom saarländischen Bildungsministerium 

und aus Mitteln des KJP (Bund) gefördert. 

 

Ziel ist eine verbesserte jugendgemäße Ent-

wicklung des ländlichen Raumes bzw. eine Dorf-

entwicklung, die wesentlich durch Jugendliche 

initiiert werden soll. Das Projekt wird über das In-

ternet begleitet; hier wurde unter anderem ein 

Fragebogen zur Jugendtauglichkeit von Dörfern 

eingestellt, der mit Jugendlichen gemeinsam ent-

wickelt wurde. Weiterhin können Informationen 

über einzelne Ortschaften sowie Fotos, Webchan-

nels und Podcasts abgerufen werden. Für jeden 

Landkreis und die zugehörigen Ortschaften wurde 

die Aufenthaltsqualität für junge Menschen doku-

mentiert. In der ersten Phase wurde in zehn Dör-

fern und Gemeinden anhand des Fragebogens die 

Qualität der Ortschaften für Jugendliche beurteilt; 

im Anschluss erfolgten Jugendforen mit dem Ziel, 

bestehende Mängel mit den Akteuren vor Ort zu 

diskutieren und zu bearbeiten. Die Ergebnisse wur-

den wiederum im Internet dokumentiert, wie z. B. 

in Saarlouis, wo Jugendliche sich für mehr Cliquen-

Treffpunkte und für einen verbesserten öffentli-

chen Nahverkehr einsetzen und ihre Anliegen un-
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mittelbar mit dem Bürgermeister besprachen, der 

daraufhin Abhilfe zusagte.  

 

Es wurde präzise dokumentiert, inwiefern die 

vorgetragenen Anregungen und Wünsche aufge-

griffen bzw. bearbeitet wurden. Die ersten Erfah-

rungen hatten gezeigt, dass die Partizipation jun-

ger Menschen vor Ort offenbar noch zu kurz kam, 

wie die Benotungen durch Jugendliche (Durch-

schnittsnote 3,0 für die Jugend-Qualität und Durch-

schnittsnote 3,6 für die Möglichkeit, eigene Interes-

sen einbringen zu können) zeigen. Aus diesem 

Grund soll im Sinne der Nachhaltigkeit eine weitere 

Projektfortsetzung ab 2011 erfolgen. 

 

In diesem Zusammenhang ist auf eine Reihe 

strukturell ähnlicher Vorhaben hinzuweisen, die die 

konzentrierte kurzzeit-bezogene Kombination von 

Exploration, Partizipation, Internet-gestützter 

Kommunikation und Dokumentation sowie an-

schließender Implementierung der Ergebnisse in 

die Politik verfolgen. Hierzu zählen die Beispiele 

des ALICERA-Projektes (Rural Action Learning; 

RAL) wie auch Modelle der aktivierenden Dorfer-

kundung. (vgl. Herrenknecht/Tschöke 2007; Buß 

2007) 

 

In Bayern hat sich eine langjährige Tradition der 

gemeindlichen Jugendpflege entwickelt, die insbe-

sondere die Ortsbürgermeisterinnen und -bürger-

meister einbezieht und auch auf eigens veranstalte-

ten Fachtagungen diese in ihre Anliegen und Inte-

ressen einbezieht. Auf diese Weise ist eine enge 

Kontaktstruktur zwischen den Bürgermeisterinnen 

und Bürgermeistern/Ortsvorsteherinnen und -vor-

stehern und den Akteuren der Kinder- und Jugend-

arbeit vor Ort entstanden. 

 

In Baden-Württemberg ist das sogenannte „Ju-

gendpflege-Leasing“ entwickelt worden, das da-

rauf ausgerichtet ist, für eine begrenzte Zeit Fach-

kräfte der Kinder- und Jugendarbeit im ländlichen 

Raum zu installieren mit dem Ziel, Bedarfe und 

Bedürfnisse von Jugendlichen stärker als zuvor zu 

erkunden und zur Geltung zu bringen. Hier ist es in 

der Vergangenheit zu zahlreichen Einstellungen 

von Gemeinde-Jugendpflegerinnen und -

Jugendpflegern im Anschluss an das Jugendpflege-

Leasing gekommen. (vgl. Gögercin 1999; 

Hörstmann 2000)  

 

Im Landkreis Diepholz in Niedersachsen findet 

einmal im Jahr eine „Fachmesse Jugend“ statt, auf 

der sich sämtliche mit Jugend beschäftigten Akteu-

re im Landkreis (Jugendverbände, Sportvereine, 

Schulen, Polizei etc.) öffentlichkeitswirksam prä-

sentieren und in Kontakt mit der regionalen Ju-

gendpolitik treten. Bestandteil dieser Fachmesse 

sind sowohl Musikveranstaltungen, Präsentatio-

nen, Mitmach-Aktionen wie auch Fachvorträge und 

jugendpolitische Podien.  

 

FAZIT 

Im Hinblick auf Westdeutschland ist festzustel-

len, dass das Thema „ländlicher Raum/demografi-

sche Entwicklung“ zwar auch in einigen regionalen 

Bezügen unter dem Stichwort „regionale Disparitä-

ten“ von Belang ist (z. B.: Niedersachsen, Saarland, 

Baden-Württemberg, Bayern), hier aber nicht die 

dominierende Kraft entfaltet wie in Ostdeutsch-

land. 

 

Bemerkenswert ist, dass aktuell aus den Bun-

desländern Baden-Württemberg und Hessen zwei 

im Auftrag angefertigte Expertisen zur Kinder- und 

Jugendarbeit vorliegen, die auf der Basis aktueller 

Daten und präziser regionaler Analysen eine Be-

standsaufnahme der Kinder- und Jugendarbeit 

vornehmen und davon ausgehend Empfehlungen 

zur Weiterentwicklung geben. Hier wird ein neuer 

Akzent auf die empirische Relevanz gelegt. Dem-

gegenüber ist die Datenlage in den neuen Bundes-

ländern vielfach heterogen, lückenhaft und weder 

geeignet, fachliche Entwicklungen abzubilden, 

noch daraus Perspektiven abzuleiten. 
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Auch wenn eine vergleichende Bestandsauf-

nahme der westdeutschen und der ostdeutschen 

Bundesländer aufgrund der verschiedenartigen 

Entwicklungen nur mit Vorsicht anzustellen ist, ist 

festzustellen, dass es zum einen ostdeutsche Be-

sonderheiten gibt (vgl. Maßnahmen der Kinder- 

und Jugendarbeit; Tätigkeitsschwerpunkte der 

Jugendverbände), dass aber zum anderen die 

Strukturen der Kinder- und Jugendarbeit in Ost-

deutschland mit Ausnahme der Anzahl der hier 

beruflich Tätigen19 und der Zahl der Einrichtungen 

hinter den Vergleichsgrößen in Westdeutschland 

zurück bleiben (Qualifikationsniveau, Pro-Kopf-

Förderung). 

 

3.2.3 Beispiele aus den neuen Bundeslän-
dern 

Für die nachfolgend vorgestellten Good-

Practice-Beispiele wurden Verantwortliche der 

einzelnen Projekte per Telefoninterview befragt. 

Die Gespräche wurden im Sinne eines explorativen 

Leitfadeninterviews geführt, wobei sich der Aufbau 

des Leitfadens an den drei Interessenfeldern Wer-

tevermittlung, mobile Jugendarbeit und Erlebnis-

pädagogik sowie an den in 3.1. vorgestellten Krite-

rien und an Überlegungen zur Nachhaltigkeit, 

Akteurskonstellation und Vernetzung von Projek-

ten orientierte.  

 

Jugendprogramm Zeitensprünge 

Das Jugendgeschichtsprogramm Zeitensprünge 

wurde im Jahr 2003 entwickelt und im Rahmen der 

Bundesinitiative „wir … hier und jetzt“ erstmalig 

umgesetzt. Teilnehmen können Jugendgruppen 

(Kinder und Jugendliche zwischen 12 und 18 Jah-

ren), die ein bei einem Träger der Kinder- und Ju-

gendarbeit angesiedeltes Projekt durchführen wol-

len. Während der neun Monate andauernden Pro-

jektphase begeben sich die Jugendlichen auf eine 

                                                 
19  Hier ist jedoch auch zu vergegenwärtigen, dass die aktu-
elle Jugendhilfestatistik besonders für die neuen Bundes-
länder einen drastischen Personalabbau ausweist. 

Zeitreise. Gegenstand ihrer selbst gewählten For-

schung ist die Regionalgeschichte, soweit sie im  

20. Jahrhundert angesiedelt ist.  

 

Kinder und Jugendliche erhalten die Möglich-

keit, sich intensiv mit Geschichte und den Werten, 

die Geschichte hervorbringt, auseinanderzusetzen. 

In der Evaluation des Jugendprogramms Zeiten-

sprünge heißt es:  

 

„Wir interpretieren diesen Vorgang als eine 

Transformation der alternativlosen, abhängigen 

‚Heimatbindung 1‘ in die freiwillige ‚Heimatbin-

dung 2‘. Wie überall in Ostdeutschland, steigt 

mit Aktivität, Selbstvertrauen und Leistungsbe-

reitschaft auch die Abwanderungsneigung. Zu-

gleich wächst aber eine freiwillige Heimatbin-

dung, die auf Kenntnissen, Vergleich und dem 

Vertrauen in die Gestaltbarkeit der Zukunft ge-

gründet ist.“ (Dienel u. a. 2006: 2) 

 

Die Struktur des Programms ist als „offen“ zu 

beschreiben. Offen für subjektorientierte Jugend-

arbeit –  und auch ergebnisoffen in dem Sinne, dass 

es keine konkreten Zielvorgaben für die Forschung 

an sich gibt und dass die Themenwahl (bis auf die 

Prämisse, dass das anvisierte Projekt sich mit regi-

onaler Geschichte beschäftigen soll) völlig offen ist.  

 

Die Untersuchungen machen es zumeist not-

wendig, nach einer ersten Recherche den Schreib-

tisch zu verlassen und Stadtarchive, Zeitzeugen 

und andere Quellen zu konsultieren. Aufgrund der 

Nachforschungen von Zeitensprünge-Gruppen sind 

in der Vergangenheit bereits in der DDR-Zeit ver-

senkte Grabplatten wieder aus einem See gehoben 

oder Gedenktafeln für verschiedene Opfergruppen 

angebracht worden. Darüber hinaus halten die 

Ergebnisse der Jugendlichen in Vergessenheit gera-

tene Bräuche oder Dialekte lebendig bzw. generie-

ren einen Zugang für Jugendliche, die nicht direkt 

am Projekt teilnehmen, da alle Gruppen eine Do-

kumentation ihrer Arbeit erstellen müssen. Das 

Programm wird von Partnern in allen ostdeutschen 
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Bundesländern fachlich begleitet und von den Ju-

gend- und Sozialministerien dieser Länder anteilig 

finanziert. 

 

Brandenburg – Das bist Du uns wert! 

Die Stiftung Demokratische Jugend gibt mit 

dem Programm Brandenburg – Das bist Du uns 

wert! jungen Menschen in Brandenburg die Mög-

lichkeit, sich mit ihren eigenen und den Werten der 

Menschen aus der unmittelbaren Umgebung ausei-

nanderzusetzen. In einem Auftaktworkshop wer-

den die Jugendlichen (zwischen 14 und 21 Jahren) 

auf die Auseinandersetzung mit ihren eigenen Wer-

ten vorbereitet. Was ist für mich wichtig? Was be-

deutet für mich dieser Ort zum Leben? Wie erleben 

meine Mitmenschen ihre Umwelt? Und welche 

Werte prägen die Menschen in meiner Heimat? 

 

„Um zu mündigen Bürgerinnen und Bürgern wer-

den zu können, müssen Jugendliche sich über 

Werte orientieren, auch dadurch, dass sie erfah-

ren, von welchen Werten die Menschen in ihrer 

Region sich leiten lassen. Denn nur unter dieser 

Voraussetzung können sie sich an der Diskussion 

über handlungsleitende Werte beteiligen, fundier-

te Entscheidungen treffen und sich aktiv und ver-

antwortlich mit einbringen.“ (Böhm 2008) 

 

Wenn es angesichts der demografischen Ent-

wicklung immer weniger Kinder und Jugendliche in 

einer Region gibt, dann ist es umso wichtiger, diese 

geringer werdende Ressource für die Gestaltung 

derselben zu qualifizieren. Einzige Vorgabe des 

Programms besteht im „Begleitmedium“, das das 

Projekt gleichzeitig dokumentiert (in Form eines 

Films oder eines Audioelements). 

 

Modellprojekt Caminante 

Das Modellprojekt Caminante (Camino – Werk-

statt für Fortbildung, Praxisbegleitung und For-

schung im sozialen Bereich gGmbH) hatte es sich 

vor dem Hintergrund der demografischen Entwick-

lungen in Ostdeutschland zur Aufgabe gemacht, 

die Herausforderungen für die Jugendhilfeplanung 

speziell im ländlichen Raum zu bestimmen und 

Lösungswege für die Jugendhilfeplanung aufzuzei-

gen. Das Modellprojekt hatte zum Ziel, in sechs 

ausgewählten Landkreisen exemplarisch Planungs-

ansätze und Konzepte für den Umgang mit dem 

demografischen Wandel zu entwickeln und dabei 

die Jugendhilfeplanung mit den Strategien anderer 

Bereiche zu verbinden.  

 

Im Rahmen von Caminante wurden Jugendhil-

feplanungsprozesse in sechs Landkreisen der neuen 

Bundesländer beraten: im Thüringer Kyffhäuser-

kreis und Saale-Orla-Kreis, in den Brandenburger 

Landkreisen Dahme-Spreewald, Oberspreewald-

Lausitz, im sächsischen Landkreis Kamenz und im 

Mecklenburger Landkreis Müritz. In allen Landkrei-

sen wurden durch die initiierten Planungsgruppen  

„regionale Situations- und Ressourcenanalysen 

erarbeitet und erste Strategien für eine fachlich-

inhaltliche Neuorientierung der Jugendarbeit un-

ter den Bedingungen des demografischen Wan-

dels in den jeweiligen Planungsregionen mit Mo-

deration durch Berater/innen des Caminante-

Teams entwickelt“ (Camino 2006: 6).  

 

Zentrale Strategien, die in den Landkreisen dis-

kutiert worden sind: 

• Konzentration der Angebote an den Schulstan-

dorten, 

• Gewährleistung und Erweiterung der Mobili-

tätsmöglichkeiten und Förderung von Eigeninitiati-

ve und Selbsthilfe Jugendlicher,  

• Die jugendgerechte Gemeinde – Entwicklung 

der Jugendarbeit um das spezifische Thema einer 

Kommune, 

• Zusammenarbeit zwischen den Angeboten der 

Jugendarbeit und den Vereinen, Feuerwehr in den 

Gemeinden usw.,  

• besondere Berücksichtigung der Unterstüt-

zungsbedarfe nicht mobiler besonders belasteter 

Jugendlicher in den Angeboten der Jugendarbeit,  

• vorhandene Mittel effektiver und den Bedarfs-

lagen entsprechend einzusetzen, 
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• Ansätze zur Erschließung der Ressourcen in den 

Sozialräumen zu entwickeln, 

• Potenziale in den Gemeinden zu aktivieren und  

• eine stärkere Vernetzung und Kooperation zu 

entwickeln (Camino 2007: 6). 

 

Das Projekt wurde gefördert durch die Stiftung 

Deutsche Jugendmarke, das Ministerium für Bil-

dung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg, 

das Thüringer Ministerium für Gesundheit, Soziales 

und Familie und die beteiligten Landkreise Dahme-

Spreewald, Oberspreewald-Lausitz, Kamenz, Mü-

ritz, Kyffhäuserkreis und Saale-Orla-Kreis. 

 

Dieses Projekt ist sowohl auf der Ebene der 

strukturellen Kriterien als auch auf der Ebene der 

inhaltlichen Kriterien (zum Teil) als Good Practice 

einzustufen. Es bildet eine Fakten- und Wissens-

grundlage, auf der Träger der Kinder- und Jugend-

arbeit mit ihrer Arbeit aufbauen können. Deshalb 

wird es, auch wenn es die Zielgruppe der jungen 

Menschen nur indirekt ansprach (über die zu bera-

tenden Träger und Verwaltungsstrukturen), zu den 

Good-Practice-Beispielen von Kinder- und Jugend-

arbeit in Zeiten des demografischen Wandels ge-

zählt. 

 

Rockgottesdienst – Brandenburg 

Der Rockgottesdienst findet in diesem Jahr zum 

dritten Mal in der evangelischen Kirchengemeinde 

Zossen statt. Ca. 40 Jugendliche im Alter von 14 bis 

22, teils Gemeindemitglieder, teils interessierte 

Jugendliche aus der Kommune, bereiten gemein-

sam mit dem Pfarrer und ehrenamtlichen Jugend-

gruppenleitern in einem drei- bis viermonatigen 

Projekt einen Gottesdienst vor, der dem Ansatz 

folgt, Rock als Kulturgut und Gottesdienst als Äu-

ßerung christlichen Lebens zu verbinden. Die Idee 

einer breiteren Verwurzelung des Projekts im kultu-

rellen Leben der Region äußert sich auch in der 

Wahl des Veranstaltungsortes: Der Rockgottes-

dienst findet nicht in der Kirche, sondern im E-Werk 

in Zossen statt. Die Jugendlichen wurden zunächst 

durch ein „offenes Casting“ gewonnen, inzwischen 

wird das neueste Projekt durch Mundpropaganda 

und Aushänge in Schulen und anderen öffentlichen 

Einrichtungen bekannt gemacht.  

 

Das Projekt kooperiert auf vielen Ebenen mit 

nicht-konfessionellen Akteuren. Zum einen beteili-

gen sich ortsansässige Firmen als Sponsoren der 

einzelnen Veranstaltungen, zum anderen konnten 

Schauspielerinnen und Schauspieler sowie Film-

crews aus der Umgebung und aus Berlin für eine 

Zusammenarbeit gewonnen werden. Eine Koope-

ration mit bereits bestehenden Vereinen findet 

nicht statt, dafür können die Veranstalter auf eine 

enge soziale Vernetzung im Ort zurückgreifen. Ein 

weiterer Aspekt ist die Einbeziehung der Älteren im 

Ort und die Unterstützung des Projekts durch  

Prominente (2009 war es Wolfgang Thierse). 

Ideengeber für den Rockgottesdienst war der Pfar-

rer der Gemeinde, der zusammen mit dem Rock-

Pop-Gospelchor der jungen Gemeinde und einer 

Band das Konzept erarbeitet hat.  

 

Die  Grundfinanzierung erfolgte im Jahr 2010 

über die Gemeinde. Zu Projektbeginn gab es eine 

Förderung durch den Fonds Missionarischer Auf-

bruch der Landeskirche, während im zweiten Jahr 

der Verein Andere Zeiten e.V. aus Hamburg eine 

wesentliche Rolle bei der Finanzierung spielte. 

Momentan gibt es Bemühungen, die Sparkassen-

stiftung als weiteren Unterstützer hinzuzugewin-

nen. Die Überlegung zukünftig stärker auf Sponso-

ring durch ansässige Unternehmen zurückzugrei-

fen, gibt es, allerdings mehr als ergänzende Finan-

zierungsmöglichkeit. Eine direkte thematische 

Ausrichtung am Thema demografischer Wandel 

gibt es nicht, indirekt spielt die Problematik jedoch 

insofern eine Rolle, als das die Jugendlichen durch 

das Projekt angehalten werden, sich mit ihren Wur-

zeln auseinander zu setzen und dem Begriff des 

Zuhauses und der Heimat eine positive Konnotati-

on zu geben. Zudem wird die Verbundenheit mit 

dem Herkunftsort bei den Jugendlichen, die nach 

Beendigung der Schule die Region verlassen haben, 

durch die Rockgottesdienste ein Stück weit auf-
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recht erhalten, da die Jugendlichen in vielen Fällen 

zu den Vorbereitungen und der Veranstaltung sel-

ber an ihren Heimatort zurückkehren. Das Projekt 

ist nicht explizit auf Nachhaltigkeit angelegt, wobei 

indirekt Strukturen geschaffen wurden, die für 

Kinder- und Jugendarbeit generell in der Region 

nutzbar gemacht werden können.  

 

Dorf macht Oper vom Verein Festland e.V. – 

Brandenburg 

Zwei zugezogene Berliner gründeten 2003 in 

Klein Leppin den Verein FestLand e.V. und veran-

stalten dort seit 2005 gemeinsam mit den Dorfbe-

wohnerinnen und Dorfbewohnern „die Oper im 

Schweinestall – nicht, um ein Touristenspektakel zu 

erschaffen, sondern um eine Leerstelle im Innersten 

des Dorfes und damit im Lebensraum seiner Bewoh-

ner zu füllen“ (Volke 2009: 28). Jeden Sommer wer-

den im ausgebauten Schweinestall Opern aufge-

führt, die in gemeinsamer Arbeit von Dorfbewoh-

nerinnen und Dorfbewohnern aller Altersgruppen, 

Künstlerinnen und Künstlern sowie Musikerinnen 

und Musikern entstehen.  

 

In den Monaten, in denen der nicht beheizte 

Stall es zulässt, werden Jugendwerkstätten für die 

Kinder und Jugendlichen aus der Region angebo-

ten. So gibt es eine Opernwerkstatt und verschie-

dene Workshop-Angebote, bei denen die Teilneh-

menden Instrumentenbau, szenisches Spielen, 

Foto- und Videoarbeit erlernen können. Neben der 

Zusammenarbeit mit Personen aus der Kunst- und 

Musikbranche aus der Region finden Kooperatio-

nen mit ortsnahen Schulen sowie mit der Akademie 

der Künste in Berlin statt. Stipendiatinnen, Stipen-

diaten und Mitglieder, u. a. Komponistinnen, Kom-

ponisten, Choreografinnen, Choreografen sowie 

Bühnenbildnerinnen und Bühnenbildner der Aka-

demie wirken bei FestLand e.V. mit, indem sie ge-

meinsam mit den Kindern und Jugendlichen vor Ort 

über einen längeren Zeitraum Projekte entwickeln. 

Für einige der Kinder- und Jugendlichen aus dem 

Dorf und der näheren Umgebung stellen die Ange-

bote, die von FestLand e.V. gemacht werden, einen 

festen Bestandteil ihres Alltags dar. Andere reisen 

in den Sommerferien an oder kommen nur über 

einen abgesteckten Projektzeitraum in die Werk-

stätten und den Schweinestall.  

 

Bei den Arbeitskräften handelt es sich zumeist 

um Künstlerinnen und Künstler, Handwerkerinnen 

und Handwerker oder um Pädagogikstudierende. 

Die Durchführenden der Kinder- und Jugendange-

bote sind also in der Regel keine sozialpädagogi-

schen Fachkräfte. Kooperationen mit kleineren, 

ortsansässigen Unternehmen spielen eine, wenn 

auch untergeordnete Rolle. Die eher schwach aus-

geprägte Zusammenarbeit mit Unternehmen, die 

weniger finanziell als vielmehr sachleistungsbezo-

gen ist, wird von den Projektbeteiligten aber auf die 

Region, als typische brandenburgische Randregion, 

zurückgeführt. Die Finanzierung der Oper im 

Schweinestall und der anderen Projekte erfolgt 

jeweils projektbezogen und lässt sich nicht als 

stabil und kontinuierlich charakterisieren. Neben 

der Gemeinde ist das Land Brandenburg an einzel-

nen Projekten finanziell beteiligt. Ebenfalls unter-

stützend wirken Stiftungen der Bundesebene mit. 

Spenden von Privatpersonen spielen ebenfalls eine, 

wenn auch geringe Rolle. Ein Großteil der Aktivitä-

ten lässt sich jedoch überhaupt nur durch ehren-

amtlich Engagierte und Sachspenden aus Klein 

Leppin und der näheren Umgebung bewerkstelli-

gen. Der thematische Bezug zum demografischen 

Wandel findet sich sowohl indirekt durch die Rah-

menbedingungen als auch inhaltlich in der Konzep-

tion des Projektes bzw. in der angestrebten Werte-

vermittlung durch die Durchführenden wieder. So 

sollen zum einen Kindern und Jugendlichen Per-

spektiven für die Freizeitgestaltung angeboten und 

deren Heimatverbundenheit gestärkt werden. Ju-

gendliche, die in der Region verbleiben, erhalten zu 

dem die Möglichkeit, aktiv Projekte zu gestalten 

und so an einer Weiterentwicklung des Dorfes bzw. 

der Region beteiligt zu sein. Zum anderen werden 

alle Generationen der Region zusammengebracht 

und die gemeinsame Identität als Dorfgemein-

schaft gestärkt.  
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Nachdem das Projekt zu Beginn einen eher 

spontanen und kurzfristigen Charakter hatte, ist im 

Laufe der Zeit der Anspruch an die Nachhaltigkeit 

der einzelnen Projekte und des Vereins an sich ge-

wachsen. Zu diesem Zweck werden neue Wege der 

Ressourcenakquise beschritten. Eine Leih- und 

Schenkgemeinschaft zur Finanzierung des weiteren 

Ausbaus des Schweinestalls wurde bereits auf den 

Weg gebracht. Des weiteren wird über die Schaf-

fung einer Bürgerstiftung zur zukünftigen Grundfi-

nanzierung des Projektes beraten. 

 

Akademie für Dorfbewegung/ 

LandLebenKunstWerk e.V.  – Sachsen-Anhalt 

Dorfgemeinschaften, in denen jede und jeder in 

jeder Lebensphase seinen Platz und seine Rolle 

hatte, sind durch den Wegfall einer gemeinsamen 

Aufgabe und das Fehlen von gegenseitiger Fürsor-

ge in versorgungsbedürftige Gruppen zerfallen. Auf 

dieser Grundannahme basiert die Arbeit des Trä-

gers LandLebenKunstWerk e.V. Junge Menschen 

vor Ort ganz bewusst in den Gestaltungsprozess 

ihres Ortes (Quetzdölsdorf) mit einzubeziehen und 

die Gemeinschaft auch aus der Sicht der jungen 

Menschen zu gestalten und den Kindern und Ju-

gendlichen eine Wertevermittlung vor dem Hinter-

grund des demografischen Wandels anzubieten, 

sind die Ziele der verantwortlichen Gestalter.  

 

Im Sinne der Akademie für Dorfbewegung ist 

gelungene Kinder- und Jugendarbeit in ein Netz-

werk mit anderen lokalen Akteuren integriert und 

realisiert Projekte, die das Dorf in seiner Eigenheit 

und in seinem Wert als Lebensort bestärken. Unter 

besonderer Berücksichtigung folgender Inhalte 

wird hier (unter anderem) Kinder- und Jugendarbeit 

gestaltet als:  

• Abenteuer, Erlebnis und Spiel  

• Planen, Bauen und Gestalten – partizipative 

Bauprojekte  

• Ökologie und Landschaftsgestaltung  

• Gartenbau und Ernährung; Gesundheit als 

Selbstsorge  

• Ästhetisches Lernen 

Im Projekt „Akademie für Dorfbewegung“ wer-

den drei sich aufeinander beziehende Handlungs-

felder betont: mit dem Dorf, für das Dorf und über 

das Dorf. Mit dem Dorf bedeutet, das Dorf wird als 

Schule (des Lebens) und somit als zuständig für 

Bildungsprozesse innerhalb der Gemeinschaft be-

trachtet. Hierbei werden die Fähigkeiten aller Be-

wohner in kleinen und großen (Teil-)Projekten in 

den Prozess integriert, sichtbar und gleichzeitig für 

die Gemeinschaft und den Alltag nutzbar gemacht. 

Für das Dorf bedeutet die Errichtung einer sozialen 

und technischen Infrastruktur. Diese technische 

Infrastruktur wird gerade über ein LEADER-Projekt 

umgesetzt, in dessen Rahmen eine Biogartenküche 

eingerichtet wird. Diese soll vor allem als Bildungs-

einrichtung fungieren und Kenntnisse über gesunde 

Küche und Ernährung vermitteln sowie Erzeugnisse 

aus dem Ort stärker in den Fokus rücken.  

 

Über das Dorf bezieht sich auf die wissenschaft-

liche, evaluative Herangehensweise innerhalb die-

ses Projekts. Solche Evaluationen, welche eine 

Reflexion des Tuns ermöglichen, sollen in erster 

Linie über Studien oder Diplomarbeiten erfolgen. 

Das Projekt folgt dem Ansatz, dass Jugendarbeit in 

jedem Fall ein Miteinander und die Verantwortung 

Aller erfordert, nach dem Motto: „Für das Aufwach-

sen eines Kindes bedarf es eines ganzen Dorfes“. 

Institutionelle Verankerung spielt daher ebenfalls 

sowohl inhaltlich als auch finanziell eine bedeuten-

de Rolle. So wird etwa versucht, eine Anknüpfung 

an die von Skandinavien ausgehende internationale 

Dorfaktionsbewegung zu verwirklichen. Daneben 

existiert die Idee eines kommunalen Bildungsma-

nagements. Hier könnte die Schaffung lokaler Bil-

dungsräte zu selbststeuernden Netzwerken in den 

einzelnen Dörfern führen. Die Treffen der Bildungs-

räte soll thematisch und nach Bedarf, im Sinne 

eines Salons (Offenheit) stattfinden. In dem einen 

Dorf kann dieser Salon im Gemeindezentrum ange-

siedelt sein, im anderen Dorf im Wohnzimmer ei-

nes engagierten Ortsbewohners und im dritten 

Dorf vielleicht im Schankraum der Dorfkneipe. Es 

geht nicht darum ein möglichst hohes Maß an Insti-
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tutionalisierung zu erreichen, sondern das gemein-

same Er- und Bearbeiten von orts- und regionalbe-

zogenen Themen soll ermöglicht sein.  

 

Im Augenblick bemühen sich die Mitarbeiter des 

Projektträgers um eine Anschubfinanzierung über 

ein Regionalbudget der Region Anhalt-Bitterfeld. 

Neben dieser kommunalen Ebene soll auf Landes-

ebene über die Investitionsbank eine Impulsförde-

rung zustande kommen, um künftig eine institutio-

nelle Verankerung und die Verstetigung des Pro-

jekts voranzutreiben. Die Finanzierung des Projekts 

erfolgte bisher nach dem Prinzip der Impulsförde-

rung, um bestimmte Teile des Programms im Sinne 

des Bildungs- und sozialen Marktes marktfähig 

werden zu lassen; eine Dauerfinanzierung existierte 

bisher noch nicht. Benötigte Ressourcen werden zu 

einem großen Teil aus dem sozialen Netzwerk im 

Dorf selbst beschafft. Um das Projekt längerfristig 

am Leben zu lassen, wird jedoch schon eine Grund-

finanzierung angestrebt, die z. B. durch die Grün-

dung einer Bildungsgenossenschaft ermöglicht 

werden könnte. 

 

Landstreicher-Bus – Mecklenburg-Vorpommern 

Bei diesem Good-Practice-Beispiel handelt es 

sich um ein Modellprojekt aus Amt Anklam-Land, 

das vom Europäischen Sozialfonds, dem Landesju-

gendamt Mecklenburg-Vorpommern, dem Land-

kreis Ostvorpommern und dem kommunalen Ju-

gendamt gefördert wird. Der strukturschwache 

Raum soll mit diesem Projekt besser genutzt und 

erschlossen werden. Mit diesem Auftrag fährt ein 

sogenannter „Landstreicher“-Bus durch die Region. 

Es geht darum, gemeinsam mit Kindern und Ju-

gendlichen ab Klasse 5 ein Netzwerk aufzubauen, 

das eine sinnvolle und hochwertige Freizeitgestal-

tung zulässt. Durch diese Form der mobilen Ju-

gendarbeit können Kinder und Jugendliche erreicht 

werden, die aufgrund fehlender Verkehrsanbin-

dungen nicht die Möglichkeit haben, an Freizeitan-

geboten teilzunehmen. Den Kindern und Jugendli-

chen werden auf diese Weise verschiedene Aktivi-

täten wie Workshops, z. B. Cheerleading, Bildhaue-

rei, Ausbildung zum Jugendgruppenleiter, Ausflü-

ge, Sport- und Tanzveranstaltungen, aber auch 

Hilfe und Unterstützung bei der Lösung von akuten 

Problemen nahe gebracht. 

 

Projektträger ist der Arbeiter-Samariter-Bund 

Kreisverband Ostvorpommern. Das Modellprojekt 

ist auf drei Jahre angelegt und endet Ende 2011. 

Die Thematik des demografischen Wandels in der 

Region spielt in der Konzeption des Projekts eine 

direkte Rolle. Die Idee zu dem Projekt entstand aus 

Bemühungen, Alternativen zu Freizeitgestaltungs-

angeboten von rechtsradikalen Gruppierungen zu 

schaffen. In einem dreimonatigen Vorprojekt wur-

den ab August 2008 die Rahmenbedingungen und 

das Konzept zum aktuellen Modellprojekt auf 

Kreisebene erarbeitet.  

 

Wichtige Kooperationspartner in der Durchfüh-

rung sind die Schulsozialarbeiterinnen und Schul-

sozialarbeiter, mit denen monatliche Beratungen 

stattfinden. Diese sorgen u. a. für ein breites Be-

kanntwerden des Projekts und koordinieren An-

meldungen von Teilnehmenden. Im Rahmen dieser 

Zusammenkünfte werden weitere mobile Projekte 

aus der Region vorgestellt, so dass es auch hier zu 

Vernetzungen und Kooperationen kommt. Ver-

schiedene mobile Projekte unterstützen einander 

so auf unterschiedlichem Wege. Darüber hinaus 

konnte ein Theater aus der Region für eine Zu-

sammenarbeit gewonnen werden, welches etwa 

eine Choreographin für einen Tanzkurs stellte so-

wie Kindern und Jugendlichen aus sozial schwäche-

ren Familien ermäßigte Theaterbesuche ermög-

licht. Kooperationen mit Unternehmen spielen eine 

geringe Rolle. Zwar kommt es in Einzelfällen zu 

Absprachen, etwa mit Reisebusunternehmen bei 

der Planung von Ausflügen, finanzielle Unterstüt-

zung gibt es jedoch kaum. Dies wird in erster Linie 

mit dem Fehlen größerer Unternehmen in der Re-

gion begründet. Trotz seines Modellcharakters 

streben die Projektinitiatoren eine Weiterführung 

an. Eine mögliche Verstetigung wird hauptsächlich 

mit der Frage nach der Weiterfinanzierung verbun-
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den. Hierbei sehen die Verantwortlichen die Ge-

meinden in der Pflicht, äußern jedoch gleichzeitig 

Bedenken, was eine Fortsetzung der Finanzierung 

aus den Gemeindekassen betrifft. So argumentie-

ren einige Verantwortliche aus den Gemeinden 

abermals mit den Folgen des demografischen 

Wandel, dass eine Finanzierung aufgrund der sin-

kenden Zahlen von Kindern und Jugendlichen in 

den einzelnen Gemeinden zunehmend schwerer zu 

rechtfertigen sei.   

 

Flexibles Jugendmanagement – Sachsen 

Das Flexible Jugendmanagement ist ein Mo-

dellprojekt des Landes Sachsen mit einer Laufzeit 

von zunächst einem Jahr – Projektbeginn war im 

November 2009 – und wird an den drei Pilotstan-

dorten, Sächsische Schweiz/Osterzgebirge, Meis-

sen und Erzgebirge, durchgeführt. Das Projekt, 

dessen Konzept vom sächsischen Landesjugend-

amt erarbeitet wurde, wird vom Jugendring Sächsi-

sche Schweiz und Erzgebirge e.V. und Projugend e.V. 

getragen und umgesetzt. Grundidee des Konzepts 

ist es, im Rahmen eines nicht-defizitorientierten 

Ansatzes die „Komm-Struktur“ zu erproben, um in 

den vom demografischen Wandel stark betroffenen 

Regionen Sachsens dennoch erfolgreiche Identi-

tätsarbeit für Kinder und Jugendliche zu ermögli-

chen. Die Thematik des demografischen Wandels 

zählt somit mehr  zu den Rahmenbedingungen und 

zeigt sich hier z. B. in der stärkeren Auswirkung 

einer Kürzung der Jugendpauschale, da diese sich 

u. a. über die Zahl der Kinder und Jugendlichen 

errechnet. Diese Thematik ist jedoch nicht explizit 

inhaltlicher Schwerpunkt des Projekts.  

 

Zu den Arbeitsschwerpunkten zählen die Unter-

stützung der Eigeninitiative von Kindern und Ju-

gendlichen, die Stabilisierung von Jugendarbeit im 

ländlichen und städtischen Raum, die Förderung 

von Toleranz, demokratischen Entscheidungspro-

zessen und von Streitkultur, die Stärkung der politi-

schen Teilhabe und die Unterstützung und Stär-

kung alternativer, vielfältiger und direkter auf die 

Zielgruppe abgestimmter Freizeitaktivitäten. Kon-

kret sieht es so aus, dass die jungen Menschen den 

ersten Schritt machen und Kontakt zu den flexiblen 

Jugendmanagern aufnehmen. Diese kommen an 

den Lebensort der Jugendlichen und helfen bei der 

konkreten Umsetzung von Ideen und/oder Projek-

ten. Die Idee zu dem Projekt entwickelte sich aus 

dem im sächsischen Kinder- und Jugendbericht 

festgestellten Defizit in der Demokratieerziehung 

im Land Sachsen. Während Kooperationen vor 

allem mit verschiedenen Mitgliedsvereinen des 

Jugendrings sowie mit Bürgermeisterinnen und 

Bürgermeistern der verschiedenen Gemeinden 

eingegangen werden, spielt die Zusammenarbeit 

mit Unternehmen und Künstlern oder Prominenten 

eher eine untergeordnete Rolle. Sponsoring von 

Unternehmensseite findet lediglich bei größeren 

Veranstaltungen in Form von Sachspenden statt.  

 

Die Finanzierung des Projekts erfolgt zu 80 Pro-

zent aus Mitteln des Landes Sachsen, 10 Prozent 

sind Fördermittel des Landkreises und weitere 10 

Prozent Eigenmittel des Jugendrings Sächsische 

Schweiz/Osterzgebirge e.V. Lediglich bei der Be-

schaffung der Eigenmittel werden alternative Fi-

nanzierungsquellen, wie etwa das Akquirieren von 

Sponsorengeldern oder alternativen Fördermitteln 

angestrebt. Eine Nachhaltigkeit des Projekts wird 

von den Verantwortlichen ausdrücklich gewünscht, 

allerdings wird diese mit der Forderung nach einer 

stabilen Basisfinanzierung verbunden.  

 

Abenteuer-Bau-Koch-Mobil – Sachsen-Anhalt 

Das Projekt Abenteuer-Bau-Koch-Mobil exis-

tiert seit 2002 unter der Trägerschaft von Land-

LebenKunstWerk e.V. und unterstützt als „rollende 

Werkstatt“ Kitas, Schulen, Kommunen und Ju-

gendeinrichtungen bei der Planung, Finanzierung 

und Umsetzung von Einzelprojekten, die Kinder 

und Jugendliche direkt mit einbeziehen. Die Arbeit 

des Projekts ist produkt- und prozessorientiert und 

von den Querschnittsthemen abenteuerpädagogi-

sche Teambildung, ästhetische Bildung mit Planen, 

Bauen und Gestalten und Gesundheit als Selbstsor-

ge mit einer saisonalen, regionalen und ökologi-
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schen Küche geprägt. Besonders bei den Baupro-

jekten, etwa der Schulhofgestaltung, wird auf die 

Schaffung von beweglichen, entwicklungsoffenen 

Strukturen wert gelegt, so dass Kinder und Jugend-

liche kontinuierlich an den Projekten arbeiten kön-

nen und so die Möglichkeit bleibt, dem Gestal-

tungswillen von jungen Menschen gerecht zu wer-

den. 

 

Mit dem Abenteuer-Bau-Koch-Mobil inhaltlich 

verknüpft ist der Aufbau eines gärtnerischen Be-

reichs auf dem Gelände des Trägervereins. Hier 

geht es neben der Errichtung eines Schaugartens 

und einer Seminarküche darum, eine Verarbei-

tungsküche mit einer Regionalmarke zu schaffen. 

Dabei sollen unter anderem auch Produkte zum 

Verkauf auf Märkten in der Region produziert wer-

den.  

 

Kooperationen des Projekts mit anderen Akteu-

ren finden bedarfsangepasst und projektbezogen 

statt: mit Fachfirmen, mit Eltern vor Ort, mit Künst-

lerinnen, Künstlern, Freiberuflerinnen und Freibe-

ruflern. Das entlastet den finanziellen Rahmen. In 

der Folge variiert die Finanzierung des Projekts von 

Einzelprojekt zu Einzelprojekt. Gelder werden u. a. 

über das Quartiersmanagement Soziale Stadt, über 

Landesrichtlinien, über Konjunkturpakete u. v. m. 

akquiriert. Da die planerische Leistung bei dem 

Projekt bzw. dem Träger LandLebenKunstWerk 

e.V. liegt, werden lediglich zu den einzelnen Projek-

ten weitere Beteiligte hinzugezogen. Der Träger ist 

seit 2008 nahezu selbst erwirtschaftend, so dass 

eine gewisse Unabhängigkeit von Fördermitteln 

erreicht werden konnte, so dass das Projekt nicht 

„in einer Bedürfnisspirale“, so einer der Projektver-

antwortlichen, stecken bleibt. Die trotz alledem 

notwendigen Impulsförderungen dienten und die-

nen dabei nicht nur der Verstetigung des Projekts, 

sondern auch der Schaffung von Ressourcen, etwa 

der Schaffung einer eigenen Regionalmarke und so 

der Ermöglichung neuer Projekte. 

 

Demokratie auf dem Acker – Thüringen 

Demokratie auf dem Acker ist ein Kooperations-

projekt des Paritätischen Thüringen und des Bil-

dungswerks BLITZ e.V. zur Demokratie- und Tole-

ranzerziehung durch früh ansetzende Prävention 

und Förderung von Partizipation bzw. aktive Betei-

ligung von Kindern im Alter von 7 bis 14 Jahren. Ziel 

des Projekts war es, Kinder und junge Jugendliche 

anhand lebens- und erlebnisnaher Beispiele mit 

demokratischen Entscheidungsprozessen zu kon-

frontieren und einzubeziehen. Hierbei wurde Kin-

dern ermöglicht, unter Zuhilfenahme einzelner 

Bausteine, wie der Gründung von Kinderräten, der 

Schaffung eines Kinderhaushalts oder des Aufbaus 

einer kreativen Öffentlichkeitsarbeit, aktiv an der 

Entscheidungsfindung und damit Gestaltung der 

Gemeinden beteiligt zu sein. Darüber hinaus wur-

den Ferienfreizeiten zum Austausch mit anderen 

Kinderbeteiligungsprojekten organisiert.  

 

Im Laufe des Projekts wurden auch Veranstal-

tungen für Erwachsene, etwa Lehrerfortbildungen, 

Fortbildungen für Multiplikatorinnen und Multi-

plikatoren der Kinder- und Jugendarbeit oder Fami-

lienseminare, angeboten, da die Verantwortlichen 

zu der Erkenntnis gelangten, „dass es, wenn man 

Kinder erreichen will, ohne die Erwachsenen nicht 

geht“, so die Projektleiterin.  

 

Ein inhaltlicher Bezug zur Thematik des demo-

grafischen Wandels findet sich in dem Projekt 

nicht, wohl aber im Begründungszusammenhang 

zur Entwicklung des Projekts. Ausgangspunkt war 

hierbei die Erfahrungen des Trägers BLITZ e.V. in 

der täglichen Kinder- und Jugendarbeit im ländli-

chen Bereich, dass viele der ohnehin schon wenigen 

jungen Menschen nach dem Abitur tendenziell die 

Region verlassen und die Dagebliebenen für die 

Jugendarbeit zunehmend schwerer zu erreichen 

sind. Eine Folge ist dabei die hohe Zahl nicht aus-

bildungsfähiger und betreuungsbedürftiger Ju-

gendlicher.  
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Aus dieser konkret erlebten Problematik heraus 

entstand die Idee, dieser Entwicklung zukünftig ein 

Stück weit vorzugreifen, in dem mit Kindern in 

einer Phase gearbeitet wird, in der sie neugierig 

sind und Partizipation spielerisch erfahren und 

erlernen können. Eine weitere Konsequenz aus der 

Problematik des demografischen Wandels ist die 

hohe Zahl an älteren Menschen, was sich in der 

Alterserteilung innerhalb der kommunalen Gremi-

en widerspiegelt, so dass die Interessen von Kin-

dern und Jugendlichen zunehmend schwerer zu 

vertreten sind. Auch hier setzt das Projekt an: Ge-

nerationsübergreifend das Bewusstsein für diese 

Problematik zu sensibilisieren. Das Projekt ist in-

nerhalb der Gemeinden mit Schulen, Ämtern und 

Verwaltungseinrichtungen, aber auch anderen 

Bildungsstätten und Vereinen vernetzt. Darüber 

hinaus finden Kooperationen mit Kommunalpoliti-

kern, etwa Bürgermeisterinnen, Bürgermeistern, 

Landrätinnen oder Landräten, statt, die tageweise 

von Kindern und Jugendlichen begleitet werden 

und diese in ihre aktuellen Entscheidungsprozesse 

einbeziehen. Kooperationen mit Unternehmen 

spielen eine geringe Rolle. Finanziert wurde das 

Projekt zu 50 Prozent über das Programm VIEL-

FALT TUT GUT, dazu kamen Gelder des Landkrei-

ses über die Jugendpauschale und Fördermittel der 

Bundeszentrale für Politische Bildung. Darüber 

hinaus wurden Gelder bei Stiftungen beantragt, 

wobei hier die Schwierigkeit besteht, dass die Stif-

tungen keine Personalkosten übernehmen. 

 

Eine Überführung des Modellprojekts in Regel-

strukturen wird ausdrücklich gewünscht, vor allem, 

um den beteiligten Schulen und sonstigen Akteu-

ren ein Gefühl der Kontinuität vermitteln zu kön-

nen. Schwierig ist in diesem Zusammenhang je-

doch die zunehmend starke Einbindung der Ju-

gendarbeiterinnen und Jugendarbeiter in die Schul-

sozialarbeit, die wenig Zeit für andere Projekte 

lässt. Darüber hinaus bedarf es vor allem einer per-

sonellen Kontinuität, um gute Projekte weiterlau-

fen lassen zu können. Das Bundesmodellprojekt, 

das im Rahmen des Bundesprogramms VIELFALT 

TUT GUT im Programmbereich „Modellprojekte –  

Jugend, Bildung und Prävention“ angesiedelt wur-

de, ist im September 2007 gestartet, hatte eine 

Laufzeit von drei Jahren und erreichte schätzungs-

weise 600 Kinder und Jugendliche.  

 

Schwimmender Lernort – Mecklenburg-

Vorpommern 

Mit dem Projekt „Schwimmender Lernort“ des 

Zentrums für Erlebnispädagogik und Umweltbil-

dung (ZERUM) wurde ein Bildungs-, Lern und 

Eventmobil für das Bundesland Mecklenburg-

Vorpommern geschaffen. Träger des dreijährigen 

Modellprojekts ist der „Verein zur Förderung be-

wegungs- und sportorientierter Jugendsozialarbeit 

e.V.“(BSJ). Auf einem zweiteiligen Katamaran-

system wird Kindern und Jugendlichen ab dem 

Vorschulalter die Möglichkeit gegeben, auf den 

Wasserstraßen Mecklenburg-Vorpommerns etwas 

über den nachhaltigen Umgang mit der Ressource 

Wasser und der Wasserlandschaft als schützens-

werten Lebensraum zu lernen. Der Schwerpunkt 

innerhalb der Zielgruppe liegt mit ca. 80 Prozent 

bei schulpflichtigen Kindern und Jugendlichen, es 

werden jedoch auch Projekte mit Erwachsenen 

durchgeführt. Zwar ist das Projekt thematisch di-

rekt auf das Bildungsanliegen Wasser/Gewässer 

festgelegt, bietet jungen Menschen aber aus ande-

rer (erlebnispädagogischer) Perspektive dennoch 

einen vielseitigen Ort für Selbstwahrnehmung und 

die Erfahrung von Selbstwirksamkeit. Hierbei spielt 

die Erfahrung des ,auf dem Wasser Seins‘ eine ent-

scheidende Rolle, da den Kindern und Jugendlichen 

vom Erleben und Experimentieren mit und auf 

Wasser, über Abenteuer und Bewegung bis hin zur 

Auseinandersetzung mit technischen Belangen, 

etwa das Bedienen und Warten der Schiffsmoto-

ren, vielfältige Aktivitäten geboten werden. So gibt 

es die Möglichkeit ganz unterschiedliche Kinder 

und Jugendliche mit jeweils ganz verschiedenen 

Möglichkeiten zu erreichen.  

 

Auch die Thematik des demografischen Wan-

dels wird durch das Projekt aufgegriffen: Zum ei-
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nen existiert das Ziel, „Bildung für nachhaltige Ent-

wicklung mobil auch in Räume zu schicken, in denen 

der Zugang zu solchen Angeboten nicht da ist“, so 

der Projektleiter des Schwimmenden Lernorts. 

Zum anderen soll der Strukturschwäche der Region 

mit dem Projekt begegnet werden, in dem gerade 

die Dörfer und Gemeinden entlang der Wasserwe-

ge, in denen nur noch eine geringe Zahl von Kin-

dern und Jugendlichen lebt, eingebunden werden. 

Die damit einher gehende Wertevermittlung be-

zieht sich dann darauf, den Teilnehmenden den 

ländlichen Raum als reizvoll und als Kulisse für un-

vorhersehbare Ereignisse nahezubringen. Am Pro-

jekt beteiligen sich neben den hauptamtlichen Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern des ZERUM Absol-

vierende des freiwilligen ökologischen Jahrs sowie 

eine Reihe von ehrenamtlichen Kräften aus der 

Region und aus Berlin. Zusätzlich gibt es Koopera-

tionen mit ansässigen Unternehmen, etwa einem 

Fischereibetrieb, mit dem gemeinsam Veranstal-

tungen realisiert werden.  

 

An dem Finanzierungsmodell für das Modellpro-

jekt sind die Deutsche Bundesstiftung Umwelt 

(120.000 Euro), die Norddeutsche Stiftung Umwelt 

und Entwicklung (12.000 Euro), das Land MV 

(30.000 Euro) und das Landesamt für Gesundheit 

und Soziales (130.000 Euro) beteiligt. Dazu kom-

men Eigenmittel und Einnahmen aus zusätzlich 

organisierten Film- und Theatervorführungen. Al-

ternative Finanzierungsquellen kommen für die 

Phase des Modellprojekts nicht in Frage, sind je-

doch, wenn es um die anschließende Weiterfüh-

rung geht, notwendig. Die Beteiligten sind in jedem 

Fall an einer Überführung in nachhaltige Strukturen 

interessiert, sehen dafür aber die Notwendigkeit 

einer alternativen Finanzierung, da sonst der 

niedrigschwellige Charakter des Projekts, sprich die 

Attraktivität auch für Kinder und Jugendliche aus 

sozial schwächeren Familien, nicht aufrecht erhal-

ten werden kann. Mögliche Finanzierungskoopera-

tionen werden in einem breiter angelegten Sponso-

ring durch größere Unternehmen gesehen.  

 

FAZIT 

Es lassen sich folgende Erkenntnisse festhalten:  

 

1. Allgemein ist festzustellen, dass Kinder- und 

Jugendarbeit im ländlichen Raum – hier vor allem 

auf EU- und Bundesebene – häufig aus der Perspek-

tive der Agrarentwicklung und ländlichen Struktur-

förderung thematisiert wird. So gibt es beispiels-

weise eine Ausgabe des vom BMELV publizierten 

Magazins „LandInForm“, die sich gänzlich dem 

Thema Jugend im ländlichen Raum widmet. Es 

existiert weiterhin das europäische Yura-Projekt, 

das sich aus klassisch strukturfördernen Geldtöpfen 

wie ELER oder LEADER finanziert. Die Kinder- und 

Jugendarbeit wird hier im Kontext der Entwicklung 

eines attraktiven und wirtschaftlich ertragreichen 

Regionalkonzepts betrachtet und umgesetzt. Auch 

in den Beispielen zeigt sich, dass innovative Kinder- 

und Jugendarbeit im Kontext einer gesamten Regi-

on und der Weiterentwicklung der Strukturen in der 

Region gedacht werden muss (vgl. Faulde/Hoyer/ 

Schäfer 2006: 243). Ein Beispiel ist hier sicherlich 

die Sommeroper vom Verein FestLand e.V., die 

einen ganzen Landstrich aufwertet, in dem kultu-

relles Leben in der Region unter Einbeziehung aller 

Generationen gemeinsam geschaffen wird. Hier 

werden zusätzlich Nachbarorte in das Projekt mit 

einbezogen, in dem Bewohner dort Unterkünfte für 

Besucher zur Verfügung stellen, so dass die gesam-

te Region von dem Projekt profitiert. 

 

2. Feste Strukturen werden aufgrund der Heraus-

forderungen, die der demografische Wandel mit 

sich bringt (sinkende Zahlen von Kindern und Ju-

gendlichen vor allem in kleineren Gemeinden sowie 

fehlende öffentliche Verkehrsanbindungen), als 

hinderlich empfunden. So werden zum einen Flexi-

bilität im Sinne einer mobilen Kinder- und Jugend-

arbeit, zum anderen fachliche Flexibilität im Sinne 

eines vielfältigen Angebots aus einer Hand für das 

Gelingen effektiver Kinder- und Jugendarbeit not-

wendig (vgl. Deinet 2000: 7 ff.; Krafeld 2004).  
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Die Vielzahl der hier vorgestellten Projekte rea-

giert auf diese Herausforderung. So wird mit dem 

„Landstreicher“-Projekt aus Mecklenburg-Vor-

pommern eine flexible Form der mobilen Kinder- 

und Jugendarbeit mit einem vielfältigen Angebot 

aus einer Hand kombiniert, das sowohl Beratung, 

als auch Unterstützung bei konkreten Projekten 

sowie Unterhaltung im Rahmen der „Landstrei-

cher“-Partys bietet. Das Flexible Jugendmanage-

ment aus Sachsen ist ebenso ein gelungenes Bei-

spiel für eine effektive mobile Kinder- und Jugend-

arbeit, bei der die Beteiligten zu den Kindern und 

Jugendlichen in der Region kommen, um sie bei der 

Planung und Durchführung der vielfältig gearteten 

Projekte zu unterstützen. Mit dem Projekt 

„Schwimmender Lernort“ wurde ein Beispiel vorge-

stellt, das selbst „in Bewegung“ ist und damit auf 

die Herausforderungen des demografischen Wan-

dels reagiert, in dem es Kinder- und Jugendliche in 

den kleineren Gemeinden entlang der mecklenbur-

gischen Seenläufe erreicht. Das Abenteuer-Bau-

Kochmobil aus Sachsen-Anhalt bietet ebenfalls 

mobile Unterstützung vor Ort und vielfältige Ange-

bote aus einer Hand. Dazu wird hier durch die 

Schaffung erweiter- und veränderbarer Strukturen 

Flexibilität und Prozessorientiertheit betont. 

 

3. Neben der Schaffung flexibler Strukturen spielt 

die Vermittlung von Werten in Bezug auf den de-

mografischen Wandel ebenfalls eine wichtige Rol-

le bei der Kinder- und Jugendarbeit. In den vom 

demografischen Wandel stark betroffenen Regio-

nen gilt es besonders, Kindern und Jugendlichen 

eine Auseinandersetzung mit den Werten ihrer 

Mitmenschen und in Bezug auf ihre Region zu 

ermöglichen. Hierbei geht es auch darum, Nach-

haltigkeit als Wert im Sinne von ökonomischer, 

ökologischer und sozial ausgewogener Nachhal-

tigkeit zu vermitteln. Gerade Kinder- und Jugend-

arbeit in ländlichen Regionen ist zur Bildung für 

nachhaltige Entwicklung herausgefordert (vgl. 

Schäfer 2006: 144). Die ausgewählten Beispiele 

guter Praxis greifen diese Notwendigkeit auf un-

terschiedliche Art und Weise auf und zeigen ver-

schiedene Möglichkeiten auf, sich der Thematik 

inhaltlich und konzeptionell zu nähern. So verbin-

det etwa das Projekt „Schwimmender Lernort“ 

positive Erlebnisse in der Region mit einer Vermitt-

lung nachhaltigen Umgangs mit der natürlichen 

Ressource Wasser, während das Projekt „Dorf 

macht Oper“ ein Miteinander der Generationen 

betont. Auch der Träger LandLebenKunstWerk 

e.V. betont in seinen Projekten ökologische Nach-

haltigkeit sowie die Nutzbarmachung des Wissens 

und der Expertise jedes einzelnen Mitglieds der 

Dorfgemeinschaft. 

 

Gute Kinder- und Jugendarbeit kann von Ele-

menten der Erlebnispädagogik profitieren. Erleb-

nispädagogisch orientierte Kinder- und Jugendar-

beit bietet Kindern und Jugendlichen die Möglich-

keit, sich selber und andere in der Gruppe kennen 

zu lernen und so die eigene Persönlichkeit, Selbst-

vertrauen und soziale Kompetenz bzw. soziales 

Miteinander zu entwickeln. Durch das gemeinsa-

me Erlebnis an besonderen Orten, in und mit der 

Natur lernen Kinder und Jugendliche sowohl den 

nachhaltigen Umgang mit natürlichen Ressourcen 

als auch eine neue Verbundenheit zu der Heimat-

region durch die Schaffung positiver Assoziationen 

in ihren Gemeinden (vgl. Fischer/Ziegenspeck 

2008: 268). Ein gutes Beispiel für erfolgreiche er-

lebnispädagogische Ansätze in der Kinder- und 

Jugendarbeit stellt das Projekt „Schwimmender 

Lernort“ dar. Fahrten auf dem Katamaran bieten 

Kindern und Jugendlichen einmalige Erlebnisse, 

bei denen ganz nebenbei der nachhaltige Umgang 

mit Wasser vermittelt wird. Forschen und experi-

mentieren findet hier spielerisch und im Rahmen 

eines Abenteuers statt, so dass das Interesse einer 

deutlich größeren Zahl von Kindern und Jugendli-

chen geweckt wird als es durch klassische Um-

weltbildung der Fall wäre. Andere der ausgesuch-

ten Beispiele nutzen diese Art von Zugang zu den 

Jugendlichen und Vermittlung von Wissen (im 

weitesten Sinne) auch.  
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4. Alle Beispiele zeigen, dass gute Kinder- und 

Jugendarbeit in der Praxis viel Raum durch die 

Mitgestaltung der Jugendlichen selbst beinhalten 

muss (vgl. auch Speck/Schubarth/Lynen von 

Berg/Barth 2010: 115 und Handrich 2010: 145). Das 

beginnt bei den flexiblen Jugendmanagern aus 

Sachsen, die nach dem Motto „Wir kommen, wenn 

ihr uns ruft“ agieren, ist bei der freien Themenwahl 

und -bearbeitung im Jugendprogramm Zeiten-

sprünge zu sehen und geht bis nach Quetzdöls-

dorf, einem Ort, an dem die Kinder und Jugendli-

chen ganz bewusst Raum und Stimme bekommen, 

wenn es darum geht, das ganze Dorf mitzugestal-

ten. Und auch das Projekt „Demokratie auf dem 

Acker“ aus Thüringen bindet gerade jüngere Kin-

der und Jugendliche durch die Errichtung von Kin-

derräten in Entscheidungsprozesse ihrer Dörfer 

und Gemeinden mit ein.  

 

5. Kunst befruchtet die Kinder- und Jugendarbeit 

(vgl. Exner und Schmidt-Apel 2005: 197 ff.). Aus 

einigen der Good-Practice-Projekte lässt sich er-

kennen, dass die Kombination aus Kunst und Kin-

der- und Jugendarbeit wirkungsvoll ist. In Klein 

Leppin etwa wird die Kinder- und Jugendarbeit 

und auch die gesamte Dorfgemeinschaft, die an 

den Projekten mitwirkt, ganz nachhaltig von der 

Kunst geprägt: Musik, Theater, bildende (Bühnen-

bild) und mediale Kunst sind dort die Motoren für 

gelingende Kinder- und Jugendarbeit. Beim Verein 

LandLebenKunstWerk e.V. wird Kunst ebenfalls 

als eine Inspiration für die Arbeit mit jungen Men-

schen angesehen. Und auch das „Landstreicher“-

Projekt setzt bei verschiedenen Veranstaltungen 

auf die Zusammenarbeit mit Künstlern, etwa bei 

der Durchführung eines „Holz-Ferienlagers“, im 

Rahmen dessen Holzskulpturen und -bänke gestal-

tet wurden. Beim Rockgottesdienst in Zossen ist 

es die Idee eines großen Konzerts – Rock als Teil 

des kulturellen Lebens –, die bis zu 40 Jugendliche 

und viele Erwachsene über Monate zusammenar-

beiten lässt. Junge Menschen mit Kunst (in einer 

weiten Definition) zusammen zu bringen, ver-

spricht im Bereich der Kinder- und Jugendarbeit 

eine Menge kreativer Impulse und Neuerungen.  

 

6. Der Gedanke der Vernetzung erweist sich für 

gute Kinder- und Jugendarbeit als äußerst bedeu-

tungsvoll (vgl. Wendt 2006: 65 ff.). Das Vernetzen 

kann aus haushalterischen Gründen (Ressourcen-

beschaffung) heraus geschehen, wie beim Verein 

FestLand e.V. oder dem „Landstreicher“-Projekt, 

das mit anderen mobilen Jugendprojekten zu-

sammen arbeitet, um gemeinsam Künstlerinnen, 

Künstler oder andere externe Akteure für die Pro-

jekte zu gewinnen. Vernetzung findet aber auch 

aus ideellen Gründen, wie beim Jugendprogramm 

Zeitensprünge, der Dorfakademie oder auch dem 

Rockgottesdienst statt. Häufig geht es dabei auch 

um die fruchtbare Verbindung von verschiedenen 

Generationen, wie etwa beim Organisieren der 

Opernveranstaltungen in Klein Leppin, und wert-

vollem Input unterschiedlicher Perspektiven inner-

halb des Projekts. Hierbei werden zum Teil beste-

hende Vernetzungen genutzt, wie etwa im Fall des 

Projekts „Demokratie auf dem Acker“, bei dem 

durch die Funktion des Trägers Der Paritätische 

Thüringen als Dachverband der Austausch mit 

anderen Vereinen durch die Struktur gegeben ist. 

Zum Teil müssen Vernetzungen jedoch erst neu 

entstehen und vorangetrieben werden, wie etwa 

bei dem Projekt „Dorf macht Oper“, bei dem kon-

tinuierlich weitere Vernetzungen geschaffen wer-

den. Die Beispiele der guten Praxis zeigen, dass 

Kinder- und Jugendarbeit nicht in einem luftleeren 

Raum gedacht werden kann, sondern dass sie an 

die schon bestehenden Gegebenheiten anknüpfen 

muss, sei es aus einer notwendigen Ressourcen-

Akquise heraus oder um das Vorhaben auf einer 

anderen Ebene weiter nach vorne zu bringen.  

 

7. Einen Großteil der Finanzierung von Kinder- und 

Jugendarbeit, so zeigen die vorgestellten Beispie-

le, stellen weiterhin die Kommunen bzw. die 

Landkreise, in denen die einzelnen Projekte ange-

siedelt sind. Eine weitere Finanzierungsquelle sind 

Stiftungen, oft auf Bundesebene. Eine Finanzie-
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rung durch ansässige Unternehmen findet eben-

falls statt, jedoch reichen die auf diese Weise ak-

quirierten Mittel nicht für eine Grundfinanzierung 

aus. Es werden eher vereinzelte Spenden, vor al-

lem Sachspenden, durch die Projektleiter akqui-

riert. Diese bisher eher geringe Kooperation wird 

zum einen mit der gegebenen Strukturschwäche 

der Regionen begründet, in der wenige Unter-

nehmen und Industrie ansässig sind. Zum anderen 

haben die Projektverantwortlichen bisher wenig 

Erfahrung mit Fundraising. Teilweise werden je-

doch auch alternative Finanzierungsmodelle ent-

wickelt: So hat der Verein FestLand e.V. mit dem 

Einrichten einer Schenk-Leihgemeinschaft eine 

Möglichkeit zur Finanzierung des Scheunenaus-

baus geschaffen. Darüber hinaus ist die Gründung 

einer Bürgerstiftung in Planung, durch die das 

Projekt zukünftig unter Mithilfe der Bürgerinnen 

und Bürger aus der Region mitfinanziert werden 

soll. 

 

8. Die vorgestellten Beispiele guter Praxis sind 

zwar nicht ausnahmslos auf Nachhaltigkeit ange-

legt – viele der Projekte sind als Modellprojekte 

mit beschränkter Laufzeit konzipiert, so etwa 

„Demokratie auf dem Acker oder das „Flexible 

Jugendmanagement“. Allen Projekten ist dennoch 

gemeinsam, dass sie die Überführung in nachhal-

tige Strukturen befürworten, da so eine gewisse 

Kontinuität und damit Verlässlichkeit gegenüber 

den Adressaten von Kinder- und Jugendarbeit 

erreicht werden kann. Eine Ausnahme stellt der 

Dorfgottesdienst dar. Hier sieht der verantwortli-

che Pfarrer den Mehrwert des Projekts gerade in 

dem absehbaren Ende: Dadurch, dass das Projekt 

nicht ewig weiter geht, kann wieder Raum frei 

werden für neue Ideen und Ansätze in der Kinder- 

und Jugendarbeit in Zossen. Ansonsten sehen die 

Projektleiterinnen und Projektleiter eine engere 

Vernetzung ihrer Projekte sowie die Suche nach 

alternativen Finanzierungsformen als ausschlag-

gebend für die erfolgreiche Überführung in nach-

haltige Strukturen. Einen Schritt weiter geht es im 

Fall des Abenteuer-Bau-Kochmobil, im Rahmen 

dessen nicht nur Verstetigung des konkreten Pro-

jekts, sondern auch schon die Schaffung neuer 

Ressourcen und neuer selbsttragender Strukturen 

eine Rolle spielen.  
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4 Handlungsempfeh-

lungen 
Auszugehen ist von einer Entwicklungsperspek-

tive der Kinder- und Jugendarbeit, die sich unter 

Verweis auf aktuelle und absehbare Indikatoren 

(Verschuldungslage der Kommunen, Defizitbremse 

der Länder, Neuverschuldungsgrenze der EU, per-

spektivisches Ende des Solidarpaktes) mit begrenz-

ten, ggf. rückläufigen Ressourcen auseinanderzu-

setzen haben wird. Angesichts einer solchen Ent-

wicklung werden die nachfolgenden Empfehlungen 

abgegeben.  

 

Die (gleichfalls begrenzten) Mittel der Bundes-

ebene sind konzentriert dort einzusetzen, wo sie 

ihre maximalen Effekte erwarten lassen. Dies be-

deutet die langfristige Abkehr von Aktionspro-

grammen, Sonderprojekten und weiteren eher 

kurzfristigen Fördervorhaben zugunsten einer Kon-

zentration auf die Strukturebene, da allein hier 

nachhaltige Auswirkungen zu erwarten sind. Dies 

bedeutet nicht, dass seitens der Bundesebene die 

Strukturverpflichtungen der Länder und insbeson-

dere der kommunalen Ebene langfristig gestützt 

bzw. ersetzt werden sollen, sondern, dass die Bun-

desebene sich mittelfristig vornehmlich auf die 

Anregung, Errichtung und Unterstützung derartiger 

Strukturen ausrichtet. Eine solche Vorgehensweise 

wird in einigen nachfolgenden Punkten erläutert: 

 

Langfristig 

 

1. Für jede ostdeutsche Region ist ein Regional-

management zu identifizieren und einzurichten, 

die die prospektive Entwicklung der jeweiligen 

Region sektorenübergreifend steuert. In diesem 

Zusammenhang ist für jede Region auf der Basis 

regionalspezifischer Besonderheiten, Ressour-

cen und Potenziale sowie unter effizient ver-

netzter Einbeziehung öffentlicher, verbandli-

cher, privatwirtschaftlicher und privater/ehren-

amtlicher Akteure zwingend eine realistische, 

positive und vielfältige Entwicklungsperspektive 

anzusteuern. 

 

2. Als übergeordnetes Ziel von Vernetzung und 

Kooperationen muss die Entwicklung von zum 

Teil selbsttragenden Strukturen der Kinder- und 

Jugendarbeit stehen. Dazu gehört auch die sys-

tematische Analyse bzw. Auswertung der Regi-

on durch die Akteure der Kinder- und Jugendar-

beit, das Aufspüren von geeigneten, d. h. 

mobilisierbaren Netzwerk-Partnern in der Regi-

on/im Landkreis/im Dorf, wobei vor allem bis-

lang nicht berücksichtigte Akteure/ Fir-

men/Institutionen/Vereine/Personen in den Fo-

kus geraten und die Anbahnung von Korrespon-

denz- und Kooperationsoptionen. 

 

3. Weil es keine einheitliche, für alle Regionen 

gleichermaßen anzuwendende Strategie geben 

kann, liegt das Ziel in maßgeschneiderten Ent-

wicklungskonzepten für die Region unter kon-

sistenter Einbeziehung der Kinder- und Jugend-

arbeit. Daraus erwächst jedoch auch umgekehrt 

die Aufgabe für die Kinder- und Jugendarbeit, 

die bestehenden regionalen Entwicklungskon-

zepte im Hinblick auf Kongruenz- und Korres-

pondenzpotentiale hin auszuwerten und ihre 

Potenziale und Beiträge hierzu zu verdeutli-

chen.  

 

4. Wenn die Anliegen von Kindern und Jugendli-

chen als Querschnittsaufgaben im Sinne eines 

kohärenten und ressortübergreifenden Politik-

feldes der Regionalentwicklung ernst genom-

men werden sollen, müssten – analog zu den 

Vorschlägen des Bundesjugendkuratoriums im 

Hinblick auf die Bundesebene – auch auf den 

Landes- und Kommunalebenen die zuständigen 

Instanzen und Akteure „sowohl in ihrem eige-

nen Ressort gestärkt, als auch in ihrer Kommu-

nikationsfähigkeit gegenüber anderen Ressorts 

qualifiziert werden, um als kompetenter Partner 

in kooperativen Aktivitäten wahrgenommen zu 

werden.“ (Bundesjugendkuratorium 2009, S. 51) 
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Jugendpolitik wäre hierdurch als wichtiger Fak-

tor der Regionalentwicklung im Sinne eines ob-

ligaten „Ceterum Censeo“ zu etablieren: Wenn 

etwa ein regionales Mobilitätskonzept erstellt 

wird, wäre die notorische Frage: Was bedeutet 

das für die Kinder- und Jugendlichen?  

 

Mittelfristig 

 

5. Abbau von Parallelstrukturen: Eine mittelfristige 

Aufgabe muss die Entwirrung des Fördernetzes 

und eine daran anschließende Neugestaltung 

von Ressourcen und Handlungsfeldern sein. 

 

6. Wo Fördervorhaben für die Kinder- und Jugend-

arbeit etabliert werden, ist zwingend eine da-

rauf abzielende Anschlussstruktur zur Bedin-

gung zu machen, die eine Nachhaltigkeit der 

Förderung gewährleistet.  

 

7. Gleichermaßen sind für alle derartigen Vorha-

ben plausible und angemessene Evaluations-

strukturen (jenseits reiner Sachberichte und 

Verwendungsnachweise) einzurichten, die zu-

verlässig Auskunft über die Zielerreichung ge-

ben können. Dies darf jedoch nicht zu einer Kul-

tur ausschließlicher Positivberichte und Be-

schönigungen führen, da gerade aus Fehlschlä-

gen wichtige Lern- und Transfereffekte resultie-

ren. 

 

8. Durchführung einer jährlichen „Fachmesse Ju-

gend“ (nach dem Vorbild des Landkreises 

Diepholz). Im Sinne eines Treffens innerhalb der 

Region, an dem sich alle „vernetzungswilligen 

und interessierten Akteure“ beteiligen und ge-

meinsam überlegen, was sie persönlich (ge-

meinsam mit den anderen) für die innovative 

Weiterentwicklung und den Erhalt der Kinder- 

und Jugendarbeit tun können. 

 

9. Etablierung von kontinuierlichen jährlichen 

Fachkongressen zur Kinder- und Jugendarbeit 

Ostdeutschlands, um einen Austausch über wir-

kungsvolle Ansätze in der Vernetzung der Kin-

der- und Jugendarbeit mit gewinnbringenden 

Akteuren zu etablieren, um über Erfolge und 

Misserfolge in den Projekten selbst zu sprechen 

und um über Kinder- und Jugendpolitik im Zu-

sammenwirken mit anderen Politikfeldern zu 

diskutieren und zukunftsfähige Ansätze entwi-

ckeln zu können.  

 

10. In der noch unveröffentlichten Studie des Hein-

rich von Thünen-Instituts in Braunschweig zeigt 

sich, dass die Jugendlichen sich ihrer Schule ge-

genüber in einem bemerkenswert hohen Maße 

zufrieden äußern; gleichzeitig findet eine Etab-

lierung der Kinder- und Jugendarbeit vornehm-

lich an Schul-Standorten statt. Vor diesem Hin-

tergrund muss die sozialpädagogische Qualifi-

zierung der Schulen Aufmerksamkeit zukom-

men: Die Aufmerksamkeit muss auf das Aufga-

benprofil einer modernisierten Schulsozialarbeit 

gerichtet (weg vom Problem-, Brennpunkt- und 

Feuerwehr-Image) und die Kinder- und Jugend-

arbeit als unabdingbarer und gleichberechtigter 

Ko-Produzent für Schule etabliert werden.  

 

Kurzfristig 

 

11. Unumgänglich und grundlegend für eine per-

spektivisch attraktive Jugendpolitik in den neu-

en Bundesländern ist die Konzipierung eines 

neuen „Narrativs“ im Sinne einer plausiblen 

Botschaft, welche Kinder und vor allem Jugend-

liche verstärkt als wertvolle Zukunftsfaktoren 

thematisiert und die hierauf bezogene Politik 

neu positioniert.  

 

12. Weibliche Jugendliche tendieren eher dazu, die 

Region zu verlassen.  Diese Tatsache im Be-

wusstsein, muss sich die Kinder- und Jugendar-

beit mit erhöhter Gender-Sensibilität –  gerade 

in den ländlichen Regionen – zum Teil neu aus-

richten. Diese Gender-Sensibilität darf aber 

nicht nur eine handlungsleitende Grundeinstel-

lung sein, sondern muss anhand konkreter Pro-
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jekte und (Qualitäts-)Indikatoren nachvollzieh-

bar umgesetzt werden. 

 

13. Um die weiteren Perspektiven und Empfehlun-

gen zur Kinder- und Jugendarbeit auf eine solide 

empirische Grundlage zu stellen, sind weitere 

Aktivitäten erforderlich, die über die Jugendhil-

festatistik hinaus gehen und deren Mängel (zu 

große Intervalle, Reduktion auf öffentlich ge-

förderte Daten und Maßnahmen, zu ungenaue 

Datenbasis) bearbeiten. Die empirische Daten-

lage zur Kinder- und Jugendarbeit muss deshalb 

verbessert werden.  

 

14. Da die Kinder- und Jugendarbeit im Hinblick auf 

Rechtslage und Rechtsqualität eine eher kom-

plizierte, jedenfalls nicht unmissverständlich de-

finierbare Verbindlichkeit aufweist, sind hier 

Missdeutungen als „freiwillige Aufgabe“ vor-

programmiert. Aus diesem Grund ist die Einho-

lung eines Rechtsgutachtens zur Präzisierung 

der Verbindlichkeit von Leistungen der Kinder- 

und Jugendarbeit auf Landes- insbesondere 

aber auf kommunaler Ebene insbesondere im 

Hinblick auf die finanzielle Dimension angera-

ten. In einer weiteren Perspektive könnte damit 

auch das bislang ungeklärte und strittige Ver-

hältnis von Landesaufgaben und kommunalen 

Aufgaben nachhaltig aufgeklärt werden. 
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Anhang 
 
Fragebogen an die Experten:  
   
 

13. September 2010 
 
Erarbeitung der Studie „Kinder‐ und Jugendarbeit vor dem 
Hintergrund des demografischen Wandels in den neuen 
Bundesländern“ 
 
Zur Entwicklung einer ressortübergreifenden Demografiestrategie 
werden durch die Bundesregierung verschiedene Studien und 
Expertisen eingeholt. Dazu hat das Bundesministerium des Innern 
(Arbeitsstab GIII Angelegenheiten der Neuen Bundesländer) die 
Stiftung Demokratische Jugend mit der Durchführung einer Studie 
„Kinder‐ und Jugendarbeit vor dem Hintergrund des demografischen 
Wandels in den neuen Bundesländern“ beauftragt. Diese wird von der 
Stiftung gemeinsam mit Prof. Dr. Werner Lindner von der 
Fachhochschule Jena im Zeitraum August bis November 2010 erstellt.  
Für die Erarbeitung der Studie und für die Entwicklung von 
pointierten Handlungsempfehlungen ist es wichtig, Informationen 
aus erster Hand zu erhalten – von den Menschen, die unmittelbar mit 
Kinder‐ und Jugendarbeit im ländlichen Raum Ostdeutschlands 
befasst sind. 
 
 
 
Das Bundesministerium des Innern interessiert sich insbesondere für 
folgende Aspekte: 
 
1) Entstehen neue Orte/ Aufenthaltsbereiche für Kinder und 
Jugendliche? 

- virtuelle und reale Aufenthaltsbereiche? 
- Konkrete Beispiele? 
- Evtl. Daten und Fakten? (z. B. Zeitbudgetanalysen; 

Befragungen, usw.)  
 
 
2) Gibt es Ansätze für neue Kooperationsformen, Netzwerke oder 
Trägerschaften in Ergänzung zur traditionellen Jugendarbeit von 
Gemeinden, Kirchen etc.? 

- Kooperation mit der Wirtschaft? Über Sponsoring hinaus?  
- Jugendträger und Heimatverein? 
- Jugendclub und öffentliche Disco? 
- Konkrete Beispiele? 
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3) Welche Rolle übernehmen ansässige Vereine? 
- Bereitstellung von Ressourcen (z.B. Sporthalle)? 
- Wie wirken traditionelle Vereine mit? 
- Konkrete Beispiele? 

 
4) Welche Rolle spielt bürgerschaftliches Engagement? 

- Konkrete Beispiele? 
 
 
5) Welche Rollen übernehmen Schulen in der Bearbeitung der 
Thematik „ländlicher Raum/ demografischer Wandel und Jugend“? 
 
 
6) Wie verändern sich durch Schließung von Schulstandorten und 
Einführung von Ganztagsbetreuung die räumlichen Schwerpunkte 
jugendlichen Lebens (vom Wohnort zum Schulort)? 

- Konkrete Beispiele? 
 
 
7) Welche Konzepte existieren zur Sicherstellung ausreichender 
Mobilität von Kindern und Jugendlichen angesichts ausgedünnter 
Angebote?  

- Z.B. innovative Ansätze im Bereich ÖPNV? 
- Konkrete Beispiele? 

 
 
8) Gibt es Ansätze zu mobilen, flexiblen Systemen der Jugendarbeit? 

- Flexibilität sowohl auf fachlicher Ebene? (d.h. 
Verbundsysteme zur Jugendsozialarbeit, Erziehungshilfen, 
Arbeitsagentur etc.) 

- Als auch auf örtlicher/ räumlicher Ebene? (z. B. Sozialraum‐ 
oder auch Landkreisüberschreitende Kooperationen) 

- Konkrete Beispiele? 
 
 
9) Gibt es in Ihrer Praxis spezielle Aktivitäten, die sich vorrangig und 
gezielt (Anmerkung: also nicht nur „nebenbei“) mit dem Thema 
Werte und Wertevermittlung befassen? 

- Konkrete Beispiele? 
 
 
 
 
Ihre Anmerkungen: 
 
 
 
 




